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Eingebracht wurden 
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Dr. Iro und Genossen an den Bundesminister 
für Bauten und Technik, betreffend Neubau 
des Bundesamtsgebäudes Vöcklabruck (2831 
J.BRj70) 

Anfragebeantwortungen 
des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Bundes­

räte Dr. 11'0 und Genossen (256jA. B. zu 
281/J-BRj70) 

des Bundesministers für Inneres auf die An­
frage der Bundesräte Dr. lro und Genossen 
(257/A. B. zu 282/J-BRj70) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Dr. Fruhstorfer: Ich e r  ö f f n e 
die 295. Sitzung des Bundesrates. 

Die amtlichen Pro t 0 k 0 1 1  e der 293. und 
294. Sitzung des Bundesrates vom 11. Juli 
1910 sind aufgelegen, unbeanstandet geblieben 
und gelten daher als genehmigt. 

E i n  g e l  a n g t ist ein Schreiben des Amtes 
der Tiroler Landesregierung, betreffend die 
Durchführung von Vvahlen in den Bundesrat. 
Ich bitte den Herrn Schriftführer um Verlesung 
dieses Schreibens. 

Schriftführer lng. Gassner: 

"An die Parlamentsdirektion, Dr. Kar! Ren­
ner-Ring 3, Wien. 

Das Amt der Tiroler Landesregierung beehrt 
sich mitzuteilen, daß der Tiroler Landtag bei 
seiner konstituierenden Sitzung am 20.10.1970 
nachstehende Personen zu Mitgliedern bzw. 
Ersatzmitgliedern des Bundesrates gewählt 
hat: 

I. Mitglieder: 
1. lng. Herbert Guglberger, Solbad Hall, 
2. Ing. Helmut Mader, Innsbruck, Fischnaler­

straße 24, 
3. Frau Maria Hagleitner, Innsbruck. 

11. Ersatzmitglieder: 
1. Dipl.-Ing. Franz Kranebitter, Telfs, 
2. Vizebürgermeister Max Walch, Kufstein, 
3. Frau Wanda Brunner, Innsbruck. 

Vom Amt der Landesregierung:" 
Unterschrift unleserlich 

Vorsitzender: Die Tiroler Mitglieder des 
Bundesrates sind im Hause erschienen. leb. 
werde daher sogleich ihre Angelobung vor­
nehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den Herrn Schriftführer werden die neu- bezie­
hungsweise wiedergewählten Vertreter Tirols 
ihre Angelobung mit den Worten "Ich gelobe" 
zu leisten haben. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver­
lesung der Gelöbnisformel und anschließend 
um den Namensaufruf der neuen Mitglieder 
des Hohen Hauses. 

Schriftführer Ing. G a 8 sn e r  verliest die 
GelÖbnislormel. - Nach Namensaulrulleisten 
die nachstehend angeführten Bundesräte die 
Angelobung mit den Worten ,)ch gelobe": 

lng. Herbert Guglberger, 
Maria Hagleitner, 
lng. Helmut Mader. 
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Vorsitzender: Ich begrüße die neu- bezie- Schriftführer Ing. Gassner: 
hungsweise wiedergewählten Vertreter Tirols "An den Vorsitzenden des Bundesrates zu sehr herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner Handen des Herrn Kanzleidirektors des Bun­
Beifall.) 

Seit der letzten Sitzung des Bundesrates sind 
zwei A n f r a  9 e b e a n t w 0 r t u n  g e n  ein­
gelangt, die den Anfragestellern übermittelt 
wurden. Die Anfragebeantwortungen wurden 
vervielfältigt und an alle übrigen Mitglieder 
des Bundesrates verteilt. 

Eingelangt sind zwei Schreiben des Bundes­
kanzlers, betreffend eine Veränderung in der 
Bundesregierung beziehungsweise die Vertre­
tung des Herrn Bundesministers für Landes­
verteidigung. Ich ersuche den Herrn Schrift­
führer um Verlesung dieser Schreiben. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­

ßung vom 26. Juli 1 970, Zl. 61 67170, den Bun­
desminister ohne Portefeuille Dr. ljertha Firn­
berg gemäß Artikel 74 Abs. 3 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
von seinem Amte enthoben und ihn gleich:­
zeitig gemäß Artikel 70 Abs. 1 des zitierten 
Gesetzes zum Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung ernannt. 

Hievon beehre ich mich Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

"An Herrn Vorsitzenden des Bundesrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­

ßung vom 30. Oktober 1970, Zl. 9549/70, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes· 
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Landesverteidigung 
J ohann Freihsler mich mit dessen Vertretung 
betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Ich begrüße den im Haus erschienenen Bun­
desminister für Auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Kirchschläger. (Beifall.) 

Eingelangt sind weiters drei Schreiben des 
Bundeskanzleramtes, betreffend einen Behar­
rungsbeschluß des Nationalrates sowie zwei 
Gesetzesbeschlüsse im Sinne des Artikels 42 
Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz. Ich ersuche 
den Herrn Schriftführer, auch diese Schreiben 
zu verlesen. 

desrates, Wien. 

Zu Zl. 129-BR/ 1970. 
Die Kanzlei des Präsidenten des National­

rates hat dem Bundeskanzler mit Schreiben 
vom 30. Oktober 1970, Zl. 1 1 4-NR/ 1970, mit­
geteilt, daß der Nationalrat in seiner Sitzung 
am 30. Oktober 1970 den Einspruch des Bun­
desrates gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 9. Juli 1970 über das Bun­
desgesetz, mit dem das Einkommensteuer­
gesetz 1967 abgeändert wird, in Verhandlung 
genommen und folgenden Beschluß gefaßt hat: 

,Der ursprüngliche Beschluß des National­
rates vom 9. Juli 1970, mit welchem dem Ent­
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Ein­
kommensteuergesetz 1967 abgeändert wird, die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilt wurde, 
wird gemäß Artikel 42 Abs. 4 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
w i e d e r hol t.' 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
beehrt sich hievon unter Hinweis auf die Be­
stimmung des Artikels 42 Abs. 4 erster Satz 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas­
sung von 1929 und unter Anschluß einer Aus­
fertigung des Gesetzesbeschlusses Kenntnis zu 
geben. 

2. November 1 970 
Für den Bundeskanzler : 

Dr. Draxler" 
"An den Vorsitzenden des Bundesrates zu 

Handen des Herrn Kanzleidirektors des Bun­
desrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler .mit Schreiben vom 30. Oktober 
1970, Zl. 133 d.B.-NR/1970, den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 30. Oktober 1910: Bun­
desgesetz über den Verzicht auf eine Forde­
rung des Bundes gegen die Osterreichische 
Automobilfabriks-Aktiengesellschaft aus ab­
gelösten Forderungen der ehemaligen Sowje­
tischen Militärbank in Wien, übermittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1 929 
vorzugehen. 

2. November 1970 
Für den Bundeskanzler: 

Dr. Draxler" 
"An den Vorsitzenden des Bundesrates zu 

Handen des Herrn Kanzleidirektors des Bun­
desrates, Wien. 
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Schriftführer 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem über die Gewährung eines Bundeszuschusses 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 30. Oktober an das Bundesland Burgenland aus Anlaß der 
1910, Zl. 144 d.B.-NR/1 910, den beiliegenden 50jährigen Zugehörigkeit zu Osterreicbi 
Gesetzesbeschluß vom 30. Oktober 1970 : Bun-
desgesetz, betreffend die Ubernahme der Bun­
deshaftung für Anleihen, Darlehen und son­
stige Kredite der Osterreichischen Elektrizi­
tätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbund­
gesellschaft) und der Sondergesellschaften 
gemäß § 4 Abs. 4 des 2. Verstaatlichungsgeset­
zes (Energie anleihe gesetz 1970) , übermittelt. 

8. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1 970, betreffend ein Bundesgesetz 
über weitere Maßnahmen zur Finanzierung 
der Austrian Airlines, Osterreichische Luft­
verkehrs-Aktiengesellschaft (AU A -Finanzie­
rungsgesetz) ; 

9. Beschluß des Nationalrates vom 1 1 . No­
vember 1970 über den Beschluß der Vertrags­
parteien des Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommens (GATT) betreffend die Beibehal­
tung des Artikels XX lit. (j) i 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes- 10. Beschluß des Nationalrates vom 1 1 . No­Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 vember 1910 über die Sechste Niederschrift vorzugehen. 

2. November 1 970 (Proces-Verbal) betreffend die Verlängerung 
Für den Bundeskanzler: der Deklaration über den vorläufigen Beitritt 

Dr. Draxler" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 
Ich ersuche nunmehr den Herrn Schriftführer 

um Bekanntgabe der eingelangten Beschlüsse 
des Nationalrates. 

Schriftführer lng. Gassner: 
1. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 

30. Oktober 1910, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Neuordnung der Rechtsstellung des 
unehelichen Kindes; 

2. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1910, betreffend ein Bundesgesetz 
über besondere strafrechtliche Bestimmungen 
für Soldaten (Militärstrafgesetz - MilStG.) ; 

3. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
11 . November 1 910, betreffend ein Bundes­
gesetz über die Tätigkeit der Notare als Beauf­
tragte des Gerichtes (Gerichtskommissäre) im 
Verfahren außer Streitsachen; 

Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen (GA TI); 

1 1 .  Beschluß des Nationalrates vom 1 1 .  No­
vember 1970 über die Fünfte Niederschrift 
(Proces-Verbal) betreffend die Verlängerung 
der Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
der Vereinigten Arabischen Republik zum All­
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT); 

12. Beschluß des Nationalrates vom 11. No­
vember 1 970, betreffend ein Protokoll über den 
Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
men (GATT); 

13.  Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
29. Oktober 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
wirksam für das Land Niederösterreich, über 
die Organisation der öffentlichen land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 
und die Berufsschulpflicht (NO. Landwirt­
schaftliches Schulgesetz) ; 

4. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 14. Beschluß des Nationalrates vom 11. No-
30. Oktober 1 910, betreffend ein Bundesgesetz, vember 1 970, betreffend ein Internationales 
mit dem das Scheidemünzengesetz 1963 abge- Ubereinkommen über das Verfahren zur Fest­
ändert wird; legung von Tarifen für den Fluglinienverkehr; 

5. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1910 über ein Bundesgesetz, 
betreffend die Gewährung eines zweckgebun­
denen Zuschusses des Bundes an die Stadt 
Wien zur Förderung der Errichtung einer 
U-Bahn; 

6. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1 970, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Gewährung eines Bundeszuschusses 
an das Bundesland Kärnten aus Anlaß der 
50. Wiederkehr des Jahrestages der Volks­
abstimmung; 

1. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1910, betreffend ein Bundesgesetz 

15. Beschluß des Nationalrates vom 1 1 .  No­
vember 1 970, betreffend ein Protokoll über die 
authentische dreisprachige Fassung des Ab­
kommens über die Internationale Zivilluftfahrt 
(Chikago, 1944) samt Annex; 

16 . Beschluß des Nationalrates vom 11. No­
vember 1 910, betreffend ein Protokoll zur Än­
derung des Abkommens zur Vereinheitlichung 
von Regeln über die Beförderung im inter­
nationalen Luftverkehr, unterzeichnet in War­
schau am 1 2. Oktober 1 929; 

1 1. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1 910, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz, betreffend die 

695 
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Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der Ein entsprechendes Aviso mit der sich sol­
medizinisch-technischen Dienste und der Sani- merart ergebenden Reihung der Tagesordnung 
tätshilfsdienste, abgeändert wird; ist allen Mitgliedern des Hohen Hauses zuge-

1 8. Gesetzesbescbluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1 970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über öffentliche 
SChutzimpfungen gegen übertragbare Kinder­
lähmung geändert wird; 

19. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Oktober 1970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über Schutzimpfun­
gen gegen Tuberkulose geändert wird; 

gangen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
diesem Vorschlag auf Ergänzung und Umrei­
hung der Tagesordnung ihre Zustimmung er­
teilen, ein Händezeichen zu geben. - Dieser 
Vorschlag ist somit einstimmig angenommen. 

Gemäß § 28 Abs. B der Geschäftsordnung 
setze ich ferner als 29. Punkt die Wahl eines 
Schriftführers für den Rest des 2. Halbjahres 
1910 auf die Tagesordnung der heutigen Sit-

20. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom zung. 
30. Oktober 1 970, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Apothekengesetz ergänzt wird 
(Apothekengesetznovelle 1 970) i 

2 1 . Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 1 .  November 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz, betreffend 
Abänderung und Ergänzung des Kleinrentner­
gesetzes, geändert wird; 

22. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
11.  November 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Opferfürsorgegesetz 
neuerlich abgeändert und ergänzt wird 
(21. Opferfürsorgegesetz-Novelle); 

23. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
11. November 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1957 neuerlich abgeändert und ergänzt 
wird; 

24. Beschluß des Nationalrates vom 30. Ok­
tober 1 970, betreffend ein Dbereinkommen zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwi­
schen Staaten und Angehörigen anderer Staa­
ten. 

Vorsitzender: ICh begrüße den im Hause er­
schienenen Justizminister Dr. Broda. (Beifall 
bei der SPO und bei Bundesräten der OVP.) 

Ich habe diese Vorlagen den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zugewiesen. Die 
Ausschüsse haben diese Beschlüsse des Natio­
nalrats einer Vorberatung unterzogen. Die 
entsprechenden schriftlichen Berichte liegen 
bereits vor. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung um den 
Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die XXIV. Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen (New York, 
16. September bis 17. Dezember 1969) sowie 
die ersten 23 der soeben verlesenen Beschlüsse 
des Nationalrates zu ergänzen und anschlie­
ßend Ausschußergänzungswahlen durchzufüh­
ren. 

1. Punkt: Beriebt des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die 
XII. Ordentlic:he Generalkonierenz der IAEO 
vom 24. bis 30. September 1968 (416 der Bei-

lagen' 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die XII. Ordentliche 
Generalkonferenz der IAEO vom 24. bis 
30. September 1968. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Heger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Heger: Wie der vorlie­
gende BeridIt ausführt, gehört zu den wichtig­
sten Ereignissen des Jahres 1968, die die wei­
tere Entwicklung der' lAEO beeinflußt haben, 
die Annahme des Nonproliferationsvertrages. 
Die ursprünglich der IAEO zugedachte Haupt­
funktion, als Umschlagplatz für Kernmaterial 
zu fungieren, trat im Jahre 1968 gegenüber 
den Aspekten der Sicberheitskontrolle, der 
technischen Hilfe und des Informationsaus­
tausches weiter zurück. Zu den Mitgliedstaa­
ten sind 1968 Liechtenstein, Zambia und Niger 
hinzugetreten. Angeschlossen sind dem Bericht 
audl Auszüge aus den Ansprachen des Gene­
raldirektors der IAEO und verschiedener Dele-
gierter im Plenum sowie die Ausführungen 
des österreichischen Vertreters. 

Der Aussdluß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 13. Juli 1970 in Verhandlung gezogen. 
und einstimmig besdllossen, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme dieses Berichts zu emp­
fehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Aussdluß für auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration den A n t r ag, 
der Bundesrat wolle beschließen: 
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Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XII. Ordent­
liche Generalkonferenz der IAEO vom 24. bis 
30. September 1 968 samt Annexe wird zur 
Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Ich danke. Zum Wort hat sich 
niemand gemeldet. Wir schreiten zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s t i m  m u n g wird der Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Angele­
genheiten e i n  s t i m  m i g zur K e n n t n i s 
genommen. 

2. Punkt: Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die 
XIII. OrdentliChe Generalkonierenz der IAEO 
vom 23. bis 29. September 1969 (417 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Bun­
desministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die XIII. Ordentliche Generalkonferenz 
der IAEO vom 23. bis 29. September 1969. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Heger. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Heger: Im Vordergrund 
der Debatten der XIII. Generalkonferenz der 
IAEO standen die Möglichkeit der Anwendung 
von Atomexplosionen für friedliche Zwecke 
und die zunehmende Bedeutung des Sicher­
heitskontrollsystems der Atombehörde im Zu­
sammenhang mit dem Atomsperrvertrag sowie 
eine Erweiterung des Gouverneurrates. Letz­
teres hat seine Ursache in den rund 40 neuen 
Mitgliedern, die seit der Gründung der IAEO 
aufgenommen wurden, sowie in den tedmolo­
gischen Fortschritten einzelner Mitgliedstaa­
ten. 1969 wurde Irland als neues Mitglied 
aufgenommen. So wie in den bisherigen ein­
schlägigen Vorlagen sind in dem vorliegenden 
Bericht wieder Auszüge aus der Ansprache 
des Generaldirektors der IAEO und anderer 
im Plenum gehaltenen Ansprachen sowie die 
Ausführungen des österreichischen Delegier­
ten angeschlossen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 13. Juli 1910 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 

Der Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XIII. Or­
dentliche Generalkonferenz der IAEO vom 
23. bis 29. September 1969 samt Annexe wird 
zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s t i m m  u n g wird der Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Angele­
genhei ten e i n  s t i m  m i g zur K e n n t n i 8 
genommen. 

3. Punkt: Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XXIV. Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen. 
(New York, 1 6. September bis 17. Dezember 

1969) (446 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir kommen zum 3. Punkt 
der Tagesordnung: Bericht des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten über 
die XXIV. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (New York, 16. September bis 
11. Dezember 1969) . 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Heger. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Heger: Der vorliegende 
Bericht beschäftigt sich auf 146 Druckseiten 
mit den organisatorischen, politischen, wirt­
schaftlichen, sozialen und menschenrechtIichen. 
Kolonial- und Treuhandschafts-, Verwaltungs­
und Budget- sowie völkerrechtlichen Fragen, 
die in der XXIV. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, in der Zeit vom 16. Sep­
tember bis 1 1. Dezember 1969, behandelt wur­
den. Angeschlossen sind dem Bericht ferner 
ein Verzeichnis aller angenommenen Resolu­
tionen samt den j eweiligen Abstimmungs­
ergebnissen sowie alle Grundsatzerklärungen, 
die von österreichischen Vertretern im Plenum 
der Generalversammlung beziehungsweise in 
den verschiedenen Kommissionen abgegeben 
worden sind. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 11.  November 1910 in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses Be­
richtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration den A n  t r a g. 
der Bundesrat wolle beschließen: 

der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten Der Bericht des Bundesministers für Aus­
und wirtschaftliche Integration den A n t r a g, wärtige Angelegenheiten über die XXIV. Ge­
der Bundesrat wolle beschließen: neralversammlung der Vereinten Nationen 
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(New York, 1 6. September bis 17.  Dezember stellung des unehelichen Kindes, wird kein 
1 969) samt Anlagen wird zur Kenntnis ge- Einspruch erhoben. 
nommen. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Bericht 
des B undesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten e i n  s tim m j g zur K e n n t n i s 
genommen. 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1910, belreBend ein Bundes­
gesetz tiber die Neuordnung der Rechtsstel­
hlDg des uneheliChen Kindes (421 der Bei-. 

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
4. Punkt der Tagesordnung : Bundesgesetz über 
die Neuordnung der Rechtsstellung des unehe­
lichen Kindes. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Anna Demuth. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Anna Demuth: Hohes 
I-laus ! Ich bringe den Bericht des Ausschusses 
für Verfassungs- und Rechtsangelegenheiten 
über den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1 970, betreffend ein Bundes­
gesetz über die Neuordnung der Rechtsstel­
lung des unehelichen Kindes. 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen die Rechtsstellung des 
unehelichen Kindes seiner besonderen Lage 
angepaßt und bisher bestehende Benachteili­
gungen beseitigt werden. Neben einer grund­
sätzlichen Gleichstellung des Anspruches auf 
Unterhalt, Versorgung, Pflege und Erziehung, 
wie er sich für ein eheliches Kind bestimmt, 
wird für uneheliche Kinder - vorbehaltlich 
des gesetzlichen Erbredltes der Witwe und der 
ehelichen Kinder des Vaters - auch ein 
gesetzliches Erbrecht zum Nachlaß des Vaters 
statuiert. Neu geregelt werden auch die Be­
stimmungen über die Vermutung beziehungs­
weise die Feststellung der Vaterschaft zu 
einem unehelichen Kind. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Frau Bun­
desrat Eleonora Hiltl gemeldet. Ich erteile es. 

Bundesrat Eleonora HilU (OVP) : Sehr geehr­
ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr 
Minister! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren ! Mit dieser Neuordnung der Rechtsstellung 
des unehelichen Kindes, die wir heute hier 
im Bundesrat auch zu beschließen und ihr 
zuzustimmen haben, wird wieder ein Schritt 
weiter auf dem Weg der Verbesserung der 
Stellung des unehelichen Kindes getan. 

Meine Damen und Herrenl Das Problem um 
die Stellung des unehelichen Kindes in der 
Familie, in der Gesellschaft ist nicht neu und 
beschäftigt schon viele Jahre hindurch nicht 
nur allein Soziologen, nicht nur allein Gesetz­
geber, sondern auch - ob Sie es wahrhaben 
wollen oder nicht - sogar Dramatiker. Ich 
darf nur ganz kurz daran erinnern, daß schon 
seinerzeit Dumas (fils) mit seinem Drama "Le 
fils naturei" dieses harte Problem auf die 
Bühne gebracht hat und hiemit vielleicht auch 
gerade durch die Mittel der dramatischen Dar­
stellung das Gewissen der Völker, das Gewis­
sen der Zuschauer aufwecken und aufrütteln 
wollte. 

Mit dieser heutigen Änderung des bisheri­
gen Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbudles 
wird vor allem in den ersten Paragraphen die 
Feststellung der Vaterschaft neu geregelt. Und 
wer immer von uns - speziell, glaube ich, 
auch wir Frauen - mit den Problemen der 
unehelichen Kinder und den Sorgen der Mütter 
um diese Kinder zu tun hat, weiß, daß es eine 
der größten Schwierigkeiten ist, den Vater 
festzustellen beziehungsweise eben auch, wenn 
die Vaterschaft festgestellt ist, den Vater auf 
seine Pflichten dem Kind gegenüber aufmerk­
sam zu machen. 

Wir haben also auch hier eine Regelung 
getroffen. Wir sind j a  heute in all den Wissen­
schaften sonst so weit fortgeschritten, daß es 
zumindest ganz sicher feststellbar ist, wenn 
einer nicht der Vater ist; noch nicht hundert­
prozentig, ob einer der Vater ist. Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­

angelegenheiten' hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 17.  November Zu diesen ersten Paragraphen, die sich mit 
1970 in Verhandlung genommen und einstim- der Feststellung der Vaterschaft beschäftigen, 
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh- möchte ich hier auch etwas sagen. Es gibt 
len, keinen Einspruch zu erheben. sicher Fälle, wo es die Mutter vorzieht, den 

. . . Vater oder den Namen des Vaters nicht zu A�s Ergebms dIeser Beratungen 
.. 

stelle Ich nennen. Sie begibt sich damit aller Möglich-somIt namens des AussdlUsse.s fur verfas- I keiten, einmal später diesen Vater zu seinen 
�ungs- und RechtsangelegenheIt�n den A n- Pflichten heranzuziehen beziehungsweise sie 
t r a g, der Bundesrat wolle beschlIeßen: verzichtet vielleicht auf etwas, was auch über 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National- das Materielle und Finanzielle hinausgeht, 
rates vom 30. Oktober 1970, betreffend ein nämlich dem Kind die Möglichkeit zu geben, 
:Bundesgesetz über die Neuordnung der Rechts- seinen Vater kennenzulernen. 

295. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 55

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 295. Sitzung - 19. November 1970 7883 

Eleonora HilU 
Ich glaube, hier müßte man immer wieder 

die Frauen darauf aufmerksam machen, daß 
es vielleicht wirklich nur ganz, ganz wenige 
und schwerwiegende Gründe geben kann, die 
die Mutter veranlassen könnten, den Vater, 
wenn sie ihn weiß, zu verschweigen und damit 
auch dem Kind etwas sehr Wichtiges für sein 
Leben wegzunehmen. 

Denn, meine Damen und Herren, wenn man 
auch sicherlich sagen könnte: Ein Vater, der 
sein Kind verleugnet, wird auch dann in spä­
teren Zeiten nicht viel für das Kind übrig­
haben! ,  muß man doch berücksichtigen, daß 
der Mensch schließlich auch wandelbar ist, 
und vielleicht tritt auch hier in der Einstellung 
des Vaters eine Änderung ein. Man müßte 
also doch schauen, daß diese Möglichkeit, so­
weit es geht, dem Kind geboten wird. 

Wir sind ja leider in asterreich mit der 
Anzahl der unehelichen Kinder an der Spitze 
sämtlicher Staaten in Europa. Meine Damen 
und Herren! Es ist das kein großes Vorzugs­
zeugnis für Osterreich. Die Zahl der unehe­
lichen Kinder im Jahre 1969 betrug nicht weni­
ger als 14.863, in einer Prozentzahl ausge­
drückt: 12,2 Prozent. Wenn man auch fest­
stellen kann, daß die Zahl der unehelichen 
Kinder in den letzten Jahren abgenommen hat, 
so halte ich diese Zahl immer noch für sehr 
hoch, vor allem auch vom Standpunkt des 
Kindes aus gesehen. 

Denn, meine Damen und Herren, soviel wir 
uns auch bemühen, die gesetzlichen Voraus­
setzungen zu schaffen, um das Leben des 
unehelichen Kindes finanziell, materiell und 
gesellschaftlich. zu erleichtern, können wir 
doch niemals dem Kind das ersetzen, was es 
am notwendigsten braucht, nämlich die Gebor­
genheit der Familie, das einmalige Erlebnis 
für das Kind, in einer ruhigen, gesicherten 
und glücklichen Einheit von Vater, Mutter und 
Kind aufzuwachsen. 

Die Paragraphen, die sich weiterhin mit dem 
Rechtsverhältnis zwischen Eltern und unehe­
lichen Kindern befassen, legen den Anspruch 
des Kindes auf einen Unterhalt, auf eine 
ordentliche Erziehung und auf eine den Ver­
hältnissen auch des Vaters entsprechende Er­
ziehung fest. 

Es steht aber auch im § 169: "Ein uneheliches 
Kind kann aber den Unterhalt nicht in grö­
ßerem Maß erhalten, als er den ehelichen Kin­
dern des Vaters aus der Verlassenschaft zuteil 
werden kann." - Das geht dann auf das Erb­
recht über. Ich glaube, hier besteht noch eine 
notwendige Unterscheidung zwischen den 
Rechten, die das eheliche Kind hat, und denen, 
die das uneheliche Kind hat. 

Sehr wichtig und ausschlaggebend erscheint 
es mir - und ich glaube, uns Frauen allen -, 
daß jetzt die Möglichkeit gegeben ist, daß 
die Mutter Vormund ist. Meine Damen und 
Herren! Wir wissen auch aus der Vergangen­
heit, wie lächerlich es oft war, daß eine Mutter, 
die mit sehr viel Opferbereitschaft und mit 
dem Einsatz ihrer ganzen Persönlichkeit a1le 
Schwierigkeiten in der Sorge um ein unehe­
liches Kind auf sich genommen hat, dann nicht 
einmal das Recht hatte, als Vormund dieses 
Kindes aufzutreten . .  

Jetzt ist zwar auch die Möglichkeit gegeben, 
daß man einen amtlichen Vormund bestellt, 
denn wir dürfen ja nicht vergessen: Es gibt 
sehr viele Fälle, in denen es günstiger istl 
wenn ein amtlicher Vormund bestellt wird. 
Denken wir nur daran, daß heute auch schon 
15jährige oder 16jährige Mutter werden und 
ein uneheliches Kind zur Welt bringen und 
daß es in solchen Fällen sehr zweifelhaft· ist,. 
ob man einem solchen jungen Menschen die 
Vormundschaft übergeben soll. In diesen Fäl-. 
len ist die amtliche Vormundschaft bestimmt 
das Bessere. Aber immerhin soll in vielen 
anderen Fällen, in denen die Mutter will und 
auch reif genug ist, sie die Rolle des Vor­
mundes übernehmen. 

Es ist zu begrüßen, daß auch in der Rege­
lung des Erbrechtes die Kinder die Möglich­
keit haben, den Großeltern gegenüber einen 
Erbrechtsanspruch zu erheben, aber es ist 
ebenso selbstverständlich, daß dementspre­
chend auch das uneheliche Kind den Groß­
eltern gegenüber Verpflichtungen übernimmt. 

Meine Damen und Herren I Es ist hier, 
glaube ich, nicht der Rahmen und nicht die 
Zeit, weiter in Details einzugehen, und· es 
wurde so viel schon in den Vorbereitungen 
und in einer gründlichen Durcharbeitung im 
Unterausschuß des Justizausschusses dieses 
ganze Problem durchgesprochen und durch­
gearbeitet. Es wurden verschiedenste Ände­
rungen in die Vorlage gebracht, die alle dazu 
dienen sollen, die Rolle des unehelichen Kin­
des und sein Leben in der Gesellschaft zu 
sichern und zu verbessern. 

Ich glaube, wir sind alle froh darüber, daß 
wieder ein Schritt weiter in der modernen 
Gesetzgebung getan ist. Ich erlaube mir aber 
noch einmal abschließend von dieser Stelle 
aus auch an die Offentlichkeit zu appellieren, 
daß wir nicht oft genug jedem, der ein Kind 
zeugt, bewußt machen können, sich. der Ver­
antwortung bewußt zu sein, die er damit auch 
für das kommende Kind übernimmt. Ich möchte 
es noch einmal sagen: Nichts kann dem Kind 
die Geborgenheit der Familie ersetzen. 
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Ich darf Ihnen vielleicht aus Erfahrung als 
ehemalige Lehrerin sagen, daß man nur allzu 
oft in Diskussionen oder aus Berichten oder 
aus Aufsätzen solcher vaterloser Kinder diesen 
einen bitteren Aufschrei gehört hat: Wo ist 
mein Vater? Ich möchte meinen Vater kennen­
lernenl Ich möchte einen Vater habenl 

Meine Damen und Herren I Wir können es 
nicht oft genug betonen: Es nützt auch die 
beste Mutter nichts, wenn der Vater fehlt, 
sie kann auch in der Erziehung in aU ihren 
Aufgaben dem Kind gegenüber nkbt das er­
setzen, was auch ein Vater für ein Kind ist. 

Vielleicht noch ein Appell an alle: Seid 
euch bewußt, daß wir gerade in der heutigen 
Zeit, in der durch so viele Versuche einer 
Bildung der öffentlichen Meinung an dem Be­
stand der Familie geknabbert wird und diese 
Familie untergraben wird, immer wieder allen 
Ernstes darauf hinweisen müssen: Es mögen 
nicht nur Worte gesprochen und Gesetze für 
uneheliche Kinder geschaffen werden, sondern 
es möge alles darangesetzt werden, daß die 
geordnete Familie und auch der verantwor­
tungsbewußte Vater dem Kind gegenüber ihre 
Aufgaben erfüllen. (Beifall bei der öVP und 
bei Bundesräten der Spö.) 

Vorsitzender: Zu Wort hat sich weiter 
gemeldet die Frau Bundesrat Dr. Seda. Ich 
erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Erika Seda (SPU): Hoher Bun­
desrat! Meine Vorrednerin hat in sehr schönen 
Worten über die Bedeutung der Familie für 
das heranwachsende Kind gesprochen, und sie 
hat auch dargelegt, daß es die unehelichen 
Kinder viel sChwerer haben, im Leben weiter­
zukommen und etwas zu erreichen, weil sie 
eben trotz aller Verbesserung in gesetzlicher 
Hinsicht doch in gänzlich anderen Lebensver­
hältnissen aufwachsen müssen als die ehe­
lichen Kinder. 

Meine Damen und Herren I Ich möchte zu 
diesem Gesetz noCh etwas sagen: Es genügt 
auch nicht eine schematische Gleichstellung 
des unehelichen Kindes mit dem ehelichen 
Kind, weil man eben auf die Verschiedenheit 
der Lebensverhältnisse Rücksicht nehmen 
muß. Wir haben schon gehört, daß wir in 
Usterreich mit der Zahl der unehelichen Kin­
der sozusagen im Spitzenfeld liegen. Man muß 
daher sagen, daß dieses Gesetz auch deshalb 
notwendig war, damit dem Gleichheitsgrund­
satz, der in unserer Verfassung verankert ist, 
zum Durchbruch verholfen wird. Mit dieser 
Neuregelung über die Rechtsstellung des un­
ehelichen Kindes fällt nämlich auch der dis­
kriminierende Satz des § 155, in dem steht, 
daß uneheliche Kinder nicht die gleichen 

Rechte mit den ehelichen genießen. Wenn wir 
also in der Verfassung den Grundsatz der 
GleiChheit aller vor dem Gesetz haben, dann 
war es notwendig, auch diesen Satz zu besei­
tigen. 

Meine Vorrednerin hat auch schon darauf 
hingewiesen, daß dieses Gesetz schon lang 
gefordert wurde. Meine Damen und Herren! 
Ich darf Ihnen nur zur Illustration sagen : Schon 
im Jahre 1925 und im Jahre 1 921 wurde von 
den Abgeordneten Popp und Proft ein Antrag 
auf Novellierung des Familienrechtes im 
Nationalrat eingebracht. Es wurde dann in der 
Zweiten Republik im Jahre 1949 die Familien­
rechtskommission eingesetzt. Es wurden spä­
terhin verschiedene Vorlagen eingebracht, die 
Teilnovellierungen zur Behandlung bringen 
sollten. Und nun beschließen wir also zum 
erstenmal eine Novellierung des Familien­
rechtes. 

Diese Novellierung schließt sich auch der 
allgemeinen internationalen Rechtsentwick­
lung an, die eben die Problematik des unehe­
lichen Kindes aufgegriffen hat, wohl auch von 
dem Gedanken her, daß nun die Vaterschaft 
auf Grund der medizinischen Fortschritte exak­
ter festgestellt werden kann. Hieraus folgt die 
Verbesserung der Unterhaltsverpflichtung, die 
der Vater und auch die väterlichen Großeltern 
haben. Ich sagte: Unterhaltsverpflichtung. Lei­
der haben uneheliche Kinder auch nach diesem 
neuen Gesetz nur in einem sehr beschränkten 
Umfange das Erbrecht dem Vater gegenüber; 
den väterlichen Großeltern gegenüber haben 
sie es überhaupt nicht. Aber das folgt eben 
aus der verbesserten Entwicklung der Vater­
schaftsfeststellung, denn früher hielt man sich 
an den römisch-rechtlichen Grundsatz: Mater 
semper certa est, pater incertus!, das heißt: 
Vom Vater weiß man nichts Genaues. Daher 
wurde er auch immer eher geschont. Dieses 
Unrecht wird nun gutgemacht. 

Meine Damen und Herren! Man hört zu 
diesem Gesetz von manchen Seiten als leise 
Kritik, daß dem Vater des unehelichen Kindes 
vielleicht etwas zu viele Rechte dem Kind 
gegenüber eingeräumt werden. Ich möchte 
dazu sagen, daß die Psychologen ja immer 
wieder die Bedeutung der Beziehung zwischen 
EItern und Kind betonen und daß es auch, 
wenn auch in Ausnahmefällen, Väter unehe­
licher Kinder gibt, die doch an ihrem Kind 
interessiert sind und an seiner Entwicklung 
Anteil nehmen wollen, und daß man - eben 
wieder auf Grund der verbesserten Vater­
schaftsfeststellung - diesen Vätern nun doch 
die Möglichkeit geben muß, auf das Wohl­
ergehen, auf die weitere Entwicklung ihres 
Kindes auch Einfluß zu nehmen. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es wurde schon darauf hingewiesen, daß nun 
endlich die Mutter eines unehelichen Kindes 
einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Vor­
mundschaft hat. Ich möchte dazu sagen: Wir 
alle begrüßen das, denn auch darin sehen Sie 
den Ungleichheits gedanken in unserer Rechts­
ordnung, welCher die Frau in der Vormund­
schaft sehr einschränkte. DurCh ein Gesetz aus 
dem Jahre 1967 wurde für die Frauen im all­
gemeinen ihre StellutJ.g im Hinblick auf die 
Vormundschaft verbessert, die uneheliche 
Mutter blieb aber in der überwiegenden Zahl 
der Fälle weiterhin von der Vormundschaft 
ausgeschlossen. Nun ist es ein echter Fort­
schritt dieses Gesetzes, daß diese Mutter den 
Rechtsanspruch auf VormundsChaft hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Diese Neuregelung der Rechtsstellung des un­
ehelichen Kindes ist ein Teilgebiet des Fami­
lienrechtes. Ich habe schon gesagt, daß wir 
seit dem Jahre 1925 eine Reform des Familien­
rechtes fordern. Diese Forderung nach einer 
Reform des Familienrechtes geht nicht von 
einer Fraktion aus, sie ist ein Anliegen aller 
Frauen dieses Landes und damit auch ihrer 
Vertreterinnen im Parlament. Ich darf nur 
darauf hinweisen, daß auch die frühere Abge­
ordnete Lola Solar im Nationalrat neben den 
sozialistischen Abgeordneten für eine Reform 
des FamilienreChtes eingetreten ist und daß 
auch bei der Behandlung dieses heute zur Be­
stätigung vorliegenden Gesetzes die Abgeord­
nete Dr. Marga Hubinek hier eben im An­
schluß an das Vormundschafts recht der Mutter 
gefordert hat : Mehr Rechte auch für Kinder 
aus geschiedenen Ehen, das heißt, auch mehr 
Rechte für die Mütter dieser Kinderl Wir 
fordern hier die Gleichstellung der Frau als 
Mutter im Familienrecht. 

Wenn meine Vorrednerin hier auf die Be­
deutung der Familie hingewiesen hat, dann 
muß man das bejahen. Jede Frau und, ich 
glaube, auch jeder Mann wird die Bedeutung 
der geordneten Familie für das Heranwachsen 
der Kinder bejahen müssen. Wenn aber die 
Familie nicht funktioniert, wenn es zu einer 
Scheidung kommen muß, dann muß auch das 
Interesse der Mutter der gesellschaftlichen 
Entwicklung entsprechend gewahrt werden. 
Denn es geht nicht an - wir behandeln dieses 
Beispiel immer wieder, es ist das eklatan­
teste -, daß eine Frau kraft ihres Wissens 
und ihrer Leistung zu den höchsten Ämtern 
aufsteigen kann, daß sie aber im Falle einer 
Scheidung nicht berechtigt ist, einen Paßantrag 
für ihr Kind unterschreiben zu können. Das 
muß geändert werden. Ich bin sehr froh, daß 
der Herr Minister anläßlich dieser Forderung 
im Hohen Hause drüben erst kürzlich wieder 

erklärt hat, daß er dieser Forderung in einer 
Regierungsvor lage Rechnung tragen wird. 

Meine Damen und Herren I Wenn wir schon 
beim Familienrecht sind, dann möchte ich noch 
ein wenig weitergehen. Meine Vorrednerin 
meinte : Wir wollen nicht nur Worte hören, 
wir wollen auch Taten sehen. - Und Taten 
wollen wir auch sehen, meine Damen und 
Herren, bei einer Regierungsvorlage, die 
gleichzeitig mit der Regierungsvorlage über 
die Rechtsstellung des unehelichen Kindes ein­
gebracht wurde, die im Justizausschuß ruht, 
nämlich die Reform des ehelichen Erb- und 
Güterrechtes. Auch im § 1 237 besteht eine 
Diskriminierung der Frau, die wir auch schon 
seit dem Jahre 1925 ablehnen. Wir fordern, 
daß die Vermutung, daß alles Erworbene vom 
Manne herrührt, aufgehoben wird, weil sie 
den tatsächlichen heutigen Gegebenheiten 
nicht mehr entspricht. Es sei noch einmal 
darauf hingewiesen: Das Bürgerliche Gesetz­
buch stammt aus dem Jahre 181 1 ,  aus der 
Zeit der Postkutsche. Heute leben wir im 
Atomzeitalter und im Zeitalter der Mondflüge. 
Wir müssen also das Gesetz den tatsächlichen 
Gegebenheiten anpassen. 

Wenn wir immer wieder hören, daß gerade 
gegen dieses Gesetz Einwände aus Kreisen 
der Wirtschaft und der Bauern kommen, 
möchte ich dazu sagen: Wir hören gerade aus 
diesen Kreisen immer wieder die Betonung 
der Wichtigkeit der Hausfrau und ihrer Arbeit, 
der Wichtigkeit der Leistung der Mutter in 
der Erziehung der Kinder und somit für die 
Gesellschaft. Aber wir wollen, wie gesagt, 
nicht nur Worte hören, wir wollen heute die 
Regierungsvorlage 6 der Beilagen beschließen. 
Ich hoffe, daß die Beschlußfassung über die 
Regierungsvorlage 7 der Beilagen nicht mehr 
allzu lange auf sich warten lassen wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich schon 
am Fordern bin - "nur die Lumpe sind be­
scheiden" -, dann auch noch das letzte, was 
uns Frauen am Herzen liegt: die Novellierung 
des § 91 ABGB., in welchem steht, daß der 
Mann das Haupt der Familie ist. Immer wenn 
man diese Forderung ausspricht, sieht man 
bei den Herren vielfach ein leises Lächeln 
(Heiterkeit) und man hört: Na ja, das geht 
doch nicht; einer muß ja anschaffen ! Ich möchte 
hier meine Meinung ganz klar und deutlich 
aussprechen: Daß einer anschafft und der 
andere gehorcht, ist ein Grundsatz des Obrig­
keitsstaates. Wir leben in einer Demokratie, 
und ich glaube, diese Formulierung wider­
spricht nicht nur den gesellschaftlichen Gege­
benheiten, sondern auch der demokratischen 
Einstellung unserer Bevölkerung. Wir wollen 
in einer Demokratie auch ein demokratisches, 
modernes Familienrecht. Weil das Gesetz be-
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treffend die Rechtsstellung des unehelichen 
Kindes der erste Schritt auf dem Wege zu 
einer modernen Familienrechtsreform ist, wird 
meine Fraktion diesem Gesetz gerne ihre Zu­
stimmung erteilen. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich der Herr 
Bundesminister Dr. Broda gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Vorsitzender I Hoher Bundesrat! Ich nehme 
gerne, wie so oft schon früher, die Gelegenheit 
wahr, hier vor dem Hohen Bundesrat ein 
paar Feststellungen über das weitere Arbeits­
programm des Justizressorts auf dem einschlä­
gigen Gebiet zu treffen. Vorerst darf ich der 
verehrten Frau Bundesrat Dr. Seda mitteilen 
und nochmals bestätigen, daß ihre For­
derungen und ihr Verlangen durchaus dem 
Regierungsprogramm dieser Bundesregierung 
entsprechen und daß wir audl in dieser Weise, 
Frau Bundesrat Dr. Seda, verfahren wollen. 

Nun zum nächsten Arbeitsprogramm des 
Justizressorts. Ich darf dem Hohen Bundesrat 

tigen Angelegenheiten ist gemeinsames Han­
deln der Eltern erforderlich. In besonders 
wichtigen Angelegenheiten wird das natur­
gemäß gegebenenfalls der gerichtlichen 
Genehmigung bedürfen. Auch die Mutter wird 
gesetzliche Vertreterin des Kindes sein. Nach 
einer Ehescheidung oder bei Trennung der 
Ehegatten sollen die Elternrechte grundsätz­
lich jenem Elternteil zustehen, dem die Pflege 
und Erziehung des Kindes zukommt. 

• 
Hoher Bundesrat! Natürlich genügen dann, 

wenn in einer Ehe alles in Ordnung geht, 
auch die heutigen gesetzlichen Bestimmungen 
über die Rechtsstellung des ehelichen Kindes. 
Das bedarf keiner Erörterung. 

Aber, sehr verehrte Damen und Herren, 
denken wir doch an die leider sehr hohe Zahl 
von Ehescheidungen, die wir in asterreich 
jährlich haben. 1 969 hatten wir 9969 Ehe­
scheidungen in Osterreich. Diesen Ehen ent­
stammten 1 1 .225 Kinder. Darunter waren der 
Natur der Sache entsprechend 9105 Kinder, 
die jünger als 14 Jahre waren. 

mitteilen, daß wir unseren Termin, den ich in Aus diesen in einem Jahr mehr als, wenn 
der Offentlichkeit genannt habe, einhalten ich jetzt auf die Zahl der Kinder Bezug nehme, 
werden. Wir werden noch in diesem Monat, 10.000 Fällen sehen Sie - das weiß jeder 
im November 1970, den nächsten Gesetz- Praktiker, jeder Anwalt, jeder, der mit Für­
entwurf zur Familienrechtsreform, den Gesetz- sorgeangelegenheiten zu tun hat -, daß es 
entwurf über die Neuordnung der Rechts- schon sehr wichtig ist, daß wir bessere gesetz­
stellung des ehelichen Kindes, zur allgemeinen : lidle Bestimmungen zum Schutz des Kindes, 
Begutadltung aussenden und damit zur öffent- : das dann Schutz braucht, und eben auch zum 
lichen Diskussion stellen. Schutz der Kindesmutter haben, der ja - ich 

Aus den Reden und Ausführungen der sage das ganz offen - meistens, in der über­
beiden Rednerinnen hat sich ja ergeben, daß wiegenden Zahl der Fälle, wenn die Ehe 
sich hier zwangsläufig und organisch nach ' geschieden wird, die ganze oder doch die über­
dem großen Schritt, den die Gesetzgebung ; wiegende Last der Obsorge und der Pflege 
mit dem heutigen Beschluß des Bundesrates : für die kleinen Kinder, für die minderjährigen 
über das zur Diskussion stehende Gesetz über : Kinder obliegt. 
die Neuordnung der Rechtsstellung des unehe- j Deshalb glauben wir _ so schien es auch 
lichen Ki�des vorwärts madlt, ergibt, daß wir . die \Nillensübereinstimmung des National­
nun an eme Neuregelung der Rechtsstellung : ates zu sein _ daß das der nächste Schritt 
des ehelichen Kindes schreiten wollen. ' �n der österreicilischen Familienrechtsreform 

Hoher Bundesrat! Meine sehr geehrten sein soll, den wir jetzt gehen werden: all­
Damen und Herren! Die Grundzüge dieses gemeine Begutadltung des Gesetzentwurfes 
Gesetzentwurfes werden sein: Vater und über die Neuordnung der Rechtsstellung des 
Mutter sollen grundsätzlidl gleiche Rechte und ; ehelichen Kindes. 
Pflichten haben. Eine Neuregelung des Unter-
haltsansprudles unter besonderer Berücksidl- Ich darf, Hoher Bundesrat, nur ein paar 

Worte zu der immer wieder aktualisierten tigung der Bedürfnisse des Kindes und seines 
Diskussion nicht nur auf diesem Gebiet, MindestunterhaItes soll getroffen werden. Es .. . 

soll die Einvernehmlichkeit der Eltern bei der sondern uberhaupt auf dem RechtsgebIet 

Pflege und Erziehung des Kindes gesetzlich : sagen: Teilreformen oder Gesamtreform? Ein 

festgestellt werden. Stehen nur einem Eltern- : großer Re
,
chtsge�e�rter �es 1 9  .. Jahrhunderts 

teil diese Rechte zu, so behält der andere I hat von oer BeL umng aer ZeIt �u� Gesetz­

Elternteil zumindest ein Äußerungsrecht. gebung gesprochen. Unsere pluralIstIsche Ge-
sellschaft hat ihren eigenen Gesetzgebungs-

Wir wollen eine Neuregelung in der Ver- stil i so ist es eben, und das müssen wir zur 
mögensverwaltung im Sinne der AUsfÜh- \ Kenntnis nehmen. Wir diskutieren sehr viel, 
rungen der Frau Bundesrat Dr. Seda. In wich- · sehr eingehend, aber einmal muß eben der 
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Gesetzgeber sagen, wie er die Lösung haben Bei der A b 8 t i m  m u n g beschließt der 
will. Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 

Es scheint so zu sein, daß man in unserer Nationalrates k e i n  e n E i n  s p I U c h zu 
erheben. Gesellschaft von heute die Gesetzgebung nicht 

überfordern soll. Wir dürfen uns nicht über-
nehmen mit zu weit reichenden und zu großen 
Konzepten für Gesamtreformen. Wir dürfen 
wohl auch die Gesetzgebung nicht über­
fordern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Schauen Sie sich (der Redner hält ein Stück 
Papier hoch) hier dieses Stück, dieses schon 
vergilbte Papier, an! Das sind die Richtlinien, 
die eine Kommission zur Neuordnung des 
Familienrechtes 1951 ausgearbeitet und abge­
schlossen hat. Wieder sind 20 Jahre ver­
gangen. 

Ich halte es für richtig und zweckmäßig 
sowie im Interesse des gesellschaftlichen Fort­
schrittes liegend, wenn wir auf Grund unseres 
gemeinsamen Konsenses Teilreformen zur 
Gesamtreform zusammenfügen. So werden 
wir weiterkommen, und in diesem Sinne ver­
folgen wir den Weg der österreichischen 
Familienrechtsreform. 

Ich möchte das bestätigen, was meine Frau 
Vorrednerin hier gesagt hat. Der Konsens 
Verwirklichung der Familienrechtsreform 
durch Teilreformen ist eigentlich in jener, ich 
möchte fast sagen, historischen Sitzung des 
österreichischen Nationalrates bei der Budget­
debatte 1959 getroffen worden, als sich die 
Frau Abgeordnete Lola Solar für einen solchen 
Weg ausgesprochen hat und der damalige 
Bundesminister für Justiz Dr. Tschadek ihr 
zugestimmt hat. Wir haben im Bundes­
ministerium für Justiz in der Folge diesen 
Weg weiterverfolgt und haben schrittweise 
die Gesetzentwürfe vorgelegt, deren einen 
wichtigen Sie heute durch Ihren Beschluß zum 
Gesetz erheben wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Ich glaube, daß das ein realistischer, ein 
zweckmäßiger Weg ist. Bedenken Sie , daß 
die gesetzgebenden Körperschaften mit jedem 
solchen Schritt vorwärts Zehntausenden öster­
reichischen Frauen und Kindern, die einen 
verbesserten Schutz durch unser Gesetz und 
eine wirksamere Hilfe brauchen, wirklich 
helfen können. Deshalb glaube ich, daß es ein 
guter Gesetzesbeschluß ist, dem Sie heute 
zustimmen werden. (Beifall bei SPO und OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht die Frau Berichterstatterin ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz über besondere strafrechtliche Bestim­
mungen für Soldaten (Militärstrafgesetz -

MiIStG.) (419 und 422 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Militärstrafgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat SeidI. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Seidl: Hohes Haus! Verehrte 
Damen und Herren I Ich bringe den Bericht 
des Ausschusses für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten über den Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 30. Oktober 1970, 
betreffend ein Bundesgesetz über besondere 
strafrechtliche Bestimmungen für Soldaten. 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen die gegenwärtigen mili­
tärstrafrechtlichen Bestimmungen, die auf das 
Jahr 1 855 zurückgehen, durch eine den moder­
nen Erkenntnissen entsprechende Neukodifi­
kation ersetzt werden. Neben einer Reduzie­
rung der gesetzlich zu ahndenden Straf tat­
bestände werden die Strafdrohungen all­
gemein herabgesetzt. Die Kerkerstrafe wird 
nur mehr für besonders schwere Verfehlungen, 
wie zum Beispiel für Desertion, Meuterei und 
schweren Ungehorsam, angedroht. 

Im Sinne der Europäischen Menschenrechts­
konvention sind auch Strafbestimmungen 
gegen Pflichtverletzungen durch Vorgesetzte, 
wie zum Beispiel Vernachlässigung der Ob· 
sorgepflicht, Mißbrauch der Dienststellung, 
entwürdigende Behandlung von Untergebenen 
und dergleichen, vorgesehen. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 17.  November 1970 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1970, betreffend ein 
Bundesgesetz über besondere strafrechtliche 
Bestimmungen für Soldaten (Militärstraf­
gesetz), wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr 
Bundesrat Bürkle gemeldet. Ich erteile es ihm. 

696 
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Bundesrat Bürkle (OVP) : Herr Vorsitzender ! 
Herr Minister I Hohes Haus I Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren I Das Theresianiscne 
Militärstrafrecht wurde im Jahre 1 855 in ein 
neues Militärstrafgesetz, in ein eigenes Gesetz, 
zusammengefaßt. Aus dieser weit zurücklie­
genden Tatsadle können wir ersehen, daß 
das Handwerk des Soldaten schon immer und 
auch im strafrechtlichen Bereich eine besondere 
Beachtung gefunden hat. Das kommt ganz 
sicher daher, daß das Leben und das Handwerk 
des Soldaten, der in früheren Zeiten ja weithin 
Berufssoldat war - daher die Bezeichnung 
"Handwerk" -, eine von der übrigen Gesell­
schaft abgesonderte Stellung hatte. 

Es ist eben etwas Besonderes - und war 
es vor allem -, gar von Berufs wegen Leben 
und Gesundheit in die Schanze zu schlagen, 
manchmal und leider sehr oft für etwas, für 
das es gar nicht wert war zu kämpfen, noch 
viel weniger zu sterben. Daß die militärstraf­
rechtlichen Bestimmungen in alter Zeit härter 
waren als heute, das ist, glaube ich, irgendwie 
begreiflich, und daher haben wir in dem heute 
zur Diskussion stehenden Gesetz festgelegt, 
daß eben mildere Strafen als früher Platz 
greifen sollen. Die Sitten und Bräuche waren 
eben früher härter als heute. 

Trotz der Vermilderung der Sitten und 
Bräuche kommen wir aber auch heute nicht 
umhin, daß eine Gemeinschaft, wie es eine 
Armee ist, auch strafandrohende Bestimmun­
gen hat. Denn Furcht vor Strafe ist halt doch 
auch in unserer Zeit noch immer etwas, was 
geeignet ist, zu verhindern, daß Straftaten, sei 
es aus böser Absicht oder aus Nachlässigkeit, 
begangen werden. 

Es gibt da, was die Furcht vor Strafe be­
trifft, eine historisch verbürgte Begebenheit 
aus der Schlacht von Aspern im Jahre 1 809. 
Damals wurde der Kampf noch so geführt, daß 
von den Einheiten Salvenfeuer gegeben 
wurde. Es kam selbstverständlich immer wie­
der vor, daß Soldaten aus Angst und der 
daraus resultierenden Nervosität das Kom­
mando nicht abgewartet haben und dann eben 
zu früh geschossen haben, was die Kampf­
wirkung vermindert hat. 

Da hat es sich also begeben, daß vor dieser 
Schlacht bei Aspern ein Kommandant vor sein 
Regiment getreten sei und erklärt- habe : Wer 
vor dem Kommando schießt, erhält nach dem 
Einrücken 25 Stockschläge. - Unbegreiflich 
für heute - Prügelstrafe I -, aber damals war 
sie halt noch da. 

Und die Furcht vor diesen 25 Stockschlägen, 
die sicher gewesen wären, wenn man gefehlt 

hat dazu beigetragen, diese Truppe so diszi­
pliniert zu machen, daß ein geschlossenes 
Feuer abgegeben wurde, was damals entschei­
dend zum Sieg von Aspern beigetragen habe. 

Ich will Ihnen an Hand dieses Beispieles nur 
sagen: Furcht vor Strafe ist noch immer etwas, 
was eben geeignet ist, Straftaten zu verhin­
dern. Immer wieder wird es in großen Gemein­
schaften Menschen geben, die die Regeln die­
ser Gemeinschaften einfach nicht beachten, die 
aus den Grenzen ausbrechen wollen, die sich 
diese Gemeinschaften gegeben haben. 

Die Frage war daher bei der Uberprüfung 
der jetzigen Rechtslage die, ob die Zeit noch 
danach sei, alles beim alten zu belassen, oder 
ob neue Marken gesetzt werden sollten. Die 
Antwort liegt hier in diesem Gesetz, dem wir 
zustimmen sollten und dem wir zustimmen 
werden, vor. 

Im Jahre 1 920 wurde das Militärstrafrecht 
als eigenes Gesetz aufgehoben, weil man 
glaubte, es bedürfe keiner eigenen zusammen­
gefaßten Regelung. Die militärstrafrechtlichen 
Bestimmungen wurden ganz einfach in das 
allgemeine Strafrecht eingebaut. Weil nun 
nach wiederum etwa 50 Jahren - so wandeln 
sich die Zeiten - die Erkenntnis Platz gegrif­
fen hat, daß das Strafrecht im allgemeinen 
reformbedürftig sei, wäre eigentliCh zu erwar­
ten gewesen, daß man mit der Reform des 
Militärstrafrechtes zugewartet hätte, bis dieses 
allgemeine Strafrecht reformiert worden wäre. 

Nun hat der Herr Minister heute gesagt, 
man könne eben manchmal nicht alles tun. In 
unserer Zeit ist es so, daß die Aufgaben oft 
so groß sind, daß sie leichter zu bewältigen 
sind, wenn man sie in Etappen bewältigt, weil 
eben die Materie komplex und kompliziert 
ist. Man kam daher bereits unter der Minister� 
schaft von Herrn Dr. Klecatsky zur Uberzeu­
guny, daß als ein vorweggenommener Teil 
der allgemeinen Strafrechts reform das Militär­
strafrecht in einem eigenen Gesetz zu fassen 
sei. Das ist sinnvoll, weil es die Materie für 
den, der sie als Richter zu handhaben hat, und 
auch für den, den sie eigentlich angeht, über­
sichtlicher und leichter faßbar macht. Daß bei 
dieser Gelegenheit eine Reihe von Bestim­
mungen entkriminalisiert wurden - es hat 
der Herr Berichterstatter das bereits gesagt -, 
das heißt, einer Reihe von strafbaren Tat­
beständen der Verbrechens charakter genom­
men wurde, liegt im Zuge der Zeit, wobei nach 
meiner Auffassung dankenswerterweise die­
sem Zug der Zeit nicht so weit nachgegeben 
wurde, daß am Schluß vom Strafrecht über­
haupt nichts mehr übriggeblieben wäre. 

hätte, während das Sterben ja nicht sicher war, Daß dieses Gesetz auch noch den Vorteil 
da man ja die Chance hatte, davonzukommen, hat, kurz zu sein, eine klare Diktion zu haben, 
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Bürkle 

muß vermerkt werden. Daß dieses Gesetz auch 
die Taten von Vorgesetzten unter Strafsank­
tionen stellt, die zu bezeichnen sind, wie es 
das Gesetz tut, mit Straftaten gegen die Pflich­
ten von Vorgesetzten und Ranghöheren, ist 
nicht mehr als recht und billig. Die Vernach­
lässigung der Obsorgepflicht, der Mißbrauch 
der Dienststellung, die entwürdigende Behand­
lung von Untergebenen sowie die Unterdrük­
kung von Eingaben sind sicher strafwürdige 
Tatbestände, wobei man zur Ehre gerade 
unserer Armee sagen muß, daß derartige straf­
bare Tatbestände außerordentlich selten sind 
und nur deswegen in der Offentlichkeit manch­
mal, wenn sie da sind, aufgebauscht werden, 
weil sie Seltenheitswert haben. 

Meine Damen und Herren! Zusammenfas­
send muß gesagt werden, daß dieses Gesetz 
meiner Meinung nach ein gutes Gesetz ist und 
daß es darüber hinaus geradezu ein Beispiel 
dafür ist, wie Abgeordneten im Nationalrat 
eine Regierungsvorlage durch gründliche Be­
ratung verändern und auch verbessern können. 
Die Herren Abgeordneten im Nationalrat 
haben gezeigt, daß das Parlament nicht nur 
das Vollzugsorgan etwa der Regierung ist, 
sondern daß sie selbst zu denken und dement­
sprechend auch zu handeln vermögen. 

Meine Fraktion wird dem vorliegenden 
beantragten Beschluß, keinen Einspruch zu er­
heben, weil es sich hier um eine gute Sache 
handelt, eigentlich gerne zustimmen. Ich per­
sönlich möchte nur wünschen, daß dieses 
Gesetz nicht sehr oft angewendet werden muß, 
in der Hoffnung, daß derjenige, der in der 
Armee Dienst tut, selbst bereit ist, Disziplin 
zu halten, daß es aber auch angewendet wer­
den kann, das heißt, daß dieses Land auch in 
Zukunft noch eine brauchbare und einsatz­
bereite Armee hat. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich weiter 
Herr Bundesrat Dr. Reichl gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Dr. Reichi (SPO) : Hoher Bundes­
rat! Ich glaube, es wäre eine Sünde wider den 
Geist, eine Perversität, würde ich als Histori­
ker nicht auch mit einer kleinen historischen 
Reminiszenz beginnen. 

Kollege Bürkle hat mir eInIges schon vor­
weggenommen. Aber ich möchte doch auf 
einen sehr netten Satz hinweisen, der da im 
Bericht des Justizausschusses steht und der da 
lautet: "Die geltenden militärstrafrechtlichen 
Bestimmungen stammen aus dem Militärstraf­
gesetzbuch vom 15.  Jänner 1855 und gehören 
zu den am meisten veralteten Bestimmungen 
des Strafrechtes." Das beweist, daß die Welt 
des Militärstrafrechtes nicht mehr den gesell-

schaftlichen und ethischen Zielsetzungen unse­
rer Zeit entspricht. 

Ich möchte nur ergänzend auf die statisti­
schen Erhebungen verweisen, aus denen her­
vorgeht, daß es im jetzt noch gültigen Militär­
strafrecht, also bis zum jetzigen Augenblick 
gültigen Militärstrafrecht, 1 32 Verbrechens­
qualifikationen gibt, während im vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates nur noch 
13  vorhanden sind. 

Nach dem geltenden Recht gibt es für Sol­
daten Strafandrohungen von 10 Jahren bis 
lebenslänglich, wenn man sie zusammenzählt, 
immer noch in 53 Fällen. 

Ein Damoklesschwert von einem solchen 
Ausmaß ist unzeitgemäß, und übriggeblieben 
sind in dem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates 5 Strafen von 1 bis 10 Jah­
ren Kerker. Die Strafandrohungen sind insge­
samt von 331 auf 45 zurückgegangen. 

Ich glaube nicht - und da bin ich, glaube 
ich, mit Kollegen Bürkle einer Meinung -, 
daß man eine solche Entwicklung als Gefähr­
dung der Landesverteidigung bezeichnen darf. 

Mit einem Blick auf die Schweiz können 
wir immer wieder feststellen, daß mehr 
Gerechtigkeit und mehr Menschlichkeit dem 
Soldaten gegenüber auch immer wieder eine 
größere Bereitschaft hervorruft, gewisse Werte 
zu verteidigen. 

Als die sozialdemokratischen Arbeiter im 
19. Jahrhundert noch als "vaterlandslose Ge­
sellen" galten, war ihre Ambition, ein Vater­
land zu verteidigen, das ihnen nicht gehörte, 
nicht besonders groß. Später aber wählten 
dieselben Sozialdemokraten einen General der 
Isonzoschlachten zum Bundespräsidenten. -
So hat sich die Zeit gewandelt. 

Ich möchte damit nur zum Ausdruck bringen, 
daß eine Anpassung von 1 855 auf 1910 im 
höchsten Maße notwendig war und ist. Denn 
der Anhang im Strafrecht von 1 920 war j a  
keine Erneuerung, sondern eine kritiklose 
Dbernahme der Bestimmungen von 1 855. 

Die Welt von 1 855 hat einmal wesentlich 
anders ausgesehen als die Welt von 1 910. 
Darf ich einiges ganz kurz in Erinnerung rufen. 
Osterreich war ein Kaiserstaat, der mit seinen 
Ländern von Krakau bis zum Gardasee noch 
zum Deutschen Bund gehörte. Mit den übrigen 
Ländern wie Ungarn, Kroatien, Slawonien, 
Galizien, Venetien und der Lombardei war es 
ein Großreich, das den größten Teil Mittel­
europas umfaßte. In diesem Groß reich bewegte 
man sich noch mit einer Höchstgeschwindig­
keit von etwa 1 0  bis 20 Kilometern, und man 
schoß noch mit Vorderladern, indem man Pul­
ver und Blei vorne in den Lauf hineinstopfte. 
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Dr. Reiml 
Kriege wurden damals - das ist auch sehr 

bemerkenswert .,.- im Gegensatz zu unserer 
Zeit nom feierlich erklärt, und die Verluste 
waren oft niedriger als die Verkehrsunfälle 
unserer Zeit auf den Straßen. Auch das ist 
interessant: Friedensschlüsse wurden noch 
feierlich proklamiert. Europa befand sich 
damals, in der Zeit des Krimkrieges, zwischen 
den Westmächten und Rußland, und es bestand 
aus einer Summe von Kaiserreichen, König­
rekben und Kleinfürstentümern. 

Wenn auch nach römischer Auffassung Ge­
setze einen Ewigkeitswert haben sollen - be­
zeichnend das berühmte Zitat: Fiat justitia 
pereat mundus : es bestehe Gerechtigkeit, und 
wenn die Welt dabei zugrunde geht -, so hat 
es doch in den letzten hundert Jahren solche 
gesellschaftliche Wandlungen gegeben, daß 
eine Anpassung unserer Rechtsmaterie in Form 
und Inhalt notwendig wurde. 

Ich möchte ferner darauf verweisen, daß wir 
auch der Menschenrechtskonvention des 
Europarates die Zustimmung gegeben haben, 
und daraus ergibt sich die Verpflichtung, die 
Menschenwürde auch im militärischen Bereich 
zu schützen. Damit entsprechen den Pflichten 
der Soldaten auch die Pflichten der Vorgesetz­
ten. 

Uns allen ist bewußt, daß es einen militäri­
schen Körper ohne Disziplin und Gehorsam 
nicht geben kann, aber diese Auffassung darf 
nicht in Widerspruch stehen zu unserer demo­
kratisch-humanistischen Grundauffassung. Und 
diese unterscheidet sieb. von der absolutisti­
schen Auffassung des Jahres 1 855 sehr 
wesentlich. Aus dieser Auffassung erklärt sich 
auch, daß viele Verhaltensweisen ins Diszi­
plinarrecht verwiesen werden, daß die Andro­
hung von Kerkerstrafen nur bei schweren Fäl­
len aufscheint, wie bei Meuterei, Desertion, 
schwerem Ungehorsam; und daß umgekehrt 
der Vorgesetzte bestraft werden kann, wenn 
er seiner Obhutpflicht nicht nachkommt oder 
wenn er Eingaben von Untergebenen unter­
drückt. 

Zusammenfassend kann also gesagt werden, 
daß die Anpassung in allen Bereichen drin­
gend notwendig war : im Bereich der Straftaten 
gegen die Wehrpflicht, im Bereich der Wach­
verfehlungen - bekanntlich sind Wachver­
fehlungen früher sehr, sehr streng bestraft 
worden -, im Bereich der Preisgabe militäri­
scher Geheimnisse, im Bereich der Verletzung 
der Menschenwürde und im Bereich des Ver­
hältnisses vom Untergebenen zum Vorgesetz­
ten. 

Vielleicht könnte das künftige österreimi­
sche Militärstrafgesetz und seine ethisrn-

demokratische Zielsetzung auch Teil des 
staatsbürgerlichen Unterrichtes im Bundesheer 
sein. 

Die Erziehung in der Form der Ausein­
andersetzung mit jungen Mimschen ist sehr 
oft schon ein vorbeugendes Mittel gegen Ver­
fehlungen gewesen. Hingegen ist das Nietz­
sche-Wort auch heute noch gültig, wonach 
Verbote immer wieder zur Ubertretung heraus­
fordern. 

Und gerade deswegen bin ich der Meinung, 
daß man auf Erziehung mehr Wert legen sollte 
als auf Strafen. Freilich ist es nicht leicht, 
die Menschen zu finden, die in sich die Fähig­
keiten eines guten Soldaten, eines guten Er­
ziehers und eines guten Vorgesetzten ver­
einigen. Hier sollte man gerade jenen Offi­
zieren und auch Unteroffizieren dankbar sein, 
die sich immer wieder bemühen, nimt nur 
gute Soldaten, sondern auch gute Erzieher und 
gute Mensmen zu sein. Von diesem Typ gibt 
es zum Glück doch mehr, als allgemein ange­
nommen wird. 

Das sind nach meiner Meinung auch die 
Menschen, die den sogenannten Leerlauf im 
österreichischen Bundesheer einengen werden 
und auch können. Ganz kann man - das ist 
meine Meinung, und ich glaube, sie stimmt 
aum mit der Ihren üb erein , Herr Kollege 
Bürkle - den Leerlauf bei keinem militäri­
schen Körper der Welt beseitigen. 

Auch für unsere Zeit gilt irgendwie noch 
das schöne Wort: Die längste Zeit seines 
Lebens wartet der Landser vergebens I Aber 
ich glaube, daß wir über diese Probleme, Herr 
Kollege Bürkle, bei der Behandlung der Wehr­
novelle noch ausgiebig reden werden. 

Ich darf also namens der sozialistischen 
Fraktion erklären, daß wir dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates gerne 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sim niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 
Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 

Bundesrat, gegen den GesetzesbeschluB des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s P I U  e h  zu 
erheben. 

6. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 1 1. November 1910. betreffend ein 
Bundesgesetz über die Tätigkeit der Notare 
als Beauftragte des Gerichtes (Geridlts­
kommissäre) im Verfahren außer Streitsachen 

(423 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz über 
die Tätigkeit der Notare als Beauftragte des 
Gerichtes (Gerichtskommissäre) im Verfahren 
außer Streitsachen. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Erika Seda. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Hoher 
Bundesrat! Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates bezweckt neben einer Ent­
lastung der Gerichte eine bundeseinheitliche 
Regelung für die Bestellung von Notaren zur 
Durchführung bestimmter Amtshandlungen im 
Verfahren außer Streitsachen. Im besonderen 
wird festgelegt, welche Amtshandlungen 
einem Notar zu übertragen sind und welche 
ihm übertragen werden können. In Wegfall 
kommt damit die bisherige unterschiedliche 
Regelung, wonach in Orten mit Gerichtshöfen 
Notare zur Durchführung bestimmter Amts­
handlungen durch die Gerichte zu bestellen 
waren, während sie außerhalb solcher Orte 
nach freiem Ermessen der Gerichte bestellt 
werden konnten. 

Der AussdlUß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 17. November 1970 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stelle ich 
somit im Namen des Ausschusses für Ver­
fassungs- und Rechtsangelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 1 .  November 1970, betreffend ein 
Bundesgesetz über die Tätigkeit der Notare 
als Beauftragte des Gerichtes (Gerichts­
kommissäre) im Verfahren außer Streitsachen, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr Bun­
desminister Dr. Broda gemeldet. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Vorsitzender ' Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Hoher Bundesrat! Gestatten Sie, 
wenn ich ein paar Worte über das Gesetz, 
das Ihnen nunmehr zur Beschlußfassung vor­
liegt, sage. 

Der Präsident der Notariatskammer für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland hat 
mir unmittelbar nach der Verabschiedung die­
ses Gesetzesbeschlusses im Nationalrat, wie 
er schreibt, spontan mitgeteilt, daß die Ver­
abschiedung dieses Gesetzentwurfes für das 
Notariat eine Art Geburtstagsgeschenk bedeu­
tet, denn das österreichische Notariat wird 
im nächsten Jahr das 1 00jährige Jubiläum 
des Berufsstandes auf der heutigen gesetz­
lichen Grundlage feiern. 

Der bevorstehende Jubiläumskongreß des 
österreichischen Notariats - so meinte der 
Herr Präsident der Notariatskammer für Wien, 
Niederösterreich und das Burgenland - wird 
es sehr zu schätzen wissen, daß die gesetz­
gebenden Körperschaften in dieser Art und 
Weise die Tätigkeit des österreichischen 
Notariats für den österreichischen demokra­
tischen Rechtsstaat ehren und auszeichnen. 

Ich fühle mich verpflichtet, hier einige 
Ziffern bekanntzugeben; die Offentlichkeit 
möge wissen, wie groß der Beitrag des öster­
reichischen Notariats für die Rechtspflege ist. 

Das Verhältnis der unentgeltlichen und der 
entgeltlichen Todfallsaufnahmen in den 
Jahren 1966 bis 1 968 sieht folgendermaßen 
aus : 

1966 
1967 
1968 

Todfallsaufnahmen 
unentgeltliche entgeltliche 

24.21 6  
24.259 
24.212 

1 1 .867 
12.681 
13 .167 

Nun wird zweifellos auch in Zukunft die 
Zahl der unentgeltlichen Todfallsaufnahmen, 
die das österreichische Notariat durchzuführen 
hat, weiter ansteigen, weil in der Zwischenzeit 
die Wertgrenzen im Außerstreitgesetz geän­
dert worden sind. 

Hoher Bundesrat I Die Offentlichkeit möge 
wissen, welchen großen Beitrag die Rechts­
berufe - die österreichische Anwaltschaft 
durch ihre Armenvertretungen und die Pflicht­
verteidigungen, die sie jedes Jahr in Zehn­
tausenden Fällen übernimmt, und das Notariat 
durch die Durchführung von unentgeltlichen 
Todfallsaufnahmen - für das Funktionieren 
unserer rechtsstaatlichen Einrichtungen leisten. 
Ich glaube, daß ich in Ihrem Sinne spreche, 
wenn ich hier vor dem Hohen Bundesrat die 
Gelegenheit wahrnehme, noch vor dem Jubi­
läumskongreß des österreichischen Notariats 
im Jahre 1971 auch dem österreichischen Nota­
riat, diesem traditionsreichen Berufsstand, der 
im Dienste der österreichischen Rechtspflege 
steht, den Dank auszusprechen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n s p r u c h zu 
erheben. 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Scheidemünzengesetz 1963 

abgeändert wird (429 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Abänderung des 
ScheidemÜllzengesetzes 1963. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Leopol­
dine Pohl. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Leopoldine Pohl: Hoher 
Bundesrat ! Mit dem vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates soll der Betrag, 
bis zu dem das Bundesministerium für Finan­
zen berechtigt ist, durch die Oesterreichische 
Nationalbank Scheidemünzen in Umlauf zu 
bringen, um insbesondere der großen Nach­
frage nach Silbergedenkmünzen entsprechen 
zu können, von derzeit 450 S auf 600 S je 
Kopf der Bevölkerung erhöht werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 11. November 
1910 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1910, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Scheidemünzen­
gesetz 1963 abgeändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Es hat sich niemand zum 
Wort gemeldet. Wir schreiten daher zur 
Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause 
erschienenen Herrn Bundesminister Frühbauer. 
(Allgemeiner Beifall.) 

8. Punkt: ·  Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1970 über ein Bundesgesetz, 
betreffend die Gewährung eines zweckgebun­
denen Zuschusses des Bundes an die Stadt 
Wien zur Förderung der Errichtung einer 

U-Bahn (430 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
8. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
betreffend die Gewährung eines zweckgebun­
denen Zuschusses des Bundes an die Stadt 
Wien zur Förderung der Errichtung einer 
U-Bahn. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schweda. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

derung der Errichtung eines innerstädtischen 
U-Bahn-Netzes ein Bundeszuschuß im Gesamt­
ausmaß von 2400 Millionen Schilling gewährt 
werden. Dieser Zweckzuschuß soll entspre­
chend dem tatsächlichen Baufortschritt in zehn 
Jahresraten, und zwar im Jahre 1912 in der 
Höhe von 150 Millionen Schilling, im Jahre 
1913 in der Höhe von 200 Millionen Schilling, 
in den Jahren 1914 bis 1980 in der Höhe von 
je 250 Millionen Schilling und im Jahre 1981 
in der Höhe von 300 Millionen Schilling, 
erbracht werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 11. November 
1910 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1910 über ein Bundes­
gesetz, betreffend die Gewährung eines zweck­
gebundenen Zuschusses des Bundes an die 
Stadt Wien zur Förderung der Errichtung einer 
U-Bahn, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesrat Walzer. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Walzer (OVP) : Herr Vor­
sitzender! Herr Minister! Hohes Haus! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wieder 
einmal steht in der österreichischen Innen­
politik die Frage der Wiener U-Bahn und 
deren Finanzierung zur Diskussion und 
Beschlußfassung. Nach unseren bisherigen 
Erfahrungen werden die Sozialisten das Ergeb­
nis der heutigen Beratung und Beschluß­
fassung - davon bin . ich überzeugt -
geschickt, aber einseitig als ihr alleiniges Ver­
dienst hinstellen. (Bundesrat Dr. S k o t  t o n: 
Ihr warts ja dagegen!) Bitte, Herr Kollege, 
gestatten Sie mir, daß ich in meinen Aus­
führungen weiter fortfahre. (Bundesrat Doktor 
S k o t  t o n: Ich habe es Ihnen nicht verboten!) 
Ich werde versuchen, diese Dinge ins richtige 
Lot zu bringen. (Bundesrat Dr. S k o t  t ,0 n: 
Wir werden sehen, ob es Ihnen gelingen 
wird!) Ich werde es versuchen. 

Die großen Fehler in der Wiener Verkehrs­
planung, die Fehleinschätzung des Verkehrs­
aufkommens und der Entwicklung unserer 
Hauptstadt seitens der Sozialisten sollten 
meiner bescheidenen Meinung nach nicht ver';' 
schwiegen werden, ebenso wie die Lasten, 
die man anderen aufbürdet. 

Berichterstatter Schweda: Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! Während 
Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 15 Jahren konnte ich als Wiener Gemeinderat 
Nationalrates soll der Stadt Wien zur För- die Auseinandersetzung mit dem Problem der 

295. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 55

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 295. Sitzung - 1 9. November 1970 7893 

Walzer 

U-Bahn aus nächster Nähe verfolgen. Es ist 
mir daher ein persönliches Anliegen, mich an 
dieser Debatte zu beteiligen und an Tatsachen 
zu erinnern, die sonst möglicherweise von 
der linken Seite des Hauses gern negiert 
werden. 

Bis vor wenigen Jahren jedenfalls war das 
Projekt einer U-Bahn im Wiener Rathaus noch 
heftigst umstritten. Meine folgenden Ausfüh­
rungen sollen eine Dokumentation dafür sein, 
daß es die Stadt Wien dem Bund gar nicht so 
leicht gemacht hat, einen Beitrag für die wirk­
same Verbesserung der Wiener Verkehrs­
verhältnisse zu leisten. 

Ich darf Ihnen in Erinnerung bringen, daß 
es die Osterreichische Volkspartei war, die 
im Wiener Gemeinderat am 20. Dezember 
1948 - 1 9481 - im Zuge des Wiederaufbaues 
unserer Stadt die Projektierung einer U-Bahn 
verlangt hat. Die SPO hat dies abgelehnt. 

Im März 1 951 wurde neuerdings ein Vor­
stoß seitens der OVP in dieser Richtung 
unternommen. Die SPO lehnte neuerlich ab. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Im Dezember 1 953 wurde nochmals von der 
OVP die Forderung nach einem U-Bahn-Bau 
erhoben. Wiederum gab es eine Absage der 
Mehrheit im Rathaus. 

beweisen läßt - richtigen und die Zukunft 
erkennenden Anträge der OVP vorgelegt 
wurden, glaubte die SPO noch nicht an das 
moderne Wien, das sie heute so groß als ihr 
alleiniges Verdienst herausstellt. 

Meine Damen und Herren! Nun weiter in 
der Geschichte des U-Bahn-Baues :  Am 1 0. Fe­
bruar 1956 sagte der sozialistische Baustadtrat 
Thaller in einer typischen Fehleinschätzung im 
Gemeinderat wörtlich: "Es hat allen Anschein, 
als ob nach den gegenwärtigen wirtschaft­
lichen Verhältnissen unseres Landes und 
unserer Stadt die Motorisierung ihren 
Kulminationspunkt erreicht hätte oder bald 
erreichen wird, sodaß mit einer weiteren 
sprunghaften Ausdehnung der Motorisierung, 
wie es in den letzten zwei Jahren statt­
gefunden hat, derzeit nicht zu rechnen 
ist." - Und das Anfang 1 956! Wie sich doch 
auch Baustadträte irren können, wenn sie die 
Dinge durch eine politische Brille sehen. 

Trotz dieser Prophezeiung legte die 
Wiener OVP am 20. Oktober 1 956 ein 
40-Kilometer-Projekt für einen U-Bahn-Bau 
vor, dessen Finanzierung durch langfristige 
Anleihen unserer Meinung nach möglich 
gewesen wäre. Wieder eine entschiedene 
Ablehnung der SPO. 

Meine Damen und Herren I Auch noch 
1 959 - vier Jahre nach dem Staatsvertrag -
hat sich die SPO gegen die Forderung der 
OVP ausgesprochen, eine U-Bahn zu bauen. 

Ich darf aber auch in Erinnerung rufen, daß 
sich internationale Experten anläßlich einer 
Enquete der Verkehrsplanung in Wien mit 
dieser Angelegenheit befaßt haben. Es wurden 
über 1 00 Forderungen aufgestellt und darunter Ich zitiere, was dazu ein sozialistischer 

auch empfohlen, daß Wien zur Lösung seines Gemeinderat am 19. Dezember 1959 sagte: 

Massenverkehrs unbedingt eine U-Bahn "Wenn eine Untergrundbahn für München gut 

benötige. Meine Damen und Herrenl Damit ist, muß sie noch lange nicht für Wien gut 

haben Experten von internationalem Range sein, nur aus dem Grund, weil eine Fraktion 

die langjährigen Forderungen der Osterreichi- es will." - Deutlicher, 
.
g!aube

. 
ich, hätte es 

schen Volkspartei - wie ich glaube _ auch e�� Sprech�r der O�poslhon mcht auf�eig�n 

wissenschaftlich untermauert. Aber damals und . konnen, WIe s�hr dIe Y-Bahn-Fra
.
ge 

.
f�r dIe 

in den folgenden Jahren hatte der OVP-V _ Rathausmehrheit zu emem partelpohhschen 

schlag zur Planung und Errichtung ei�:r Prestigestandpunkt geworden war. 

U-Bahn noch keinerlei Chancen bei der sozia- Auch bei der entscheidenden Beschluß-
listischen Rathausmehrheit. fassung über das städtebauliche Grundkonzept 

Wenn die Wiener U-Bahn heute durch eine 
beachtliche Beteiligung des Bundes zu einem 
Projekt aller Osterreicher wird, dann muß man 
sich auch die Frage stellen, ob es nicht für 
alle Osterreicher besser gewesen wäre, hätte 
man mit der U-Bahn-Planung schon früher 
begonnen. Ich glaube, es steht außer Frage, 
daß bei einer früheren Planung der U-Bahn 
wesentlich billiger hätte gebaut werden 
können. Vor 15 Jahren hätte jedenfalls der 
U-Bahn-Bau die Wien er Wirtschaft, die 
Berufstätigen und den Fremdenverkehr nicht 
so stark belastet, wie dies wahrscheinlich in 
den nächsten Jahren zu erwarten sein wird. 
Aber als die - wie sich heute sehr leicht 

im Jahre 1 96 1 ,  als die OVP wieder vehement 
die Forderung nach einer Verkehrslösung in 
"zweiter Ebene" erhob, sagte der jetzige 
Stadtrat und damalige Gemeinderat Bock wort­
wörtlich: "Man soll es späteren Generationen 
überlassen, zu entscheiden, ob Unterpflaster­
bahnen in der Innenstadt notwendig sind oder 
nicht, und heute ist die Situation noch nicht so 
dringend." - Das war immerhin schon Ende 
1 96 1 1 

Drei Monate später ergänzte der sozialisti­
sche Baustadtrat Heller am 1 6. Februar 1 962 

im Wiener Gemeinderat: "Wenn man aber 
der Meinung ist" - so sagte Heller -, "daß 
der Verkehr eines Tages so stark sein wird, 
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daß auch der Individualverkehr kreuzungsfrei dungen der fachkundigen Rathausbeamten ent­
vor sich gehen muß, dann hoffe ich, daß wir ziehen, und man mußte sich zum Bau einer 
zu diesem Zeitpunkt alle nicht mehr am Leben U-Bahn bequemen. Allerdings wagte sie nidtt, 
sind." (Heiterkeit bei der OVP. - Bundesrat das Kind beim richtigen Namen zu nennen, 
B Ü r k 1 e: Das ist eigentlich gemein!) Wie sondern man benützte den Arbeitstitel 
weise es doch eingerichtet ist. daß nicht jede "Stadtbahn" nur deswegen, weil die OVP eine 
Hoffnung eines Menschen Erfüllung findet und "U-Bahn" gefordert hatte. (Ironische Heiterkeit 
daher so viele Wunschtote heute noch am bei der SPO. - Bundesrat Dr. S k o t  t o n: 
Leben sind! Was der alles hineingeheimnistI) 

Meine Damen und Herren! Aber nicht nur 
die Wiener OVP. sondern auch der unab­
hängige Rechnungshof hat die Kurzsichtigkeit 
der Wiener Gemeindeführung hinsichtlich des 
öffentlichen Massenverkehrs scharf kritisiert. 

In einem Einschaubericht über die Jahre 
bis 1964, der dem Wiener Gemeinderat 1968 
vorgelegt wurde, traf der Rechnungshof unter 
anderem folgende Feststellung : "In weit­
blickender Schau hätte bereits" - so der 
Rechnungshof - "vor mindestens zehn Jahren, 
zweckmäßigerweise sogar noch mehrere Jahre 
vorher. damit begonnen werden müssen, eine 
U-Bahn zu planen, zumal schon vor Jahr­
zehnten zum Teil ziemlich weitgehende 
U-Bahn-Planungen vorlagen und in der Folge 
auch verschiedene ernst zu nehmende dies­
bezügliche Vorschläge gemacht wurden." 

Ist dies nicht eine eindeutige Rechtfertigung 
der Kritik der Osterreichischen Volkspartei, 
daß aus Fehleinschätzungen der Verkehrs­
entwicklung aus einem rein parteipolitischen 
Prestigedenken 15 Jahre tatsäChlidt versäumt 
wurden? 

Anfang der sechziger Jahre wurden wert­
volle Jahre mit der Spekulation über die 
Alwegbahn vergeudet. Das damals soziali­
stisch geführte Verkehrsministerium hat dabei 
nie ein Hehl daraus gemaCht, daß das Alweg­
bahn-System wegen schwerwiegender tech­
nisCher und wirtschaftlicher Mängel für Wien 
überhaupt nicht in Frage komme. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Am 17 .  November 1966 war es dann so 
weit, daß die gemeinderätliche Stadtplanungs­
kommission ein U-Bahn-Konzept vorlegte. 
Daraufhin stimmte der Wiener Gemeinderat 
jedoch erst 14 Monate später, und zwar am 
26. Februar 1968, dem U-Bahn-Konzept zu. 

Dazu mödtte ich noch vermerken, daß von 
:len ursprünglidt vier vorgesehenen Grund­
linien in diesem Konzept nur drei enthalten 
waren, was mehr als deutlich zeigt. unter 
welchem Zeitdruck die ganze Materie behan­
delt werden mußte. 

Obwohl der Gemeinderat am 17. November 
1966 die zuständigen Dienststellen des Magi­
strats beauftragt hatte, ein Ausbau- und 
Finanzierungsprogramm für das Grundnetz 
und die wichtigsten daran anschließenden 
Linien auszuarbeiten und den zuständigen 
Stellen vorzulegen, ging der damalige Bericht­
erstatter zum U-Bahn-Antrag vom 26. Jänner 
1968, SPO-Stadtrat Heller. über die Frage des 
Finanzierungsprogramms still und leise hin­
weg. Dabei hat er selbst in der Diskussion 
am 17. November erklärt, es werde Aufgabe 
der zuständigen Dienststellen sein. möglichst 
gleichzeitig mit dem Beschlußantrag für ein 
U-Bahn-Netz auch einen Finanzierungs­
vorschlag oder sogar mehrere Finanzierungs­
vorschläge zur Diskussion bereit zu haben. 

Meine Damen und Herren I Diese U-Bahn­
Finanzierungsprogramme sind bis heute dem 
Wiener Gemeinderat noch nicht vorgelegt, und 
das bei einem Projekt von mehreren Milliar­
den Schillingl 

Aber ich erinnere mich noch sehr genau. daß 
man im Wiener Rathaus vor dem Wort 

Und nun einige Worte, wenn Sie gestatten, 

"U-Bahn" ja förmlich eine Angst hatte. Das zu den Verhandlungen. um den Bundesbeitrag. 

ist so weit gegangen, daß auch wir von der Die Verhandlungssituation Wiens mit dem 

Osterreichischen Volkspartei meinten, viel- Bund im Zusammenhang mit der Finanzierung 

leicht könnten wir mit den Sozialisten besser des U-Bahn-Projektes war von Anfang an 

sprechen, wenn wir nicht mehr das Wort durch die volle Gesprächsbereitschaft der 
österreichischen Bundesregierung und den 

"U-Bahn" so in den Vordergrund stellen, son-
dern wenn wir einfach von einer sogenannten Mangel an entsprechenden Verhandlungs­

unterlagen auf seiten der Gemeinde Wien zweiten Verkehrsebene sprechen. Wir wollten 
ihnen damit sichtlich _ und das ist ehrlich 

gekennzeichnet. Finanzminister Dr. Koren 

. t t k W' 11t lehnte bei den Verhandlungen angesichts zu gemem - en gegen ammen. Ir wo en es . . 
i großer UnSIcherheItsfaktoren und fehlender ihnen - wenn ich das auf w�enerisch sagen Planungen die verlangte prozentuelle Betei­darf - leichter machen. ligung - etwa 33 Prozent - ab und fixierte 

Nach 1964 konnte sich selbst die Wiener den Bundesbeitrag für das Wiener U-Bahn­
Rathausmehrheit nicht mehr den Einwen- Projekt in einer absoluten Höhe. die uns 

295. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 55

www.parlament.gv.at



Bundesrat ........ 295. Sitzung ....... 19. November 1970 789S 

Walzer 

heute zur Beschlußfassung vorliegt, 
2,4 Milliarden Schilling, das sind 41 
der derZeit geschätzten Baukosten. 

nämlich Meinung nach mit einer Frotzelei. Die Frist 
Prozent wurde um drei Tage verlängert: über ein 

Wochenende, wobei Samstag und Sonntag 

Uber die Methode, wie der Wiener Anteil 
am U-Bahn-Bau, also die restlichen 53 Prozent 
beziehungsweise rund 2,6 Milliarden Schilling, 
aufgebracht werden sollte, hüllten sich Herr 
Vizebürgermeister und Finanzreferent Slavik 
und seine Wiener Rathausparteifreunde vor­
erst in Schweigen. In das Wiener Budget 1969 
wurden zwar 212 Millionen Schilling für die 
U-Bahn aufgenommen, jedoch als außer­
ordentlicher Budgetposten, dessen Bedeckung 
durch einen Kredit aus Deutschland erfolgte. 
Man konnte also annehmen, daß der U-Bahn­
Bau durch Anleihen und Umschichtungen des 
Wiener Budgets finanziert werden sollte. 

Meine Damen und Herren! Dann aber kam 
dieser Tiefschlag mit der U-Bahn-Steuer -
Arbeitsplatzsteuer. (Bundesrat Dr. S k o t  t o n: 
"Arbeitsplatzsteuer" heißt es nicht! Bezeichnen 
Sie es richtig! Das kann man von einem Mit­
glied des Bundesrates verlangen I) Ich sehe 
darin eine Arbeitsplatzsteuer. Während der 
Bundesbeitrag für die ersten drei Wiener 
U-Bahn-Linien schon Ende 1968 fixiert war, 
herrschte noch monatelang Ungewißheit 
darüber, wie die Stadt Wien ihren eigenen 
Anteil aufbringen wird. Herr Vizebürger­
meister Slavik wartete die Wiener Wahlen 
und den Beschluß des Nationalrates über den 
Bundesbeitrag zur Wiener U-Bahn ab , um 
dann am 19. Juni überraschend seine angeb­
lich neue Idee, den Gesetzentwurf einer 
U-Bahn-Steuer, zur Begutachtung aus­
zusenden. 

Meine Damen und Herren! Ich habe in den 
15 Jahren im Wiener Gemeinderat, die übri­
gens zu meinen schönsten gehören, hören 
gelernt. Ich habe auch dann, wenn etwas von 
Ihnen kam und ich die Gelegenheit hatte, 
dazu zu sprechen, das jedesmal positiv ver­
merkt. Ich war der Meinung, daß man das 
ruhig sagen darf: Was es wiegt, das hat es. 

Aber noch nie wurde in Wien ein Gesetz von 
so großer Tragweite wie über diese U-Bahn­
Steuer in so kurzer Zeit von der Rathaus­
mehrheit durchgepeitscht. Am 19. Juni 1 969 
erhielten die zuständigen Körperschaften über­
raschend den Entwurf eines U-Bahn-Steuer­
gesetzes. Während bisher die Begutacbtungs­
frist der Gesetze im Schnitt einen Monat 
betrug, setzte man die Begutachtungsfrist für 
dieses so entscheidende Gesetz mit 14 Tagen 
fest. Das müssen Sie sich sagen lassen, meine 
Damen und Herren. Ich habe versucht, hier 
nur Tatsachen zu sagen. 

Die Bitte um Verlängerung der Frist beant­
wortete der Magistrat meiner beScheidenen 

dabei waren. 

Auch so kann man die Demokratie umfunk­
tionieren, wenn dabei höhere Parteiinteressen 
auf dem Spiele stehen. (Beifall bei der OVP. -
Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Das ist doch ein 
Unsinn, was der da zusammenredetl) Das 
können Sie alles in den Gemeinderats­
protokollen nachlesen. (Bundesrat Doktor 
S k o t  t o n: Das ist doch kein Umfunktio­
nieren der Demokratie! Zuerst ist Ihnen alles 
zu langsam gegangen, jetzt geht es Ihnen auf 
einmal zu schnellI Wo bleibt da die Logik?) 

Kaum drei Wochen nach dem Bekannt­
werden der U-Bahn-Steueridee Slaviks wurde 
das Gesetz am 1 1 . Juli 1969 im Wiener Land­
tag von -der Rathausmehrheit im Alleingang 
beschlossen. Man hatte ja die Mehrheit! 
(Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Den Einspruch 
haben Sie ja auch im Alleingang gemacht/) 
Anstatt ein detailliertes Finanzierungs­
programm für den U-Bahn-Bau auszuarbeiten, 
begnügte man sich damit, die Arbeitgeber 
allein zur Kasse zu bitten. Für jeden unselb­
ständig Beschäftigten haben die Unternehmer 
dieser Stadt pro Woche 10 S, das sind im Jahr 
520 S, an die Stadtkasse abzuführen. Obwohl 
die U-Bahn allen Bevölkerungsschichten dieser 
Stadt zugute kommen wird, wurde nur die 
Wiener Wirtschaft besteuert. Klassenpolitik 
wird heute eben nicht mehr auf der Straße 
ausgetragen das könnte zu viele 
erschrecken -, in geschickter Verpackung ver­
kaufen sich die Dinge leichter. Hierin ist der 
Herr Vizebürgermeister Slavik ein Meister. 
Das gebe ich ohne weiteres zu. (Bundesrat 
Dr. S k o t  t o n: Aber jetzt stimmen Sie zu? 
Das ist die Logikl) Ich werde darauf zurück­
kommen, nur nicht nervös werden. 

Woher kamen die Ideen? (Bundesrat Doktor 
S k o t  t o n: Von Ihnen!) Ich sage das auch 
dann, wenn es Ihnen nicht paßt. So wie Sie 
in dieser Angelegenheit in den Wald hinein­
gerufen haben, so kommt das Echo heute 
zurück. (Bundesrat Dr. S k .0 t t o n: Das Echo 
haben wir bei den Wahlen gesehen!) Ich 
gehöre nicht zu jenen, Herr Kollege, die die 
Dinge verdrehen, aber das möchte ich Ihnen 
sagen: So wie Sie in der Frage der U-Bahn­
Steuer im Wiener Rathaus in den Wald 
hineingerufen haben, so kommt das heute 
zurück. Das nehmen Sie zur Kenntnis. (Beifall 
bei der OVP. - Bundesrat Dr. S k o t  t o n: 
Ihren grandiosen Erfolg hat der 4. Oktober 
bewiesen!) Das hat mit der U-Bahn überhaupt 
nichts zu tun. (Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Na 
gar nichts! Freilich!) Ich kann Ihnen jetzt das 
zurückgeben, was Sie mir in einem früheren 

69'7 
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Einwurf vorgehalten haben, daß das eine mit I tonte aber auch, daß dieses Nein "zunächst" 
dem anderen nichts zu tun hat. (Bundesrat I gesagt werden mußte und durch die Vorgangs­
Dr. S k o t  t o n: Na gar nichts hat das damit weise der Sozialisten provoziert worden war. 
zu tun I ) Sie können das im Protokoll der 280. Sitzung 

Meine Damen und Herren ! Woher kamen des Bundesrates nachlesen. Dr. Neuner sagte 
die Ideen? Zur Steuer der Wahrheit muß in der gleichen Sitzung klarstellend - ich 
festgehalten werden, daß kein einziger Schritt zitiere -: "Die Osterreichische Volkspartei 
der Wiener SPO im Zusammenhang mit der und auch ihre Bundesräte sind eindeutig für 
U-Bahn auf eigenen Ideen beruht. Zum den U-Bahn-Bau in Wien, sie sind auch ein­
U-Bahn-System hat sich die SPO erst nach deutig dafür, daß der U-Bahn-Bau rasch voll-

15jährigem Drängen der Wiener OVP ent- zogen wird. Das verlangt die OVP Wien seit 

schlossen. Ferner: Die U-Bahn-Steuer des 20 Jahren, weil wir diese Stadt lieben." 
Herrn Vizebürgermeisters Slavik wurde schon 
viel früher, und zwar in einem Antrag der 
Kommunistischen Partei, als sie noch im 
Wiener Rathaus vertreten war, am 21 .  Oktober 
1966 verlangt. 

Ich könnte jetzt noch länger darüber 
sprechen, daß zum Beispiel eine Gefährdung 
der Wiener Arbeitsplätze gegeben ist. Ich habe 
das im Wiener Gemeinderat ausführlich getan 
und möchte Ihnen das heute ersparen. Es geht 
um 25.000 Wiener Betriebe mit insgesamt 
zirka 450.000 Besdläftigtenl Durch diese 
U-Bahn-Steuer werden der Wirtschaft 235 Mil­
lionen Schilling entzogen. 

Das fördert Preisauftriebstendenzen, ruft 

Wir begründeten damals auch, weshalb es 
wirtschaftlich gefährlich sei, eine U-Bahn­
Steuer einzuführen. Wir verabsäumten es auch 
nicht, darauf hinzuweisen, daß der Ihnen be­
kannte Obmann des Freien Wirtschaftsver­
bandes, Herr Kommerzialrat Jodlbauer, in der 
Wiener Handelskammer die Resolution, die 
die Ablehnung dieser Steuer beinhaltet hat, 
unterschrieben hat. Deshalb, meine Damen 
und Herren, unser vorjähriger Einspruch im 
Bundesrat. Wie heilsam dieser Einsprudl war, 
zeigt die Neufassung der Arbeitsplatzsteuer 
vom 24. April 1910, in der unter dem Zwang 
einer sachgerechten Kritik zumindest einige­
Erleichterungen geschaffen wurden. 

neue Konkurrenzprobleme hervor und bewirkt Es wurde unter anderem ein Fonds für 
leider auch die Abwanderung manches Wiener Geschäftsleute, deren Existenz durch den U­
Betriebes nach Niede.�österre�ch. (Bundesrat I Bahn-Bau gefährdet ist, gegründet. Dieser 
Dr. S k o t  t o n: Vergonnen SIe das doch den Fonds wird zu 50 Prozent von der Gemeinde 
Niederösterreichern!) Wien und zu 50 Prozent von der Wiener 

Wie unausgegoren das Gesetz in seinem Handelskammer gespeist. Er dient der teilwei­
ursprünglichen Entwurf war, beweist, daß der sen Abdedmng der Schäden, die der Wiener 
Wiener Landtag dreimal - dreimal! _ dieses Wirtschaft durch den Bau erwachsen. 
Gesetz novellieren mußte, damit es so halb- Meine Damen und Herren I Dies ist also die wegs verfassungsrechtlich hält und einige der Geschichte des Wiener U-Bahn-Vorhabens. Sie schwerwiegendsten Härten der Einhebungs- � stützt sich auf nüchterne Tatsachen die Sie 
modalitäten entfernt werden konnten. I jederzeit in den Protokollen der Wiener Ge-

Aber, meine Damen und Herren, nicht nur meinderatssitzungen nachlesen können. Die 
das, auch die gesamte Vorgangsweise waren Verteilung der Rollen ist daraus klar zu er­
praktisch Tiefschläge gegen das mit dem dama- sehen: eine zukunftsorientierte Politik der 
ligen Finanzminister Koren auf Treu und GIau- OVP für Wien und eine völlige Verkennung 
ben Paktierte. Das selbstherrliche Vorgehen der Verkehrsnotwendigkeiten einer modernen 
der Wiener SPO bei der Beschlußfassung über Großstadt durch die Mehrheit des Rathauses. 
die U-Bahn-Steuer unmittelbar nach der Zu- An unserer Haltung hat sich nichts geändert. 
sage eines Bundesbeitrages durch die OVP- (Bundesrat DI. S k o t  t o n: Um 180 Grad 
Regierung und die Tatsache, daß man sich geändeItf) 
über die Restfinanzierung durch die Gemeinde 
Wien völlig ausschwieg, mußte die OVP dazu 
zwingen, der SPO die unüberschreitbaren 
Grenzen demokratischer Regeln aufzuzeigen. 

Dies geschah in der Sitzung des Bundesrates 
vom 1 1 .  Juli 1969. Mein Kollege Dr. Neuner 
ließ auch damals keinen Zweifel, daß wir 
immer für die U-Bahn waren, diese viel früher 
als Notwendigkeit erkannt haben, aber uns 
gegen die rücksichtslose Vorgangsweise der 
Rathaus-SPO wehren mußten. Dr. Neuner be-

Wenn sich die Auffassung der Mehrheit 
im Wiener Rathaus zur U-Bahn-Frage inzwi­
schen geändert hat - und sie hat sich geän­
dert -, so begrüßen wir dies gerne. Das ist 
ehrlich und ernst gemeint. In der Demokratie 
sollen die verschiedenen Auffassungen offen 
ausgesprochen werden und nach dem Gewicht 
der sachlichen Argumente beurteilt werden. 
Wenn wir im Rathaus wie in diesem Haus 
Kritik an Vorstellungen und Methoden der 
SPO geübt haben und auch weiter üben wer--
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Walzer 
den, dann wollen Sie und Ihre Gesinnungs­
freunde im Wiener Rathaus doch bitte endlich 
zur Kenntnis nehmen, daß wir dies nicht zum 
Nachteil, sondern zum Vorteil dieser Stadt 
und dieses Landes tun. (Bundesrat Doktor 
S k o t  t o n: Ein schlechter Witz!) Unsere Ver­
antwortung gegenüber Wien und unsere Liebe 
zu dieser Stadt, die wir mit Ihnen teilen, wird 
uns immer wieder die Verpflichtung aufer­
legen, offen auszusprechen, was wir im Inter­
esse Wiens für notwendig halten, und uns 
hiefür mit aller Kraft einzusetzen. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, 
stimmen wir der heutigen Vorlage zu. (Lang­
anhaltender Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich weiters 
Herr Bundesrat Dr. Skotton gemeldet. Ich er­
teile es ihm. 

Bundesrat Dr. Skotton (SPO) : Hoher Bun­
desratl Meine Damen und Herren! Nach diesem 
etwas holprigen Wiener Walzer werde ich 
Ihnen jetzt einen Marsch spielen, der Ihnen 
etwas in den Ohren dröhnen wird. "Was's 
wiegt, des hat's ' ' ' ,  hat der Kollege Walzer 
gesagt, und "Was's wiegt, das hat'sl", sage 
auch ich: daß nämlich die OVP ihre Haltung 
in dieser Frage um 180 Grad gedreht hat. 
Und da nützt Ihr frenetischer Applaus nach 
der Rede vom Walzer gar nichts. Das ändert 
gar nichts daran, meine Herren von der OVP. 
Sie wollen doch nur Ihren Rückzieher in dieser 
Angelegenheit kaschieren.' Das ist doch klar. 
Und wenn der Kollege Walzer gesagt hat, 
1948 hätte man mit der U-Bahn-Planung an­
fangen sollen, hätten wahrscheinlich die Ob­
dachlosen in den U-Bahn-SChächten und 
U-Bahn-Stationen schlafen sollen. Solche dem­
agogische Beweisführungen gehen gar nicht 
hinein, meine Herren I (Rul bei der OVP: Das 
ist keine Argumentationl) 

Und jetzt, meine Herren, möchte ich gar 
nicht meritorisch auf den Inhalt des National­
ratsbeschlusses eingehen. Er ist uns allen nur 
zu gut bekannt, weil er ja schon zum zweiten­
mal hier vorliegt. Die Tatsache, daß dieser 
Gesetzesbeschluß schon zum zweitenmal hier 
vorliegt, ist eine politische Groteske, deren 
Autor die OVP ist. Die OVP-Fraktion des 
Bundesrates sollte sich eigentlich als Clown 
in dieser Groteske fühlen. Das ist nämlich 
die Story dieser Geschichte. Der tragische 
Teil dieser Story besteht darin, daß hier im 
Bundesrat vor einem Jahr von den Mitgliedern 
der OVP die Länderinteressen negiert worden 
sind, negiert im Auftrag des OVP-Apparates. 
(Heftige Zwischenrule bei der OVP. - Bun­
desrat Ing. S p i  n d e 1 e g g e r: Das ist eine 
Frechheitl) 

Und wenn Sie noch so schreien, meine 
Herren, ich sehe ja ein, daß Ihnen das unan­
genehm ist, aber es ist die Wahrheit! Sie 
haben sich bei Ihrem Einspruch am 17. Juli 
1 969 gegen diese Gesetzesvorlage als Erfül­
lungsgehilfen einer OVP-Machtpolitik gegen 
das Bundesland Wien gestellt. Meine Herren, 
das ist die Tatsache. (Bundesrat H o f  m a n  n -
W e 1 1  e n h o l: Man könnte auch die Wahr­
heit in einer anständigen Form vorbringen/) 

Erinnern wir uns doch, meine Herren: Im 
Nationalrat hatte seinerzeit die OVP diesem 
Gesetzentwurf ihre Zustimmung erteilt. Im 
Ausschuß des Bundesrates ebenfalls, obwohl 
der von ihr beanstandete Sachverhalt bei der 
AussChußsitzung bereits bekannt war. Und 
plötzlich, im Plenum des Bundesrates, erhob 
die OVP Einspruch, und es gelang ihr durch 
eine Zufallsmehrheit. Aber ich will gar nicht 
darauf eingehen, meine Herren, daß die OVP 
im Abstimmungsvorgang eine Panne erlitt -
dies ist auch im Protokoll nachzulesen. Meine 
Herren, ich möchte Sie nur erinnern, daß sich 
die sozialistische Fraktion damals entschied, 
ein menschliches Versagen nicht zum formellen 
Anlaß zu nehmen, eine Entscheidung zugun­
sten des U-Bahn-Zuschusses zu erzwingen. 
(Zwischenruf der Bundesrütin Eleonora 
H i 1 t 1.) Wie sehr das damals von der tlVP­
Fraktion geschätzt wurde, Frau Kollegin Hiltl, 
das geht aus einem Zwischenruf hervor, der 
auch protokolliert wurde. Als nämlich die 
Vorsitzende ihre Entscheidung kundtat, rief 
Herr Exstaatssekretär Bürkle laut und deut­
lich : "Danke !" (Bundesrat P o  r g e S: Sehr 
richtig!) Das ist protokolliert. Er wußte näm­
lich eines: Formell wären die Sozialisten im 
Recht gewesen, aber der Sinn einer demo­
kratischen Abstimmung wäre nicht gewahrt 
gewesen, und für uns ist Demokratie nicht ein 
bloßes Schlagwort; das haben wir mit dieser 
Haltung bewiesen. Wir bemühen uns, auch 
dann den Sinn der Demokratie gelten zu 
lassen, wenn es nicht unser parteipolitischer 
Vorteil ist. Meine Herren von der OVPI Diese 
Entscheidung ist uns damals wahrlich nicht 
leicht gefallen. (Bundesrat H o f  m a n  n -
W e l l e  n h o l: Was verstehen Sie unter Zu­
fallsmehrheit? Das war Zufallsmehrheit?) Es 
war eine Zufallsmehrheit, sicher. - Unsere 
Entscheidung, dieses menschliche Versagen 
nicht formell auszulegen, ist uns nicht leicht 
gefallen, denn es ging immerhin um 2,4 Mil­
liarden Schilling für Wien. Diese 2,4 Mil­
liarden sind auf dem Spiel gestanden, weil 
die OVP-Regierung auf Grund des Einspruchs 
des Bundesrates dem Bundesland Wien diesen 
Betrag vorenthalten wollte. 

Ich hoffe nur, meine Damen und Herren 
von der OVP-Fraktion, daß Sie die Haltung 
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der Sozialisten in dieser Abstimmungsange­
legenheit zu würdigen wissen und daß Sie 
gegebenenfalls dieselbe demokratische Fairneß 
aufwenden. Ich weiß, daß es in Ihren Reihen, 
meine Damen und Herren von der OVP; viele 
Frauen und Männer gibt, die dazu bereit 
sind. Wenn diese sich aber einmal in einem 
solchen Fall in der eigenen Fraktion nicht 
durchsetzen können, dann werde ich Sie an 
diesen Vorgang erinnern. (Bundesrat H o  I­
m a n  n - W e 1 1  e n h o l: Wir haben das ge­
genüber der Frau Tschitschko bewiesen!) 

Meine Damen und Herren! Weil die Ge­
meinde Wien eine Sonder abgabe beschlossen 
hat, war damals die OVP"'Fraktion dagegen. 
Welch - angeblich - edles Motiv I Denn 
das war, wie ich schon sagte, bereits bei der 
Ausschußsitzuhg bekannt. Anscheinend ledig­
lich auf Befehl der Parteiführung hat dann die 
OVP-Fraktion ihr Veto eingelegt. Die Wiener 
Bevölkerung hat diese Haltung der OVP am 
1 .  März und am 4. Oktober ja entsprechend 
quittiert. Wenn der Herr Kollege Walzer sagt : 
Das hat nichts mit dem Wahlergebnis zu tun!, 
dann wünsche ich mir nur eines : daß die 
OVP weiterhin solche politische Fehleinschät­
zungen macht. 

Meine Damen und Herrenl Noch am 1 8. Sep­
tember schrieb das "VolksblaU" über eine 
Ausführung des Exbundeskanzlers Dr. Klaus. 
Dort wird triumphierend berichtet: 

avp in einer politisch-masochistismen Art 
und Weise sich selbst so schadet. 

Meine Damen und Herrenl Mit folgender 
schöner Begründung dutch Herrn Bundesrat 
DDr. Pitschnlann wurde damals dieset Ein'­
spruch erhoben. Er sagte - im stenographil. 
schen Protokoll nachzulesen -: 

"Wir Bundesländervertreter, die übrigen 
Bundesländer, können es sich nicht bieten 
assen, sich über eine derartige Vorgangsweise, 
wie sie derzeit in Wien geplant ist, auspowern 
zu lassen." 

Jetzt stimmen Sie für diese "Auspowe­
rung"?  Entweder war es damals unrichtig, was 
Sie gesagt haben, oder Sie haben vielleicht 
einen Fehler eingesehen, Sie haben vielleicht 
eingesehen, daß das unrichtig war. Aber ich 
glaube, daß man es immerhin akzeptieren 
muß, wenn sozusagen tätige Reue nach einem 
politischen Fehler vorhanden ist. (Bundesrat 
H o l m a n n - W e l l e n h o l: Was ist denn 
mit dem Gemeinderat?) 

In diesem Sinn, meine Damen und Herren 
von der OVP, begrüße ich, daß die OVP­
Minderheitsfraktion des Bundesrates ihren 
seinerzeitigen Beschluß revidiert und gegen 
den jetzt vorliegenden Beschluß des National­
rats keinen Einspruch erhebt. Die sozialisti­
sche Mehrheitsfraktion des Bundesrates wird 
jedenfalls diesem Nationalratsbeschluß ihre 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPO. -
Bundesrat Dr. H e  g e r: Herr Bundesrat 
Skolion! Den Zynismus gebe ich Ihnen zu­
rück! - Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Ich wart' 
schon drauf!) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 

"Das Vertrauen der Wiener Stadtväter in 
die OVP-Regierung war so groß, daß sie im 
Budget bereits den Bundesbeitrag zum V-Bahn­
Bau registriert haUen, erklärte der Wiener 
Spitzenkandidat für die Nachwahl zum Natio­
nalrat am 4. Oktober." Er führt dann weiter mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
aus und schließt triumphierend: Damit sind Wünscht der Berichterstatter das Schlußwort? 
die Wiener gezwungen, "wesentlich länger - Es wird verzichtet. 
als vorgesehen mit aufgerissenen Straßen zu 
leben". 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt 
Inzwischen sind das "VolksblaU" und der Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 

Herr Exbundeskanzler Dr. Klaus von der pali- Nationalrates k e i n  e n E j n s p r u c h 
tischen Bühne verschwunden. Hier sieht man erheben. 

der 
des 

zu 

ja, welche Konsequenzen eine solche Haltung 
haben kann. (Bundesrat E1eonora H i 1 t 1: Das 
lassen Sie unsere Sorge sein!) 

Meine Damen und Herrenl Wenn der Natio­
nalrat jetzt gegen einen Einspruch des Bundes­
rates entscheidet, so ist das, wenn auch nicht 
de jure, aber de facto ein Beharrungsbeschluß, 
und das ist eine Ohrfeige in das Gesicht der 
aVP-Fraktion des Bundesrates, denn Sie wur­
den von Ihren eigenen Kollegen im National­
rat desavouiert. Wenn Sie sich diese Haltung 
gefallen lassen, wenn Sie das hinnehmen, so 
ist es Ihre Sachet meine Damen und Herren. 
Ich habe jedenfalls nichts dagegen, wehn die 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1910. betreffend ein Bundes­
gesetz über die Gewährung ,eines Bundeszu­
sdmsses an das Bundesland Kärnten aus An­
laß der 50. Wiederkehr des Jahrestages der 

Volksabstimmung (431 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 9. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz über die Ge­
währung eines Bundeszuschusses an das Bun­
desland Kärnten aus Anlaß der 50. Wiederkehr 
des Jahrestages der Volksabstimmung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wally. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

295. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 55

www.parlament.gv.at



Bundesrat - !95. Sitzung - 19. Novembep tOTO 

Berichterstatter Wally: Hoher Bundesrat! I Berichterstatter Wally: Holler Bundesrat I 
Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll dem Bundesland Kärnten Nationalrates soll dem Bundesland Burgen­
anläßlich des 50j ährigen Jubiläums der Kärnt- land anläßlich der 50jährigen Zugehörigkeit 
ner Volksabstimmung im Jahre 1920 ein ein- zur Republik Osterreich ein einmaliger Zweck­
maliger Zweck.zuschuß des Bundes in der Höhe zuschuß des Bundes in der Höhe von 15 Mil­
von 15 Millionen Schilling zur Verfügung ge- lionen So.�illing zur Verfügung gestellt wer­
stellt werden. Diese Zuwendung des Bundes den. Diese Zuwendung des Bundes ist in erster 
ist vornehmlich für besondere Vorhaben im Linie für besondere Vorhaben im Interesse 
seinerzeitigell Abstimrp.ungsgebiet zum der Festigung der Zugehörigkeit dieses Bun­
Zwecke der Festigung der :zugehörigkeit die- I deslandes zur Republik Osterreich zu verwen­

ses Gebietes zur Republik Osterre�ch zu ver- den. 

wellden. Nach Rechtsansicht des Bundeskanzler-
Nach Rechtsansicht des Bundeskanzleramtes amtes unterliegen einzelne Bestimmungen 

unterliegen einzelne Bestimmungen des gegen- d,es gegenständlichen Gesetzesbesd!lusses des 
ständlidlen Gesetzesbeschlusses des National- Nationalrates im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 
rates im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 B-VG. Bundes-Verfassungsgesetz nicht dem Ein­
nicht dem Einspruchsrecht des Bundesrates. spruchsrecht des Bundesrates. In Betracht hie­
In BetrCicht hiefür kommen § 2 und § 5, soweit für kommen § 2 und § 5, soweit er sich auf 
er si(:..� auf § 2 bezieht. § 2 bezieht. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17. November 
1 970 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Haus zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1970, betreffend eill 
Bundesgesetz über die Gewährung eines Bun­
deszuschusses an das Bundesland Kärnten aus 
Anlaß der 50. Wiederkehr des Jahrestages 
der Volksabstimmung, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
�emeldet. Wir schreiten claher zur Abstim-

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17. November 
1970 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, de.m Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt solllit 
der FinanzaussP:l.uß den A n  t r a g, der Bun­
clesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30, Oktober 1970, betreffend ein 
Bundesgesetz über die Gewährung eines Bun­
deszuschusses an das Bundesland Burgenland 
aus Anlaß der 50jährigen Zugehörigkeit zu · 
Osterreich, wird kein Einsprudl erhoben. 

Vorsitze�().er: Z'\llI1. Won gemeldet hat si(i} 
Herr Bundesrat Pev,ts<;:h. Ich. erteile es ihm. 

Bundesrat J)e�ts(h (OVP) : Herr Vorsitzen-
!llung. der ! Hoher Bundesrat! Herr Ministerl GeElhrte 

Bei der A b  s t i m m u n g beschließt der Damen und Herren I Ich nehme sehr gerne 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des die Gelegenheit wahr, anläßlich dElT Gesetz­
Nationalrates - soweit er dem Einspruchs- werdung cles Jubilä:umsgesdlenkes zur 50jäh­
recht des Bundesrates unterliegt - k e i n  e n figen Wiederkehr des Ansdllusses des ßur­
E i n  s p r u e h  zu erheben. I genlandes an die Republik Oster1'ei& zU spre-

I ehen. 

10. Punkt; Gelietzesbescbluß des Nationalrates Dankbar wendet sich in diesem Jghr flas 
vom 30. Oktober 19'10, betreffend ein Bundes.., Interesse der gesijmten burgellländischen Be., 
gtiuieb Uber die GeWährung eines ßundes- I völken.mg jepell EreignisseJl zu, i:p. d�r�n Ver" 
JUScbli�Ses an das Bundesland Burgenland aus I la�f �or 50 J

,
ahren d�s BUl'ge

.
nl�nd als seI?" 

Anlaß der 50jäbrigen Zugehörigkeit zu Uster- , standlges Bundesland zu Osterre�cb. kam, Em 
reich (432 der Beilagen) I1 halbes Jah:rhundert spannt sich von jenem 

denkwürdigen Jahr 1921 bis in unsere Tage 
VOi'!:iitzeß(l�r: Wir gelangen ;?:um 1 0. Punkt . herüber, ,md es war nicht immer leicht, für 

der Tagesordnung: Bundesgeset7: über die I' dieses Land die Verantwort1.lng zu tragen. 
Gewährung eines Bundesztlschusses an das denn die Zeit w�:r vielfach ausgefüllt mit de.l' 
Bundesland l3urgenland aus Anlaß der 50jäh.,. Sorge um die Zukunft. 
flyen Zugehörigkeit zu Osterreich. 

Wenn sich aber immer wieder Männer und 
Berichterstatter ist der Herr Bundesrat Frauen gefunden haben, die bereit waren, ihre 

WCilly. Idl bitte um seinen Bericht. ganze Kraft diesem Land zur Verfügung zu 
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stellen, so sollen sie gerade in diesem Jubi­
läumsjahr nicht vergessen werden. Ich halte 
es daher als burgenländischer Mandatar und 
zugleich als Vertreter einer jungen, empor­
strebenden Generation für meine vordring­
lichste Pflicht und Schuldigkeit, allen jenen 
klugen und weit vorausblickenden Männern 
am Verhandlungstisch sowie den tapferen 
Männern und Frauen meines Heimatlandes, 
den unbekannten sowie den bekannten 
Patrioten, welche es oftmals unter Einsatz 
ihres eigenen Lebens ermöglicht hatten, daß 
Burgenland zu Osterreich kam (Beifall bei der 
OVP und des Bundesrates S c h w e d a), von 
dieser Stelle aus im Hohen Haus den Dank 
der burgenländischen Bevölkerung und dar­
über hinaus wohl auch den Dank von uns 
allen auszusprechen. (Neuerlicher Beifall b�i 
der OVP und bei Bundesräten der SPO.) 

Vor mehr als 50 Jahren war es die Idee 
der Selbstbestimmung des Nationalitäten­
prinzips, das die Menschen ergriff und dazu 
führte, daß die jahrhundertealte Ordnung in 
Mitteleuropa, dieser Vielvölkerstaat, diese 
Donaumonarchie, zerfiel. Das Verlangen nach 
Selbstbestimmung der einzelnen Nationen 
war stärker als die Tendenz der Zusammen­
gehörigkeit auf Grund einer jahrhunderte­
alten Tradition. In einer Zeit des Aufruhrs, 
der Revolution und der ideologischen Zu­
kunftsentwürfe wurden die Werte, auf denen 
die alte Ordnung beruht, in Frage gestellt, 
verworfen oder leichtfertig aufgegeben. 

In aller Wirrnis, die die Menschen West­
ungarns nach dem ersten Weltkrieg erfaßt 
hatte, kam im Bewußtsein unserer Vorfahren 
doch ein geschichtlicher Sinn zum Durchbruch, 
als sie erkannten, daß mit dem Zerbrechen 
der Stephanskrone für sie eine neue geschicht­
liche Stunde geschlagen hatte. Denn unsere 
Vorfahren haben sich Jahrhunderte hindurch 
nicht im Sinn des modernen Nationalismus 
als Kroaten, Madjaren oder Deutsche gefühlt, 
sondern als Ungarn. Nicht die nationale Idee 
einte sie, sondern die Stephanskrone. 

Als sich nach dem ersten Weltkrieg für 
unsere Vorfahren im westungarischen Raum 
auf Grund der Neugestaltung und Neuord­
nung der europäischen Staaten auch neue 
Aspekte ergaben, mußten auch sie auf die 
Tendenzen einer neuen Geschichtsepoche eine 
Antwort finden. Denn am 28. Oktober 1 9 1 8  
übernahm ein tschechischer Nationalrat in 
Prag die Macht, am 29. Oktober sagte sich 
der kroatische Sabor in Zagreb vom bisherigen 
Staatsverband los, in Laibach riß der slo­
wenische Nationalrat die Macht an sich, und 
am 30. Oktober gab die Provisorische N atio­
naiversammlung Deutsch-Osterreichs dem 

neuen Staat eine vorläufige Verfassung und 
übernahm die Staatsgewalt auf deutsch-öster­
reichischem Boden. 1 3  Tage später, am 
12.  November 1 9 1 8, wurde, wie uns ja 
bekannt, in Wien die Republik Deutsch-Oster­
reich ausgerufen. Am 3 1 .  Oktober wurde Graf 
Michael Karoly ungarischer Ministerpräsi­
dent, und damit war auch in der Ofener Burg 
die Revolution eingezogen. 

Als nun die Grenzziehung zwischen der 
Republik Ungarn und Deutsch-Osterreich 
aktuell wurde, wurde vor allem die Staats­
zugehörigkeit in den Dörfern des späteren 
Burgenlandes zu einer der vordringlichsten 
Fragen. Eine Grenzziehung entlang Leitha 
und Lafnitz hätte nämlich bedeutet, daß West­
ungarn mit einem Schlag von seinem lebens­
wichtigen Arbeits- und Absatzmarkt abge­
schnürt worden wäre. Dies hätte für das 
gesamte Gebiet katastrophale Folgen gehabt, 
da Ungarn für Tausende Wanderarbeiter 
weder Arbeitsplätze noch als reines Agrar­
land einen geeigneten Ersatz für die ver­
lorenen Absatzmärkte in den österreichischen 
Industriegebieten bieten konnte. Für die 
Bauern und Arbeiter von Westungarn wurde 
daher ein zumindest wirtschaftlicher Anschluß 
an Osterreich zur Existenzfrage. 

Daher gab es spontan s
'
chon Ende des Jahres 

1 9 1 8  proösterreichische Kundgebungen. Am 
7. Dezember wurde in Mattersburg, einem 
Bezirksvorort im mittleren Burgenland, die 
"Republik Heinzenland" ausgerufen, die sidl 
später an Osterreich anschließen sollte. Am 
1 5. Dezember verlangten im südlichen Bur­
genland in Heiligenkreuz im Lafnitztal Ver­
treter von mehr als 40 Gemeinden dEm sofor­
tigen Anschluß des südlichen Landesteiles an 
Osterreich. Zunächst aber scheiterten alle der­
artigen Versuche am harten Widerstand der 
Madjaren. 

Als im Jahre 1 9 1 9  in Paris die Angliederung 
deutsch-westungarischer Gebiete an Osterreich 
in Aussicht gestellt wurde, begann Osterreich 
mit den Vorbereitungen zur Ubernahme dieser 
Gebiete. Doch erst im Jahre 1 921 beim Frie­
densvertrag in Trianon mit Ungarn wurde das 
heutige Burgenland Osterreich zugesprochen. 
Als Tag der Ubernahme wurde der 27. August 
bestimmt. De facto verzögerte aber Ungarn 
die Ubergabe und erreichte schließlich in den 
Venediger Protokollen vom 13. Oktober 1 92 1 
eine Abstimmung über Odenburg und dessen 
Umgebung, die am 14.  Dezember durchgeführt 
wurde. Diese Abstimmung brachte Odenburg, 
wie uns ja bekannt ist, zu Ungarn und nahm 
dem Burgenland damit seine seit J ahrhunder­
ten in diesem Raum gewachsene und mit die­
sem Land verbundene natürliche Hauptstadt. 
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DeutsdJ. 

Zugehörigkeit zu Osterreich aufs neue mit 
den übrigen Bundesländern in die Bundes­
hymne einstimmen, die da lautet: 

"Einig laß in Brüderchören, 
Vaterland, dir Treue schwören, 
vielgeliebtes Osterreich." (Beifall 

GVP und bei Bundesräten der SPo.) 
bei der 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich ferner 
Herr Bundesrat Trenovatz gemeldet. Idl erteile 
es ihm. 

Das Burgenland hat als jüngstes Kind im 
Schoße der Mutter Osterreich Aufnahme und 
Geborgenheit gefunden, die Stimme des Bur­
genlandes wird heute gezählt und gewogen 
wie die Stimme der übrigen Bundesländer. 
Dankbar wird von allen Burgenländern 
bemerk

.
�, daß unser Land bis in die entlegen­

sten Dorfer den Pulsschlag Osterreichs ver­
spürt. Daß dieser Gliedstaat Osterreichs, wie 
es unsere Landeshymne ausdrückt, mit dem 
Gesamtstaat fest verbunden wurde, dankt es 
aber auch der Haltung und der Tüchtigkeit 
seiner Bevölkerung. Eine hochentwickelte 
Landwirtschaft gibt Zeugnis von der Leistung 

Bundesrat !r�novatz (SPO) : Herr Vorsitzen-

unserer Bauern, das Gewerbe hat viele 
derl Herr Mmlsterl Hoher Bundesrat I Meine 

Arbeitsplätze für eine tüdltige Arbeiterschaft 
Dame� un� �erre�' Wenn i�h als Burgenlän­

geschaffen und produziert in modernen Betrie- I der dIe MoghchkeIt habe, hIer heute zu die­

ben im Wettstreit mit den an Tradition reiche-
se� Ge�etzesbeschluß Stellung zu nehmen, so 

ren Unternehmungen Osterreichs Güter aller 
mochte Ich vorausschicken, daß idl als junger 

Art. Die Jugend unseres Landes, begabt und 
Mensch, als S�üler, die Wirrnisse der letzten 

aufgeschlossen, ist bereit, die Aufgaben, die 
Jahre, bevor �Ieses Burgenland zu Osterreim 

gestellt sind, immer mehr wahrzunehmen. 
kam, s�hon mlterleben durfte. Wenn die Bun-

Trotzdem darf aber audl heute nidlt über­
sehen werden, daß durch das Wohlstands­
gefälle von West nach Ost unser Burgenland 
sehr betroffen ist. Diese Tatsadle ist Grund 
dafür, daß, während sich die Bevölkerung 
Osterreichs im Verlauf einiger Jahre um 
133.000 Einwohner erhöhte, dem Burgenland 
im gleichen Zeitraum 5000 Einwohner durCh 
Abwanderung verlorengingen. Wenn heuer 
das Burgenland als Jubiläumsgeschenk 1 5  Mil­
lionen Sdlilling vom Bund erhält, so nehmen 
wir dies als jüngstes Bundesland Osterreidls 
dankbar entgegen. Ich darf gleichzeitig hinzu­
fügen, daß meine Fraktion dieses Hauses die­
ser Gesetzesvorlage sehr gerne die Zustim­
mung gewährt. 

desregIerung am 1 .  September übereingekom-
men ist, als 50jährige Jubiläumsgabe dem 
Burgenland 1 5  Millionen Schilling zu . gewäh­
ren, und der Hohe Nationalrat diesen Be­
sdlluß am 30. Oktober 1 970 bestätigt hat, so 
möchte idl als Burgenländer dafür herzlichst 
danken. 

Denn dieses Burgenland, das nadl dem Zer­
fall der Donaumonarchie irgendwie neu ins 
Leben gerufen wurde, hat von dem Ursprung 
der vier Burgen, nämlich den Komitaten 
Preßburg, Wieselburg, Odenburg und Eisen­
burg, nun den Namen Burgenland erhalten. 
Viele, die heute ins Burgenland kommen, 
glauben, dieses Land heißt aus jenem Grund 
Burgenland, weil es vom Süden bis zum Nor­
den mit alten Burgen, mit alten Bauten nom 

Trotzdem darf aber auch nicht übersehen irgendwie eine Zeit in Erinnerung ruft, die 

werden, daß dies nur ein Tropfen auf den historische Vergangenheit hat. Im Süden etwa 

heißen Stein sein kann im Hinblick auf die Burg Güssing, Burg Schlaining, Burg Bern­

gegenwärtige Entwicklung in diesem Grenz- stein, Burg Lockenhaus, die große Burgruine 

land. Denn wenn man eine Entvölkerung die- Landsee und Burg Forchtenstein. Aber der 

ses Grenzlandes in Zukunft hintanhalten will, Name Burgenland hat mit diesen Burgen 

S? wird man sich doch früher oder später zu nichts zu tun, sondern die vier Komitate, die 

emer echten Grenzlandförderung durchringen alle vier Burgen waren, sollten das neue Bur­

müssen. Es wäre staatspolitisch unklug, taten- genland bilden. Aber leider ging von den 

los zuzusehen, wie sidl dieser Kontaktraum . 
vier Burgen rasch zunädlst eine Burg ver­

entlang des Eisernen Vorhanges, wo zwei loren, dann von den verbliebenen drei Bur­

Weltansdlauungen hart aufeinandertreffen, gen weitere zwei, und letzten Endes ging auch 

wie sich dieser östlichste Vorposten westlicher Odenburg verloren, das ja die zentrale Haupt­

Weltanschauung allmählidl entvölkert. Es stadt, das Herz des Burgenlandes werden 

wird selbstverständlidl auch in Zukunft not- sollte, und zwar durch eine Abstimmung der 

wendiger sein als je zuvor, daß die Bundes- Odenburger Bevölkerung, die nidlt zur Gänze 

regierung dieser zähen und fleißigen Grenz- die ungarische Sprache sprach, sondern von 

landbevölkerung nodl mehr Unterstützung der ein großer Teil deutsdle Bürger, deutsche 

angedeihen läßt. Geschäftsleute waren, die deutsches Blut in 
ihren Adern hatten. Sie haben sidl durch eine 

.. 
Hoher �u�desrat! S?

. 
w

.
ollen w�r 

.. 
Burgen- I v:�rfeh1te Politik verführen lassen und haben 

lander anlaßhdl des 50]ahngen Jubllaums der I fur Ungarn entschieden. 
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Trenovatz 

Würde man heute den Odenburgern die 
Möglichkeit der Entscheidung geben, ob sie 
bei Osterreich oder bei Ungarn sein wollten, 
so garantiere ich, daß sich nicht nur die 
Deutsmsprechenden, sondern auch die Ungarn, 
die kein Wort deutsm sprechen, für Oster­
reim entscheiden würden. Aber selbst in den 
deutschsprachigen kleinen Orten - ich habe 
es noch in Erinnerung, wie mein Großvater 
erzählte, daß es in den Gasthäusern Gegen­
meinungen gab - gab es sehr viele konser­
vative Kräfte, die sim gegen den Anschluß 
an Osterreich ausgesprochen haben. 

Alle Straßen, alle Verbindungswege führ­
ten von Osten nach Westen. Es gab keine 
einzige Verbindung vom Süden nach dem Nor­
den entlang des Landes, bis endlich in der 
Zweiten Republik die Nord-Süd-Verbindung 
als Verkehrsader des Burgenlandes errichtet 
wurde. 

Das Burgenland war auf allen wirtschaft­
lichen Gebieten und auch auf schulischem 
Gebiet sehr weit zurückgeblieben. Nur eine 
Mittelschule und ein paar konfessionelle 
Hauptschulen gab es im Burgenland. Dank des 
Fleißes der burgenländischen Bevölkerung, 

Als die Verhandlungen in Saint-Germain, dank der aufstrebenden Kraft des Burgenlan­
durch Staatskanzler Renner geführt, ergaben, des, also durch ei�ene Anstrengung ist es 
daß dieses Gebiet zu Osterreich kommen solle, gelun�en, zum heutIgen Zustand zu komme

.
n, 

haben die Ungarn m! t aller Vehemenz dieses I daß WIr 45 oder 46 neue Hauptschulen besIt­
Land und dieses Voik madjarisieren wollen. zen und jedem burgenländischen Kind die 
Ich bin in einer de t ch Ge e'nde auf- Möglichkeit geben können, eine Hauptschule 
gewachsen und konn� s 

ke�: wo� I
ungariSch zu besuchen. Dar�ber hinaus hat .. das Burgen­

sprechen. Die Mutter lehrte uns das deutsche land 1 3  S�hulen, dIe zur Matura �uhr�n; 1 3  zur 
Gebet. In der Schule mußten wir 1 9 1 8, 1919  Matura führende Schulen! Das 1st em großer 
und 1 920 die ungarische Sprache lernen und Aufschwung. 
mußten das ungarische Gebet sprechen, das Aber immer noch ist das Burgenland das 
wir nicht verstanden. Erst ab dem Jahre 1921 ,  ärmste Bundesland Osterreichs, gemessen an 
als ich die vierte Smulklasse besuchte, war der Steuerkraft seiner Gemeinden, am Volks­
es uns möglich geworden, in der Mutter- einkommen seiner Bürger. Immer nom müssen 
spradie unterrichtet zu werden. Was das für Zehntausende Wanderarbeiter außerhalb des 
unsere GeneratiOJi bedeutete, das hängt heute Burgenlandes ihren Verdienst suchen, um ihre 
noch nam, das wtssen heute noch Tausende Familien ernähren zu können. 
Burgenländer. 

Dieses Grenzland, jahrhundertelang benach­
teiligt, jahrhundertelang Aufmarschgebiet öst­
licher Horden, die Belagerung von Güns durch 
die Türken im 15. Jahrhundert, die Zerstörung 
damaliger schon großer Kultureinrichtungen, 
haben dieses Li:tnd immer zu einem armen 
Landstrich gestempelt. Nicht nur nach Wien 
und in andere Bundesländer, sondern auch 
nach Ubersee sind Tausende und Abertau­
sende Burgenländer aus Not abgewandert. 

Deshalb danke ich als Burgenländer für 
diese JubiIäumsgabe. Es ist erfreulich, daß 
das Burgenland . heute zum drittenmal eine 
Jubiläumsgabe vom Bund erhalten hat. An­
läßlich der 30- und der 40jährigen Zugehörig­
keit waren es je 1 0  Millionen Smil1ing, und 
nun anläßlich des 50-Jahr-Jubiläums sind es 
1 5 Millionen Schilling. Das Burgenland wird 
mit diesem Betrag ein Projekt ins Leben rufen, 
das dieses Bundesland wieder näher an das 
übrige fortschrittliche Osterreich anschließt. 

Wenn sie -heute alle zurückkehren würden, 

I Wir wissen, daß das Burgenland auch einen 
würden sie i� der Bev�lkerungszahl mehr aus- Reichtum hat. Der Reichtum aber liegt in dem 
machen als dIe heute 1m Burgenland wohnen- Fleiß der burgenländischen Bevölkerung, der 
den Burgenländer. I Reichtum liegt auch in dem aufstrebenden 
. . I . jungen Burgenland, das in Bad Tatzmanns-Hohes Haus . DIeses Burgenland kam dann dorf ein weltbekanntes Kur- und Heilbad 

ohne �ie Burgen, ohne Kul�urz:ntrum .. zu besitzt, das Burgenland besitzt überdies den 
?sterr�Ich. Selb�t St. G�ttha:d 1m Suden, .Guns größten Steppensee Mitteleuropas, den Neu­
m memem. Heimatg�bIe�� Odenb�rg �mgen siedlersee, der als Ausflugsziel der Wiener 
v�:rloren. E�n L�nd mIt Dorfern, mIt �lemsten gilt, und das Burgenland hat auch um den 
Dorfer�� �IlIt emer Agrarst.ruktur, dIe kau� Neusiedlersee und auch im Süden Wein produ­
l�b�nsfahlge Bauern . aufWIes, daneben em zierende Flächen, die einen Qualitätswein 
rIesiger GroßgrundbeSItz, das war der Anfang. erzeugen wie vielleücb.t selten sonstwo in 

Es fehlte an einer Hauptstadt. Wir wußten 
gar nicht, was die Hauptstadt werden sollte: 
Mattersburg? Sauerbrunn? Schließlim wurde 
Eisenstadt als. Hauptstadt deklariert, und diese 
Stadt ist heute die Hauptstadt des Landes. 

Osterreich oder überhaupt nicht in Osterreich. 
Wenn die Burgenländer die Möglichkeit 

haben, mit der Republik Osterreich so wie im 
letzten Vierteljahrhundert in Frieden ihre 
Arbeit zu verrichten, ihren Aufbau fortzuset ... 
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Trenovatz 

�en, so hQffen wir. daß das Burgenland in 
kurzer Zeit, in nächster Zukunft alle Vorteile 
der Republik Osterreich und ihrer alten. tra­
ditionsreichen Bundesländer aufholen wird. 
Das Burgenland fühlt sich als vollwertiges 
Glied der Republik Osterreich, und die Bur­
genländer sind genauso treue Osterreicher wie 
alle übrigen. 

Daß es so bleiben möge. das wahre Gottl 
(Allgemeiner Beifall.) 

einstiI;nmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzaussdluß den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1 970, betreffend ein 
Bundesgesetz über weitere Maßnahmen zur 
Finanzierung der Austrian Airlines, Oster­
reichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft, 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand wird kein Einspruch erhoben. 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr Bun­Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß- desrat Ing. Guglberger gemeldet. Ich erteile wort? - Das ist nicht der Fall. es ihm. 

Wir schreiten zur Abstimmung. Bundesrat lng. Guglberger (OVP) : Herr Vor-
Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der sitzender! Herr Minister! Hohes Haus ! Meine 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des Damen und Herren! Die Austrian Airlines, 
Nationalrates - soweit er dem Einspruchs- Osterreichische LUftverkehrs-AG., kurz AUA 
recht des Bundesrates unterliegt - k e i n  e n oder Austrian Airlines genannt, wurden am 
E i n  s p r u c h zu erheben. 30. September 1 957 gegründet. Mit Abschluß 

des Staatsvertrages und der damit verbunde-
1 1 .  Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates nen Wiedererlangung der Lufthoheit eröffnete 
vom 30. Oktober 1970, betreffend ein Bundes­
gesetz über weitere Maßnahmen zur FInan­
zierung der Austrian Airlines, Usterreichiscbe 
Luftverkehrs-Aktiengesellscbaft (AU A-Finan-

zierungsgesetz) (433 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 1 .  Punkt der Tagesordnung : AUA-Finanzie­
rungsgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat SeidI. Ich 
bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Seidl: Hohes Haus I Ver­
ehrte Damen und Herrenl Mit dem vorliegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll 
die Umrüstung der Mittelstreckenflotte der 
Austrian Airlines durch die Ubernahme einer 
weiteren Bundeshaftung bis zu einem Gesamt­
ausmaß von 1 900 Millionen Schilling für die 
in diesem Zusammenhang aufgenommenen 
Darlehen und sonstigen Kredite ermöglicht 
werden. Weiters soll durch die Ubernahme 
der nom. aus der Zeit der Anschaffung der 
derzeitigen Caravelleflotte resultierenden 
AUA-Verbindlichkeiten eine finanziell bessere 
Basis der AUA hergestellt werden. 

Nach den Erläuternden Bemerkungen zur 
Regierungsvorlage unterliegen von dem 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates lediglich die §§ 3 und 5 sowie § 7, 
soweit er sich auf die §§ 3 und 5 bezieht, im 
Sinne des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes de.m Einspruchsrecht des 
Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständ­

die AUA ihren Flugbetrieb am 3 1 .  März 1 958 
auf der Strecke Wien-London-Wien, dessen 
Abwicklung mit vier Chartermaschinen er· 
folgte. 

Ein Jahr später wurden diese Maschinen 
rücküberstellt und sechs neue Flugzeuge käuf­
lich erworben. Zu diesen Flugzeugen wurden 
im Laufe der nächsten Jahre vier weitere 
Maschinen angekauft und eine Boeing 707 
gechartert. Wollen die Austrian Airlines kon­
kurrenzfähig bleiben, Hohes Haus, müssen 
nun modernste Maschinen in den Dienst 
gestellt werden. Die Anschaffung von neun 
DC 9-30 Flugzeugen wird einen Aufwand von 
1 280 Millionen Schilling erfordern. 

Ist das notwendig? Im ersten vollen Be­
triebsjahr der Austrian Airlines wurden 
10.000 Passagiere befördert, im Jahre 1969 
515.000. In 1 7.000 Flügen und 27.000 Flug­
stunden wurden im Jahre 1969 13 Millionen 
Kilometer bewältigt und 4,9 Millionen Kilo­
gramm Fracht befördert, wobei ein Umsatz 
von 300 Millionen Schilling erzielt wurde. 

Der Personalstand der Austrian Airlines 
beträgt derzeit 1500 Arbeitnehmer; hievon 
sind 1 00 Piloten und 290 Techniker. Wenn wir 
vergleichen, daß die Swissair bei einem 
Stand von 43 Flugzeugen 1200 Angestellte 
beschäftigt, die Fin-Air 2673 bei einer Zahl 
von 990.000 beförderten Passagieren. so ist 
die von den Austrian AirIines beschäftigte 
Anzahl von Arbeitnehmern, im internatio­
nalen Vergleich gesehen, ohneweiters gerecht­
fertigt. 

liche Vorlage in seiner' Sitzung vom 1 7. No- Durch das Flugnetz der Austrian AirIines 
vember 1 970 in Verhandlung genommen und werden 33 Städte in 21 Staaten Europas. im 
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log. Guglberger 

Nahen Osten und in den USA miteinander Wünscht der Berichterstatter das Schlußwort? 
verbunden. Die Austrian Airlines unterhalten - Er verzichtet. 
39 Verkehrsbüros und Repräsentanzen in aller Wir schreiten zur Abstimmung. 
Welt und vertreten 38 Fluggesellschaften als Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der Generalvertreter. Hiedurch tritt Osterreich Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des fremdenverkehrswirtschaftlich in aller Welt in Nationalrates _ soweit er dem Einspruchs­Erscheinung, und diese Maßnahmen werden recht des Bundesrates unterliegt - k e i n  e n erst in naher Zukunft voll wirksam. E i n  s p r u c h zu erheben. 

Durch einen Gegenseitigkeitsvertrag wer­
den den Flughafen Wien-Schwechat anflie­
gende Flugzeuge aller Gesellschaften in 
modernen Hangars technisch gewartet. Auch 
die Flugzeuge des Bundesheeres werden dort 
in die Wartung miteinbezogen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
die Austrian Airlines dem Staate Osterreich, 
seinem Ansehen und seiner Fremdenverkehrs­
wirtschaft in der Welt wohl zu Diensten 
waren. Osterreich hat auch eine geschichtliche 
Verpflichtung, denn Osterreich hat im März 
1918  die erste kursmäßige Flugverbindung 
Europas eröffnet. Es war dies die Linie Wien­
Krakau-Lemberg-Kiew, die der Postbeförde­
rung diente. Die zweite Fluglinie wurde im 
Juli 1918 zwischen Wien und Budapest in 
Dienst genommen. 

Hohes Haus ! Vor einiger Zeit waren der 
Aufsichtsrat und die Austrian Airlines das 
Ziel einer kritischen Betrachtung im Fern­
sehen. Besonders der damalige Vorsitzende 
des Aufsichtsrates wurde ins Kreuzfeuer ge­
nommen und einer Kritik unterzogen. Bei 
aller kritischen Behandlung der Materie 
Austrian Airlines, ob richtig gewirtschaftet 
wurde oder nicht, ist aber außer Betracht 
gelassen worden, daß unsere Fluggesellschaft 
ohne ihr Verschulden 13 wichtige Jahre zum 
Aufbau ihres Flugnetzes verloren hatte und 
mit bescheidensten Mitteln beginnen mußte. 

Wenn heute dieses Gesetz die Gesellschaft 
in die Lage versetzt, mit allen Fluggesell­
schaften in ernsthafte Konkurrenz treten zu 
können, wodurch die Wirtschaftlichkeit 
wesentlich gesteigert werden kann, so danken 
wir das allen denen - besonders dem ver­
storbenen Aufsichtsratsvorsitzenden Staats­
sekretär Grubhofer -, die an dieser Aufbau­
arbeit ihren Anteil hatten. Er und seine Mit­
arbeiter sind mit großem Idealismus an diese 
undankbare Aufgabe herangetreten und haben 
Osterreich auf dem Gebiete des Flugverkehrs 
eine Bedeutung errungen, die vielfach unter­
schätzt wird. 

Die Osterreichische Volkspartei gibt der 
Vorlage die Zustimmung. (Beiiall bei der 
OVP.) 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 1. November 1970 über den Beschluß der 
Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT) betreffend die Bei­
behaltung des Artikels XX Iit. (j) (435 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
12. Punkt der Tagesordnung: Beschluß der 
Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens betreffend die Beibehal­
tung des Artikels XX lit. (j) .  

Beridlterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Skotton. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Skotton: Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren I Um einem all­
gemeinen oder örtlichen Mangel an Waren ent­
gegenzuwirken, der sich bei außergewöhn­
licher Notlage ergeben könnte, ermöglicht 
Artikel XX lit. (j) des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT) vorübergehende 
Lenkungsmaßnahmen auf dem Gebiete des 
Außenhandels. Die Notwendigkeit der Bei­
behaltung dieser Bestimmung wurde ent­
spredlend den seinerzeitigen Vorstellungen 
bei Vertragsabschluß bereits mehrmals von 
den Vertragsparteien geprüft und bejaht. Auf 
Grund einer Empfehlung des GA TI -Rates be­
schlossen im Feber 1910 die Vertragsparteien 
nunmehr, diese Bestimmung auch künftighin 
beizubehalten und von einer weiteren Prüfung 
ihrer Notwendigkeit abzusehen. 

Die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 59/1964 
zur Uberführung des Vertragsinhaltes in die 
innerstaatliche Rechtsordnung erschien dem 
Nationalrat bei der Genehmigung des vor­
liegenden Beschlusses der Vertragsparteien 
nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17.  November 
1 970 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand Gegen den Beschluß des Nationairates vom 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 1 1 .  November 1970 über den Beschluß der 
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Dr. Skotton 

Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GA TI), betreffend die 
Beibehaltung des Artikels XX lit. (j ) ,  wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b 8 t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n e n  E i n s p r u c h  zu erheben. 

13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 . November 1970 über die Semste Nieder­
schrift (Proces-Verbal) betreffend die Ver­
längerung der Deklaration über den vor­
läufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) (434 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
13.  Punkt der Tagesordnung: Sechste Nieder­
schrift betreffend die Verlängerung der Dekla­
ration über den vorläufigen Beitritt Tunesiens 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
men. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Skotton. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Skotton: Tunesien ge­
hört dem Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommen (GATT) seit November 1959 als 
vorläufiges Mitglied an. Mit der gegenständ­
lichen Sechsten Niederschrift soll diese vor­
läufige Mitgliedschaft, die schon mehrmals 
verlängert wurde und zuletzt mit Ende 1 969 
befristet war. um ein weiteres Jahr erstreckt 
werden. Es entspricht den handelspolitischen 
Zielsetzungen Osterreichs. die Anwendbarkeit 
der GATT-Bestimmungen auf den Waren­
austausch mit Tunesien auch weiterhin sicher­
zustellen. 

Die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 59/1964 
zur Uberführung des Vertrags inhaltes in die 
innerstaatliche Rechtsordnung erschien dem 
Nationalrat bei der Genehmigung der vor­
liegenden Niederschrift nicht erforderlich. 

Der Finanz aus schuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17 .  November 
1970 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen. keinen Einspruch zu erheben. 

Niederschrift (Proces-Verbal) betreffend die 
Verlängerung der Deklaration über den vor­
läufigen Beiritt Tunesiens zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT). wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

1 4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 1. November 19'10 über die Fünfte Nieder­
schrift (Proces-Verbal) betreffend die Ver­
längerung der Deklaration ilber den vor­
läufigen Beitritt der Vereinigten ArabisChen 
Republik zum Allgemeinen Zoll- und Handels-

abkommen (GATT) (437 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
14. Punkt der Tagesordnung: Fünfte Nieder­
schrift betreffend die Verlängerung der 
Deklaration über den vorläufigen Beitritt der 
Vereinigten Arabischen Republik zum Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Skotton. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Skotton: Die Vereinigte 
Arabische Republik gehört dem Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) seit 
November 1962 als vorläufiges Mitglied an. 
Mit der gegenständlichen Niederschrift soll 
diese vorläufige Mitgliedschaft. die schon 
mehrmals verlängert wurde, bis zum Wirk­
samwerden der definitiven Mitgliedschaft 
beziehungsweise bis längstens 31 . Dezember 
1970 erstreckt werden. Es entsprkb.t den 
handelspolitischen Zielsetzungen asterreichs. 
die Anwendbarkeit der GATT-Bestimmungen 
auf den Warenaustausc.b. mit der Vereinigten 
Arabischen Republik auch weiterhin sicher­
zustellen. 

Die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungs gesetz in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBI. Nr. 59/1964 
zur Uberführung des Vertragsinhaltes in die 
innerstaatliche Rechtsordnung erschien dem 
Nationalrat bei der Genehmigung der vor­
liegenden Niederschrift nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 17. November 
1970 in Verhandlung genommen und ein· 
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanzausschuß den A n  t r a g. der 
Bundesrat wolle beschließen : Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom der Finanzausschuß den A n  t r a g. der 
1 1 .  November 1970, betreffend die Sechste Bundesrat wolle beschließen: 
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Dr. Skotton 

Gegen den Besdlluß des Nat�onalrates vom I VOI5lußll(le.t; Z� Wort hat sich niemand 
1 1. . No

.

vember 1910, betreffen.d

. 

die Fünfte 

I 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Niederschrift (Pro ces-Verbal) betr�ffend, die . . . 
Verlängerung der Deklaratioll ü.ber den vor- I 

Bel der A b s t I m  m u 11, g beschll�ß� der 
. läufigen Beitritt der Vereinigten Arabischen i Bundesrat, gegen den Beschluß des NatlOnal­

Republik zum Allge:rneinen Zoll- und Ha�d�ls- ! rates k e i n e n E j n 8 p r  u e h  zu erheben. 
abkoIUJIlen, (GATT) , wird kein Einspruch er-

I
' 

hoben. 16� Pup.k�: Gesetzesbeschlu6 des Na!ionalrates 
Vors:i,\zepder: Zum Wort h.a,t sich niemap.d I vom �fJ. Oktober 1 970. betreffend em Bundes­

geme.lde.t. Wir; sdlr�iten dah�r zur Abstim- I gesetz, wirksam für das Land Niederöster-
mungo I reic..�, tiber die Organisation der öffentlichen 

. land- und forstwirtschaitlichen Berufs- und B�l der A b s t i m m u n g beschJieß� der
! Fachschulen und die Berufsschulpilicht (NO. Bl).ndesrat, gegen den Beschluß des Nahonal- , landwirtschaftUcbes Schulgesetz) (424 der Bei-ra tes k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. I lagen) 

t5. Punkt: BeschluQ des Nationalrates vom 
1 1 . November 1910, betreUend ein Protolwll 
über den Beitritt der Vereinigten A.r�bischen 
Republik zum Allgemeinen Zoll- und Handels-

abkamIllen (436 der Beilagen) 

Vor�a�endef: Wir gelangen nun zum 
lQ. Punkt der Tagesordnung: Niederösterrei­
chisches Landwirtschaftliches Schulgesetz. 

B�richtersta,tt�.r ist Herr Bundesrat lng. Eder. 
Ich bitte um seinen Eerient. 

Vorsitzender: 'Vir gelangen zum 15. punkt l . 
der Tagesordnung: Protokoll über den Beitritt i Benchterstatter lug. Ed�r: Hoh�r Bundes-
der Vereinigten Arabischen Republik zum All- I 

rat! Da� la�d- u�d for�twIrtschafthche Schul­
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen. wesen In NIederosterreIch soll nach dem Vor-

bild des Steiermärkischen Landwirtschaftlichen 
Beridltersta,tter ist Bundesrat Skotton. Ich I Schulgesetzes 1968 im Sinne des § 42 V-DG. 

bitte um seinen Bericht. 1 1920 durch übereinstimmende Regelungen auf 
Berühterstatter Dr. Skotton: Hohes Haus l :  Bundes- und Landesebene auf eine einwand­

Mit dem . vorliegenden Protokoll soll die vor- I' 
freie gesetzlidle Basis gestellt werden, 

läufige Mitgli�dschaft der Ver�inigten Arabi- Unter Bedamtnahme auf die Grundsätze d�r sehen RepublIk zum Allg�melnen Zoll- und I übrigen Schul gesetzgebung enthält der vor­tIandelsabkommen (GATT) in eine �efinitive : liegen<le Gesetzesbeschluß des Natiqnalrat�s �mge7an��1.t werd�n. Es entspncht 
. 
den ; ßestimmungen über Aufgaben. Organisations-

�nde spo ItIschen. ZIelsetzungen O
.
sterreH,:hs, i formen Aufbau Unterrichtsausmaß und Lehr., dIe AnwendbarkeIt der GA:TI-BestIm�u�gen i pl&n fü� Berufs�

' 
und Fachscllulen u:p.d statuie:rt auf �en Warenaus�aus� nll� de

.
r VereInIgten ' gleichzeiUg für den �ereich der Land- und Arablsdlen RepublIk weiterhm SIcherzustellen. Forstwirtschaft die Berufsschulpflicht. Ein 

Die Erlassung eines besonderen Bundes- dieser Regelung entsprechendes La:p.desgeset� 
gesetzes im Sitlne des A�tikels. 5Q Abs. 2 wurde vom Niederösterreichischen Landta,� 
13UJldes-Verfassungsg�setZi in der F&ssung des I bereits im Juli 1968 verabschiedet. 
Bu.ndesverfq,ssu�gsgesetzes BGBL Nr. 59/1964 .. . . zur Dberführung des Vertrags inhaltes in die I ?-er Aussdn�.ß für wI:rts�af�hche Angelege?­
innerstaatliche Rechtsordnung erschien dem I helten h.at dIe gegenstandlIche Vorlage �� 
Natiollalrat hei der Genehmigung des vor- l seiner Sitzung vom 11. No.ve�be� 1�10 In 
liegenden Protokolls nicht erforderlich. I Verhandlung genommen unQ emstImmig be., 

. scblossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, Der FII�anz�ussch�.ß hat die gege:p.ständliche ! keinen EinsprueP zu erhehen. Vorlage In s�mer SIt�ung vom 1 7. Nove:tnber I 1970 in Verhandlung genommen und ein- Als Ergebnis Seiner Beratung stellt sOmU 
�ti:nlmig beschlossen, dem flohen Hause zu ! der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
empfehlen. keinen Einspruch 2;U erheben, I heiten den A n  t r a g. der Bundesrat wolle 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit I beschließen : . 
der Finanzausschuß den. A n  t r a g, der i Gegen den GesetzesbescQ.luß des Nationab 
Bundesrat wolle beschließen: I rates vom 29. Oktober 1910! betreffend eill 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom ',B.undesgesetz. wirksam für das Land Nieder-
1 1 .  November 1970. betreffend ein Protokoll , österreiCh. über die Organisation der öffen�­
über den Beitritt der Vereinigten Arabischen ! lichen land- und forstwirtsc4aftlichen Beruf�­
Republik zum Allgemeinen Zoll., und, Handels- I und Fachschulen und die Berufsschulpflicht 
abkommen (GA TI). wird kein Einspruch er- li (Niederösterreichisches Landwirtschaftliches 
hoben. Schulgesetz) • wird kein Einspruch erhoben. 
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Vorsitzender: Zum Wort hat sieh Herr 
Bundesrat Ing. Spindelegger gemeldet ICh. er­
teile es ihm. 

Bundesrat Ing. Spindelegger (OVP) : Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesrat I Herr Bundes­
ministerl Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die unbefriedigende Situation auf 
dem Sektor des gesamten Schulwesens bis 
zum Jahre 1 962 hat dazu geführt, daß durch 
das Bundesverfassungsgesetz vom 1 8. Juli 
1 962 eine klare Aufteilung der Kompetenzen 
zwischen dem Bund und den Ländern vor­
genommen wurde. 

Das landwirtschaftliche Schulwesen wurde 
leider nicht in diese Verfassungsregelung ein­
bezogen, sondern im Absatz 1 1  des Artikels 14 
wurde ausgesagt, daß das landwirtschaftliChe 
Schulwesen in einem eigenen Kompetenz­
gesetz geregelt werden soll. 

Zwischen 1962 und 1965 wurde dann im 
sogenannten Paket der landwirtschaftlichen 
Schulgesetze Einigung erzielt. So konnten das 
Land- und forstwirtschaftliche Bundesschul­
gesetz, in dem die höheren landwirtschaft­
lichen Schulen geregelt werden, und das 

Landeslehrer-Dienstrechtsüberlei tungsgesetz 
verabschiedet werden. 

Zu einem Bundesverfassungsgesetz ist es 
auf Grund des Widerstandes der Sozialisti­
schen Partei in der XI. Gesetzgebungsperiode 
nicht gekomme-n, weil das landwirtschaftliche 
Schulgesetz immer wieder mit anderen Fragen, 
die in keinem unmittelbaren Zusammenhang 
mit dieser Materie stehen, gekoppelt wurde. 

Durch diese Situation bedingt und in Ent­
sprechung der Verfassungslage ist es daher nur 
möglich gewesen, den Weg über die paktierte 
Gesetzgebung zu gehen. 

Am 3. Juli 1910 wurde dieser Antrag im 
zuständigen Landwirtschaftsausschuß behan­
delt und diskutiert. Die Sozialistische Partei 
hat diesen Antrag abgelehnt, sodaß es im 
Ausschuß zu eiher Stimmengleichheit kam und 
damit der Antrag als abgelehnt galt. Auch 
über einen Berichterstatter im Plenum konnte 
man sich nicht einigen. Staatssekretär außer 
Dienst Minkowitsch wurde dann bei der 
zweiten Lesung zum Berichterstatter bestellt. 

Ich darf dazu sagen, daß auch der Herr 
BundeSkanzler in seiner Regierungserklärung 
aI1l 21. April 1 910 laut stenographischem 
Protokoll folgendes sagte : 

"Die landwirtschaftlichen Schulgesetze sind 
auf der Grundlage der vorliegenden Ent­
würfe, einschließlich des Verfassungsgesetzes, 
zu beschließen. Bei der Erlassung des Ver­
fassungsgesetzes ist den Ländern die Aus­
führungsgesetzgebung und die Vollziehung 
bezüglich des mittleren land- und forstwirt­
schaftlichen Schulwesens zu gewährleisten." 

Es liegen also keine sachlichen Gründe vor, 
die eine Ablehnung dieses Initiativantrages 
rechtfertigen würden, wobei noch gesagt 
werden kann, daß dieses landwirtschaftliche 
Schulgesetz für Niederösterreich in keinem 
einzigen Punkt dem Entwurf des Bundes­
kompetenzgesetzes widerspricht. 

Wir freuen uns daher, daß dieser Initiativ­
antrag einstimmig vom Bundesrat verabschie­
det werden wird, weil wir glauben, daß die 
Sicherung der Ausbildung der bäuerlichen 
Jugend in Niederösterreich auch gesetzlich 
verankert werden soll. Wir von der Oster­
reichischen Volkspartei werden daher gerne 
diesem Initiativantrag die Zustimmung geben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Steiermark hat damit begonnen, und Wünscht der Berichterstatter das Schlußwort? 
der dortige Landtag hat im Herbst 1 968 ein - Das ist nicht der Fall. 
Steiermärkisches Landwirtschaftliches Schul-
gesetz beschlossen. Das zuständige Bundes­
sanktionsgesetz wurde im Februar 1969 vom 
Nationalrat verabschiedet. 

Auch der Niederösterreichische Landtag hat 
am 1 1. Juli 1 969 ein gleichlautendes Schul­
gesetz für Niederösterreich beschlossen, und 
dieses Gesetz wurde im Landesgesetzblatt 
kundgemacht. 

Nachdem die Osterreichische Volkspartei in 
Niederösterreich schon immer an einer gesetz­
hchen Regeung des land- und forstwirtschaft­
lichen Schulwesens interessiert war, haben die 
Abgeordneten Haider und Genossen am 3. Juni 
1910 einen Initiativantrag im Parlament einge­
bracht. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 
Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e j n e n E i n  s p r u  e h  
erheben. 

der 
des 

zu 

1 '1.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 .  November 19'10. betreffend ein Inter­
nationales Ubereinkommen über das Ver­
fahren zur FestIegung von Tarifen für den 

Fluglinienverkehr (425 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 1. Punkt der Tagesordnung: Internationales 
Ubereinkommen über das Verfahren zur Fest­
legung von Tarifen für den Fluglinienverkehr. 
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Vorsitzender 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Ing. 
Spindelegger. Ich bitte um seinen Bericht. 

Beridlterstatter Ing. Spindelegger: Hoher 
Bundesrat I Durch das vorliegende Uberein­
kommen soll eine einheitlidle internationale 
Vorgangsweise für die Festsetzung von Luft­
beförderungstarifen geschaffen werden. Neben 
der damit verbundenen weitgehenden Har­
monisierung der nationalen Rechtsvorschrif­
ten bildet das Ubereinkommen gleichzeitig 
auch eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten, 
die in Artikel 2 enthaltenen Tarifbestimmun­
gen in alle Luftverkehrsabkommen mit 
anderen Staaten aufzunehmen, was eine wei­
tere Redltsvereinheitlichung mit sich bringen 
wird. 

Der Aussdluß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 17. November 1970 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaft1idle Angelegen­
heiten den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
besdlließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 .  November 1970, betreffend ein Inter­
nationales Ubereinkommen über das Ver­
fahren zur Festlegung von Tarifen für den 
Fluglinienverkehr, wird kein Einspruch er­
hoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r  u e h  zu erheben. 

18. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
U. November 1970, betreffend ein Protokoll 
über die authentische dreisprachige Fassung 
des Abkommens über die Internationale Zivil­
luftfahrt (Chikago, 1944), unterzeichnet in 
Buenos Aires am 24. September 1968 samt 

Annex (427 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
18. Punkt der Tagesordnung : Protokoll über 
die authentische dreisprachige Fassung des 
Abkommens über die Internationale Zivil­
luftfahrt samt Annex. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Ing. 
Spindelegger. Ich bitte um. den Bericht. 

Berichterstatter Ing. . Spindelegger: Hoher 
Bundesrat I Mit dem vorliegenden Protokoll 
werden dem Chikagoer Abkommen über die 
Internationale Zivilluftfahrt aus dem Jahre 
1944, welches in englischer Sprache abgefaßt 
ist, eine authentische französisdle und spa­
nische Fassung angeschlossen. Diese beiden 

Fassungen ergänzen dabei lediglich das Grund­
abkommen, ohne die inzwischen erfolgten Ab­
änderungen einzubeziehen, da diese bereits 
in englischer, französischer und spanischer 
Sprache erfolgten. 

Anläßlich der Kundmachung der vorgesehe­
nen Ergänzung soll auch eine deutschsprachige 
Ubersetzung verlautbart werden, die von den 
zuständigen deutschen, schweizerischen und 
österreichischen Stellen ausgearbeitet worden 
ist. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 1 7. November 1970 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
besdlließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 . November 1970, betreffend ein Protokoll 
über die authentische dreisprachige Fassung 
des Abkommens über die Internationale 
Zivilluftfahrt samt Annex, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 .  Nov,ember 1970, betreffend ein Protokoll 
zur Änderung des Abkommens zur Verein­
heitlichung von Regeln über die Beförderung 
im internationalen Luftverkehr, unterzeichnet 
in Warscbau am 12. Oktober 1929 (426 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
19. Punkt der Tagesordnung: Protokoll zur 
Änderung des Abkommens zur Vereinheit­
lichung von Regeln über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr. 

BeriChterstatter ist Herr Bundesrat lng. 
Spindelegger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Spindelegger: Hoher 
Bundesrat! Das vorliegende Haager Protokoll 
aus dem Jahre 1955 sieht als einen Haupt­
punkt die Verdoppelung der Mindesthaftung 
des Luftfrachtführers für Personenschäden vor. 
Weiters wird die Bestimmung hinsichtlich 
j ener Fälle, in denen sich der Luftfrachtführer 
auf die Haftungsbegrenzung nach dem War­
schauer Abkommen nicht berufen kann, anders. 
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Ing. SpIndelegger 

gefaßt. Die getroffene Regelung der Berufung 
auf die Haftungsbeschränkung bedeutet zwar 
eine Beeinträchtigung der Grundsätze 
des österreichischen Schadenersatzrechtes, muß 
aber mit Rücksicht darauf, daß bereits über 
10 Staaten das Haager Protokoll angenommen 
haben, in Kauf genommen werden. Entspre­
chend einem in allen neueren Ubereinkommen 
über die Haftung von Unternehmern nieder­
gelegten Grundsatz ist ferner vorgesehen, daß 
sich die Leute des Luftfrachtführers, wenn sie 
in Anspruch genommen werden, auf die zu 
dessen Gunsten vorgesehene Haftungsbefrei­
ung und Haftungsbeschränkung berufen kön­
nen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 11. November 1 970 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen­
heiten den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 .  November 1910, betreffend ein Protokoll 
zur Änderung des Abkommens zur Verein­
heitlidmng von Regeln über die Beförderung 
im internationalen Luftverkehr, unterzeichnet 
in Warschau am 12. Oktober 1929, wird kein 
Einspruch erhoben. 

v.orsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k e i n e n  E i n s p r u c h  zu erheben. 

20. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1910. betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend 
die Regelung des Krankenpßegefachdienstes. 
der medizinisch-technischen Dienste und der 
Sanitätshilfsdienste abgeändert wird (441 der 

Beilagen) 

einbezogen werden. Der Beruf des Orthop­
tisten umfaßt unter anderem Visusbestimmun­
gen und die Durchführung von Sehtests wie 
überhaupt die Mitwirkung bei der Behandlung 
von Sehbehinderten. Ferner soll auf Grund 
der gegenständlichen Novelle Inhabern aus­
ländischer Diplome beziehungsweise Zeug­
nisse auf den Gebieten der medizinisch-tech­
nischen Dienste beziehungsweise Sanitätshilfs­
dienste weiterhin die Bewilligung zur ein­
schlägigen Berufsausübung in Osterreich er­
teilt werden können. Die Gültigkeit dieser 
Bewilligungen soll generell mit 31.  Dezember 
1973 erlöschen, da angenommen wird, daß 
in absehbarer Zeit inländische Fachkräfte in 
ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 17. November 1910 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein-­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n t r a g, der Bundesrat wolle besChließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1970, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz be­
treffend die Regelung des Krankenpflegefach­
dienstes, der medizinisch-technischen Dienste 
und der Sanitätshilfsdienste abgeändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n e n E i n s p r u c h  zu 
erheben. 

21.  Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1910. betreffend ein Bundes· 
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über öffent­
liche Schutzimpfungen gegen übertragbare­
Kinderlähmung geändert wird (440 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2 1 .  Punkt der Tagesordnung: Abänderung des 
Bundesgesetzes über öffentliche Schutzimpfun­
gen gegen übertragbare Kinderlähmung. 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
20. Punkt der Tagesordnung : Abänderung des 
Bundesgesetzes betreffend Regelung des Kran­
kenpflegefachdienstes, der medizinisch-techni­
schen Dienste und der Sanitätshilfsdienste. Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine Kubanek. Ich bitte um den Bericht. 
Kubanek. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Hoher 
Bundesrat I Mit dem vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates soll der orthop­
tische Dienst in die gesetzliche Regelung über 
die gehobenen medizinisch-technischen Dienste 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Mit 
dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des Na­
tionalrates soll eine Vereinfachung für die mit 
der Durchführung des Gesetzes betrauten Be­
hörden erzielt werden. Für die Impfung eines 
Minderjährigen soll demnach die Anmeldung 
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Hermine Kubanek 

durch einen der Sorgeberechtigten ausreichen. 
Andere nicht .Eigenberechtigte sind durch den 
gesetzlichen Vertreter anzumelden. Darüber 
hinaus wird bei Minderjährigen über 18 Jahren 
und sonst nicht Eigenberechtigten ihre eigene 
Zustimmung verlangt, wenn sie die notwen­
dige geistige und sittliche Reife besitzen. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 1. November 1910 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n t  r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1 910, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
öffentliche Schutzimpfungen gegen übertrag­
bare Kinderlähmung geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim-

lung genommen und einstimmig besChlossen. 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1910, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
Schutzimpfungen gegen Tuberkulose geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Na ti.onalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zU 
erheben. 

23. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oktober 1910, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Apothekengesetz ergänzt 
wird (Apothekengesetznovelle 1970) (438 der 

Beilagen) 

mungo 
Bei der A b s t j m m u n g beschließt 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h 
erheben. 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
der 23 . Punkt der Tagesordnung: Apotheken­
des gesetznovelle 1910. 

zu . Ich bitte die Frau Bundesrat Kubanek zu 
berichten. 

22. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Oldober 1910, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über Schutz­
impfungen gegen Tuberkulose geändert wird 

(439 der BeHagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
22. Punkt der Tagesordnung: Abänderung des 
Bundesgesetzes über Schutzimpfungen gegen 
Tuberkulose. 

Ich bitte dieselbe Referentin um den Bericht. 
Berichterstatterin Hermine Kubanek: Mit 

dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates soll eine Vereinfachung für die mit 
der Durchführung des Gesetzes betrauten Be­
hörden erzielt werden. Für die Impfung eines 
Minderjährigen soll demnach die Anmeldung 
durch einen der Sorgeberechtigten ausreichen. 
Andere nicht Eigenberechtigte sind durch den 
gesetzlichen Vertreter anzumelden. Darüber 
hinaus wird bei Minderjährigen über 18 Jah­
ren und sonst nicht Eigenberechtigten ihre 
eigene Zustimmung verlangt, wenn sie die 
notwendige geistige und sittliche Reife besit­
zen. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Nach 
der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962 
sind Angelegenheiten des eigenen Wirkungs­
bereiches der Gemeinden im Bereiche der Bun­
desvollziehung ausdrücklich als solche zu be­
zeichnen. Mit dem vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates soll dieser verfas­
sungsrechtlichen Anordnung hinsichtlich des 
Apothekengesetzes Rechnung getragen 
werden. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 11. November 1910 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 30. Oktober 1910, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Apothekengesetz 
ergänzt wird (Apothekengesetznovelle 1 910) , 
wird kein Einspruch erhoben. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner gemeldet. Wir schreiten daher zur Abstim­
Sittung vom 11. November 1970 in Verhand- mungo 
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Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

24. Punkt: Gesetzesbescbluß d·es National­
rates vom 1 1 . November 1970. betreffend ein 
Bundesgesetz. mit dem das Bundesgesetz. 
betreffend Abänderung und Ergänzung des 
Kleinrentnergesetzes. geändert wird (443 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
24. Punkt der Tagesordnung: Abänderung und 
Ergänzung des Kleinrentnergesetzes. 

Ich bitte die Frau Bundesrat Kubanek zu 
berichten. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Mit 
dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen ab 1. Jänner 1 97 1  die 
Rentensätze nach dem Kleinrentnergesetz um 
rund 1 0  Prozent erhöht werden. Das ergibt 
in der niedrigsten Stufe eine Erhöhung von 
520 S auf 510 S und in der höchsten Stufe von 
1 1 70 S  auf 1 290 S. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 1. November 1 970 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruCh. zu erheben. 

gem alljährlichen Erhöhungen noch sehr 
niedrig im Gesamtausmaß sind. 

Trotzdem wird diese rund 1 0prozentige Er­
höhung von 50 S in der ersten Stufe, bis 1 20 S 
in der neunten Stufe ohne Zweifel eine große 
Hilfe sein, schon deswegen, da gerade diese 
Menschen sich seit Jahrzehnten an ein sehr 
besdleidenes Leben gewöhnen mußten. Es 
sind Menschen, die schon Opfer der Inflation 
nach dem ersten Weltkrieg waren und immer 
nur besCheiden für die steigenden Bedürf­
nisse des Lebens einen Ausgleich erhielten. 

Und gerade diese Menschen bedürfen aller 
Unterstützung, da in diesem hohen Alter 
durch ständige Krankheit, Gebrechlichkeit und 
Pflege bedürftigkeit ohne Zweifel erhöhte Aus­
gaben erwachsen. 

Wenn man sich die Statistik ansieht, so 
sind die jüngsten männlichen Kleinrentner 
nach dem Kleinrentnergesetz 1929 im 92. und 
die jüngsten weiblichen Kleinrentner im 
81. Lebensjahr. Unter dieser Altersgrenze lie­
gen nur solche Kleinrentner, die bereits seit 
1 938 wegen körperlicher oder geistiger Ge­
brechen dauernd erwerbsunfähig sind. 

Wenn die Erhöhungen im einzelnen nicht 
allzu hoch erscheinen, so soll doch darauf 
hingewiesen werden, daß das Gesamtausmaß 
des Mehrbedarfes immerhin 1 Million Schil­
ling beträgt, und damit zum Ausdruck ge­
bracht werden, daß auch auf die ältesten 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit Menschen unter uns nicht vergessen wird. 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: Es ist abschließend die erfreuliche FeststeI-

Gegen den Gesetzesbeschluß des National- lung zu treffen, daß es in den Sozialaus­

rates vom 1 1 .  November 1 970, betreffend ein schüssen des Parlaments und des Bundesrates 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, absolute und einhellige Zustimmung zu dieser 

betreffend Abänderung und ,Ergänzung des Regierungsvorlage gab. Danke. (Beifall bei der 
Kleinrentnergesetzes, geändert wird, wird SPO.) 

kein Einspruch erhoben. Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wird vom Berichterstatter das Schlußwort erschienenen Herrn Vizekanzler. (Allgemeiner 

Beifall.) 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Kouba 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Kouba (SPO) : Herr Vorsitzender I 
Hohes Haus I Meine Damen und Herren! Wir 
haben uns in der heutigen Sitzung mit den 
jüngsten MensChen in unserem Staate, den 
Kindern, befaßt, und dieses Gesetz befaßt sich 
mit den ältesten Menschen in unserem Staate. 

Der uns zur Beratung vorliegende Geset­
zesbesChluß ergibt prozentmäßig wohl die 
größte Erhöhung von allen Steigerungen bei 
Pensionen und Renten anderer Art, ist aber 
im Ausmaß der Schillingerhöhung die klein­
ste. Dies aber deswegen, da die zu erhöhen­
den bisherigen Sätze eben, und trotz seit lan-

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

25. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 11 .  November 1970. betreffend ein Bun­
desgesetz. mit dem das Opferfürsorgegesetz 
neuerlich abgeändert und ergänzt wird 
(21 .  Opferfürsorgegesetz-Novelle) (444 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 25. Punkt 
der Tagesordnung: 2 1 .  Opferfürsorgegesetz­
Novelle. 
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Vorsitzender 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Liedl. Ich einen durch die anderen, eine Welt der Ge-
bitte ihn um seinen Bericht. redJ.tigkeit : das möge das Ziel unser aller 

Berichterstatter Liedl: Mit dem vorliegen­ sein," 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll In diesem Sinne, Hohes Haus, begrüßen wir 
Opfern der politischen Verfolgung, die für die NoveHierung des Opferfürsorgegesetzes. 
denselben Zeitraum sowohl Anspruch auf Ent- Im Jahre 1941, also bereits zwei Jahre nach 
schädigung für eigene Haft als auch Anspruch Beendigung des fürchterlichen Krieges, hat das 
auf Entschädigung als Hinterbliebene nach Hohe Haus das Opferfürsorgegesetz beschlos­
inhaftierten Angehörigen haben, die für beide sen, Seitdem wurde es fast jährlich novelliert. 
Tatbestände jeweils vorgesehene Haftent- Ausnahmen bildeten die Jahre 1956, 1 958, 
schädigung zukommen. Auch sollen Inhabern 1960, 1 966, 1968, und auch für das Jahr 1 910 
von Amtsbescheinigungen, die Leistungen auf war im Budget der OVP-Alleinregierung 
Grund des Hilfsfondsgesetzes erhalten, nicht nichts vorgesehen. Die Osterreichische Volks­
mehr von der Rentenfürsorge nach dem oPfer- I partei hat sich mit Gesetzesverbesserungen, 
fürsorgegesetz ausgenommen sein. Vor- die Opfer des Faschismus betreffend, sehr viel 
gesehen ist weiters, daß das Leben im Ver- Zeit gelassen. 
borgen�n auf dem Gebiete der Republik Umso erfreulicher ist es, daß Sozialminister Osterre�ch �nd das Tragen des J�de�sterns Ing. Häuser nach Vorsprache der Opferver� durch J eweIls sechs Mo�ate. zusatzhch als bände rasch gehandelt hat. Bei den erfüllten �nspruchsvorauss�tzung fur dIe Z�erkennung , Wünschen geht es nicht um neue Forderungen, emes Opferausweises anerkannt WIrd. Außer- sondern um solche die schon seit Jahren dem wird Vorsorge getroffen, . daß aU?t Per- erhoben wurden. Wir begrüßen es sehr, daß sonen, deren Anspruchsb�rechbgung mIt Vo�l- es endlich gelungen ist, manche Härten aus end�ng des .24. �ebe�sJahres erloschen �st dem Gesetz zu beseitigen und daß bei gleich­(WaIsen), weIter�m LeIstungen aus . den MIt- zeitiger Haft von Ehegatten der oder die teIn des Ausgleichstaxfonds (AushIlfen und Hinterbliebene die Haftentschädigung von Darlehen) erhalten können. Die sonstigen be' den bekommt Änderungen bezwecken im wesentlichen eine I 1 

• 
Anpassung an entsprechende Bestimmungen Es ist auch begrüßenswert, daß der Per­
des Kriegsopferversorgungsgesetzes bezie- sonenkreis, der Anspruch auf einen Opfer­
hungsweise sind textliche Berichtigungen. ausweis hat, auf jene erweitert wurde, die 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 1. November 1910 in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen : 

Gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 1 1 . November 1 910, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Opferfürsorge­
gesetz neuerlich abgeändert und ergänzt wird 
(21 . Opferfürsorgegesetz-Novel!e) , wird kein 

auf dem Gebiet der Republik Osterreich durch 
mindestens sechs Monate im Verborgenen 
lebten, und auf jene, die durch mindestens 
sechs Monate den Judenstern tragen mußten. 

Als Härte kann noch immer jene Bestim­
mung angesehen werden, in der es heißt, daß 
jenen Personen nur eine Entschädigung zu­
erkannt wird, wenn sie unter menschen­
unwürdigen Bedingungen im Verborgenen 
gelebt haben. Ein Leben im Verborgenen war 
auf jeden Fall menschenunwürdig, weil der 
Betroffene stets in der Gefahr der Verhaftung 
lebte und dies unter Umständen auch den Tod 
bedeuten konnte. 

Einspruch erhoben. Der sozialistische Abgeordnete Skritek hat 
Vorsitzender: Zum Wort hat sich Frau Bun- im Hohen Haus auf die Tragödie von Anne 

Frank hingewiesen und dargestellt, daß das desrat Hanzlik gemeldet. Ich erteile es ihr. Leben im Verborgenen selbst als menschen-
Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Sehr geehr- unwürdig bezeichnet werden kann. Das Tage­

ter Herr Vizekanzlerl Hohes Haus ! Ich möchte I buch der Anne Frank ist ja bekannt, aber 
meine heutig�n Bemerkungen mit einem Zitat : erst aus diesem Tagebuch eines jungen Mäd­
einleiten, das aus dem Buche "Ein Herz allein I chens, das mit seiner Familie nach Holland 
genügt nicht" von Regina Kägi-Fuchsmann, flüchtete und in Amsterdam auf dem Dach­
der Präsidentin des Schweizerischen Arbeiter- boden eines häßlichen Hinterhauses Unter­
hilfswerks stammt: "Die Heranbildung einer schlupf fand, gewinnt man Einblick in das 
Menschheit ist nötig, in der Freiheit und Leben im Verborgenen: Kein strahlend blauer 
Menschlichkeit, Güte und Vernunft den ersten I Himmel und keine singenden Vögel, keine 
Platz einnehmen, eine Welt ohne Rassenhaß I leuchtenden Blumen und kein wärmender 
und Chauvinismus, ohne Ausbeutung der I Sonnenstrahl erfreute jene Menschen, die 
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Hella Hanzlik 

meist aus rassischen Gründen gehetzt und , 26. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
verfolgt ein menschenunwürdiges Dasein im ; vom H. November 1910, betreffend ein 
Verborgenen führen mußten. ! Bundesgesetz, mit dem das Kriegsopfer-

: versorgungsgesetz 195'1 neuerlich abgeändert 
Auch der Opferausweis, Hohes Haus, kann und ergänzt wird (420 und 445 der Beilagen) 

nicht das gutmachen, was jene Menschen er­
leben mußten. Vorsitzender: Wir gelangen zum 26. Punkt 

I der Tagesordnung: Neuerliche Abänderung 
In der Offentlichkeit mag der Eindrud( ent- und Ergänzung des Kriegsopferversorgungs­

stehen, daß alle die Wünsche der Opfer des gesetzes 1957. 
Faschismus 25 Jahre nach Kriegsende längst Berichterstatter ist Herr Bundesrat Liedl. Ich 
erfüllt sind. Aber wie wir heute feststellen ' bitte um seinen Bericht. 
können, gibt es noch immer einige offene . 
Wünsche, und wir sind sicher, daß Sozial- : Berichterstatter Liedl: Der vorliegende 

minister lng. Häuser auch weiterhin im Rah- i Gesetzesbeschluß des Nationalrates sieht im 

men des Möglichen die offenen Forderungen 1 wesentli�hen 
. 
Erhöhungen d

.
er .�r�egsopf�r­

einer Lösung zuführen wird. renten fur Knegereltern SOWIe fur Jene WIt-
wen und Waisen vor, die ausschließlich oder 

Ein besonderes Anliegen der Opferver- überwiegend ihren Lebensunterhalt von den 
bände, das wir sehr unterstützen, ist es auch, Bezügen nach dem Kriegsopferversorgungs­
daß die vom Opferfürsorgegesetz betroffenen ; gesetz bestreiten müssen. Uberdies soll auch 
Personen bei Erreichung eines höheren Alters : die ungleiche Behandlung der Kriegerwitwen 
und bei Verschlechterung ihres Gesundheits- ' hinsichtlich des Anspruches auf Zusatzrente 
zustandes administrativen Schwierigkeiten . gegenüber denjenigen Witwen beseitigt 
gegenüberstehen. Wenn sie bei der Opfer- : werden, die nach dem Allgemeinen Sozial­
rente einen Verschlimmerungsantrag stellen' j versicherungsgesetz einen Anspruch auf Aus­
weil sich ihr gesundheitlicher Zustand ver- gleichszulage haben. Die vorgesehenen Ren­
schlechtert hat, müssen mehrere ärztliche Gut- : tenerhöhungen sollen gemeinsam mit der 
achten eingeholt werden, um festzustellen, ob beabsichtigten Neufestsetzung des Richtsatzes 
ihre Krankheit auch in einem kausalen Zusam- ab 1. Juli 1 97 1  wirksam werden. Für das erste 
menhang mit dem Haftleiden steht. Nun han- Halbjahr 1 971 erfolgt eine Angleichung an den 
delt es sich um heute bereits ältere Menschen, neuen Richtsatz im Wege einer Ubergangs­
denen das Aufsuchen so vieler Ärzte große regelung. 
Mühe macht, und daher 

.
sollten dies� mehr- Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 

f�dlen Untersuchungen, dIe auch als eme see- hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
hsche Belastung empfunden werden, entfallen. ' Sitzung vom 1 7. November 1 970 in Verhand-

Auch in schulischer Hinsicht haben die lung genommen und einstimmig beschlossen, 

Opferverbände nodl einige Wünsche. Es han- dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­

delt sich um Ansprüche, die im Zusammen- ' spruch zu erheben. 

hang mit der Unterbrechung der Schul- und 
Berufsausbildung stehen und die auch noch 
zu berücksichtigen wären. 

Hohes Haus ! Mit großer Genugtuung, aber 
auch mit Dank an Sozialminister lng. Häuser 
wollen wir dieser Novelle unsere Zustimmung 
geben, weil damit zum Ausdruck. kommt, daß 
den Anliegen der Opfer größtes Verständnis 
entgegengebracht wird. (Beifall bei der SPö 
und bei Bundesräten der avp.) 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 1 1 . November 1 970, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit de.m das Kriegsopfer­
versorgungsgesetz 1957 neuerlich abgeändert 
und ergänzt wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich der Herr 
Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand Bundesrat Schreiner gemeldet. Ich erteile - es 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. ihm. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

Bundesrat Schreiner (OVP) : Hohes Haus I 
Sehr geehrter Herr Minister und Vizekanzlerl 
Sehr geehrte Damen und Herren I Die Oster­
reichisdle Volkspartei gibt der vorliegenden 
KOVG.-Novelle ihre Zustimmung. Die Volks­
partei appelliert aber an die Bundesregierung, 
künftighin ihre Wahlversprechen den Kriegs­
opfern gegenüber besser einhalten zu wollen. 
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Schreiner 

Die vorliegende Novelle sieht im wesent­
lichen die Erhöhungen der Kriegsopferrenten 
nur für jene Witwen und Waisen vor, die 
ausschließlich oder überwiegend ihren Lebens­
unterhalt von den Bezügen nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz bestreiten müssen. 
Für die Witwenzusatzrente wird eine neue 
Einkommensgrenze festgelegt, und zwar durch 
die Anpassung an den ASVG.-Richtsatz mit 
Wirkung vom 1. Jänner 197 1 .  Zugrundegelegt 
wird hiefür der ASVG.-Richtsatz vom 1 .  Juli 
1 97 1 .  Es wird also die bisherige Einkommens­
grenze für die Bemessung der Witwenzusatz­
rente nach dem KOVG. in der Höhe von 
1 5 1 0  S ab 1 .  Jänner 1971 nicht dynamisiert. 
sondern lediglich auf den genannten ASVG.­
Richtsatz von 1528 S angehoben. 

Das hat zur Folge, daß wohl jene Gruppe 
von Empfängerinnen von Witwenzusatzrenten, 
die ausschließlich von der Kriegsopferversor­
gung leben müssen, eine stärkere Renten­
verbesserung erhalten, dafür aber 5000 Krie­
gerwitwen schlechter gestellt werden und 
viele andere, sehr viele andere Witwen eine 
nur geringfügige Verbesserung .. erhalten. -
Soweit die Regierungsvorlage, die diesmal 
allzu dürftig ausgefallen ist. 

Die Zentralorganisation der Kriegsopfer­
verbände Osterreichs sah sich daher veranlaßt, 
an alle Klubs der im Parlament vertretenen 
Parteien heranzutreten, um doch noch einige 
Verbesserungen gegenüber der Regierungs­
vorlage zu erreichen. Auf diese Weise konnte 
im Sozialausschuß des Nationalrates eine Ver­
besserung gegenüber der Regierungsvorlage 
für die Elternrentner dahin gehend erreicht 
werden, . daß ab 1 .  Juli 1 97 1  zur erhöhten 
Elternteilrente ein Betrag von 50 S und zur 
erhöhten Elternpaarrente ein Betrag von 1 00 S 
dazukommt. 

Die Vorschläge der Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Osterreichs zur 
Milderung der Härten für bäuerliche Kriegs­
opfer fanden in der Regierungsvorlage über­
haupt keine Berücksichtigung. Die Volkspartei 
hat daher die Vorschläge der Präsidenten­
konferenz im Sozialausschuß des National­
rates neuerlich eingebracht. Die Vorschläge 
fanden aber bei der SPO und bei der FPO 
nicht die volle Zustimmung im Sozialausschuß. 
Die von der Präsidentenkonferenz gewünsch­
ten Verbesserungsvorschläge wurden wesent­
lich eingesehränkt. Es kommt daher nur zu 
einer sehr geringfügigen Verbesserung für die 
bäuerliehen Kriegsopfer in puncto Beseitigung 
der für sie gegebenen Härten, weil bei der 
Berechnung des Einkommens aus der Land­
und Forstwirtschaft im § 1 3  Abs. 4 KOVG. 
der zuschlagsfreie Einheitswert von 5000 S 
auf 1 0.000 S erhöht wird. Das bedeutet für 

den betroffenen Personenkreis kaum eine Ver­
besserung. 

Es muß dazu bemerkt werden, daß die von 
der sozialistischen Regierung eingebrachte 
Kriegsopferversorgungsgesetz-Novelle alles 
eher als eine soziale Großtat bedeutet und 
völlig der Interesselosigkeit der Regierung 
Dr. Kreisky gegenüber den Kriegsopfern ent­
spricht. (Bundesrat W a l l  y: Das ist eine 
Frechheitl) Dr. Kreisky hat doch bereits in 
seiner Regierungserklärung die Kriegsopfer 
völlig ignoriert und nicht einmal genannt. 
(Bundesrat N o  v a  k: Eine Alleinregierung 
hätte es besser machen können!) 

Der in der Novelle genannte Mehraufwand 
beträgt lediglich 48 Millionen Schilling; dem 
steht ein Minderaufwand von 60 Millionen 
Schilling aus dem natürlichen Abgang gegen­
über. Von der j ährlichen Dynamisierung der 
Kriegsopferrenten, die von der OVP-Regie­
rung im Jahre 1 961 beschlossen wurde, abge­
sehen, erspart sieh also die Regierung Doktor 
Kreisky im Jahre 1971 bei den Kriegsopfern 
12 Millionen Schilling, weil sie mit der vor­
liegenden Novelle nicht einmal die 60 Milli­
onen Schilling aus dem natürlichen Abgang, 
sondern nur 48 Millionen Schilling für weitere 
Verbesserungen aufwendet. Gäbe es heute 
einen Finanzminister der Volkspartei, dann 
würden die Kriegsopfer von den Sozialisten 
ganz bestimmt zu Demonstrationen auf die 
Straße geführt werden. 

Ich glaube, es ist bei einer solchen Ent­
wicklung schon am Platz, einen kleinen Rück­
blick vor allem zur Auffrischung des Gedächt­
nisses der Sozialisten zu machen. (Bundesrat 
B e  d n a  r: Warum sdzauen Sie immer 
zurück? Vorsdzau/) Bald nach der Gesetz­
werdung des Rentenanpassungsgesetzes an die 
ASVG.-Rentendynamik erklärte der damalige 
Bundeskanzler Dr. Klaus, daß die Renten­
dynamik auch im KOVG. eingeführt werden 
müsse. Die Sozialisten befürchteten, daß sie 
durch diese Kanzlererklärung in schlechte 
Optik kämen und begannen, um hier ein 
Alibi zu haben, mit Kriegsopferdemonstra­
tionen - echten politischen Demonstratio­
nen -, weil der damalige Bundeskanzler die 
angeblichen Ziele schon vorher geäußert hatte. 
(Bundesrat P o  r g e s: Wir sind durchschautl) 
Ja! Ist das die große Wende, die bei Wähler­
versammlungen so oft angekündigt wurde, 
daß dann - sollte der 1. März für die Sozia­
listen ein Glückstag werden ; und er war es 
wahrlich - dieser immer wieder kritisierte 
Rentenstopp ein Ende haben müsse (Bundesrat 
N 0 v a k: Er frischt sich auf!) und eine große 
Wende in Richtung dynamischer Sozialpolitik 
kommen würde? (Bundesrat S c  h w e d a: Bei 
dem Erbe?) 
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Schreiner 
Zwei Tage vor dem 1 .  März angelte Doktor Wende, das Ende oder der Beginn eines 

Kreisky Wähler mit der Erklärung, er werde Sozialstopps? 
nadl dem 1 .  März die Armut in Osterreich 
bekämpfen. (Zwischenruf des Bundesrates Oder sollen wir als weiteres Ergebnis der 

DDr. P i  t s c h m a n n.) Vor zirka vier wohlwollenden Prüfung und Erfolg des Ein­

Wochen, am 14.  Oktober 1 970, vergoß Bundes- satzes die folgende Tatsache werten: 

kanzler Dr. Kreisky in einer SPO-Werbe- Die OVP-Regierung hat im Jahre 1 967 die 
sendung des Fernsehens bittere Tränen für Dynamik für die Renten und für die Riebt­
die Kleinbauern. sätze nadl dem KOVG. audl in das Kriegs-

Wesentlich vorsichtiger in seinen Äußerun- opfergesetz übernommen. Es blieb der 

gen und Darlegungen war sdlon der Herr SPO-Regierung vorbehalten, für 1 97 1  
Vizekanzler und Sozialminister Ing. Häuser. die Dynamik für die Richtsätze bei 

Er nahm zwei Tage vor der Regierungs- Witwenzusatzrenten abzubremsen, nidlt voll 

erklärung Dr. Kreiskys an der 25-Jahr-Feier wirksam werden zu lassen. Die Folge : 

der Zentralorganisation der Kriegsopfer- 5000 Witwen erfahren Kürzungen ihrer Be­

verbände Osterreichs teil - es war am züge, und viele andere Witwen bekommen ge-

25. April dieses Jahres - und erklärte dort ringere Bezugserhöhungen, als sie sie bekom­

namens der Bundesregierung folgendes :  men hätten, wenn die von der OVP-Regierung 
beschlossene Dynamik für diese Richtsätze von 
der SPO-Regierung übernommen worden 
wäre. (Bundesrat P o  r g e s: Das glauben Sie 
selber nicht!) 

"Mein besonderes Anliegen wird es sein, 
zunädlst den sozial bedürftigsten Gruppen, 
im besonderen den Witwen und Waisen und 
den Beziehern der Ausgleichszulagen und ähn­
licher Leistungen, wirksam zu helfen. Für die 
im Rahmen der Kriegsopferversorgung im 
Forderungsprogramm geäußerten Wünsche 
habe idl volles Verständnis. Nach Prüfung 
werde ich mich im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten für eine weitere Verbesserung 
der Kriegsopferversorgung gerne einsetzen." 

Ich darf Ihnen sagen, sehr geehrte Damen 
und Herren, daß die dort aus ganz Osterreich 
versammelten viele Hunderte Teilnehmer 
zählenden Delegierten des Kriegsopfer­
verbandes diese Botschaft sehr beifällig auf­
genommen haben. 

Heute aber mangelt es allmählich am Glau­
ben an diese Botschaft. Wie lange noch wird 
die Prüfung und der Einsatz dauern müssen, 
um dem Forderungsprogramm der Zentral­
organisation besser entsprechen zu können, 
als dies bei der gegenwärtigen Kriegsopfer­
gesetznovelle der Fall ist? (Bundesrat 
P o  r g e s: Wir werden es Ihnen rechtzeitig 
mitteilen!) 

Oder sollen wir als Ergebnis der Prüfung, 
als Erfolg des Einsatzes die folgenden Tat­
sachen ansehen: 

Während das Kriegsopferbudget während 
der von Ihnen als sozial dunkle Jahre bezeich­
neten OVP-Regierung 1967 bis 1 970 jährlich 
durdlschnittlidl um zirka 7 Prozent, im Jahre 
1 968 sogar um über 9 Prozent gestiegen ist, 
steigt das Kriegsopferbudget 191 1  nur um 
6 Prozent. 

Auch der Anteil des Kriegsopferbudgets am 
Gesamtbudget war in den Jahren 1967, 1 968, 
1 969 und 1 910 j edes Jahr höher als 197 1 .  Hier 
darf ich wieder fragen: Ist das die große 

Oder ist das ein Ergebnis der Prüfung oder 
ein Erfolg des kraftvollen Einsatzes - so sind 
wir es dodl gewöhnt; es ist immer gesagt 
worden, welch dynamisdle Partei die Sozia­
listische Partei ist -, wenn die vorliegende 
Novelle für die Kriegereltern praktisdl keine 
Verbesserung enthält? 

Wäre nidlt die Zentralorganisation bei 
sämtlichen im Parlament vertretenen Parteien 
auf Verständnis gestoßen und hätte sie sich 
nicht im Sozialausschuß durchgesetzt, dann 
wären nach dem Wunsche der Regierung die 
Kriegereltern heuer leer ausgegangen. 

Und schließlich: Ist es eine wohlwollende 
Prüfung der Fragen der landwirtschaftlichen 
Kriegsopfer oder gar ein Erfolg des Einsatzes 
für diese Belange'l Ich glaube, daß hier weder 
das eine noch das andere festgestellt werden 
kann. 

Die Vorschläge der Präsidentenkonferenz 
fanden, wie schon erwähnt, in der Regierungs­
vorlage überhaupt keine Berücksichtigung, und 
auch im Sozialausschuß konnte sich nur eine 
sehr eingeschränkte Berücksichtigung dieser 
Vorsdlläge der Präsidentenkonferenz durch­
setzen, was zu einer Änderung führte, die 
keine wesentliche Beseitigung der im § 1 3  für 
die bäuerlichen Kriegsopfer enthaltenen Här­
ten bedeutete, ja kaum die Verschlechterung, 
zu der es gekommen wäre, verhindern kann. 

Im Nationalrat verwendete sich Abgeord­
neter Schlager für die Belange der bäuer­
lidlen Kriegsopfer. Der Herr Vizekanzler und 
Sozialminister stellte zu den Bemühungen des 
Abgeordneten Sdllager laut "Parlaments­
korrespondenz" folgendes fest: 
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SChreiner 
"Nach dem Antrag des Abgeordneten I antwortlich. Das hat jetzt damit gar nichts 

Schlager für die Kleinbauern wäre eine zu tun, Herr Staatssekretär I Ich würde Ihre 
Kriegerwitwe erst bei einem Einheitswert Zwischenrufe doch auf die Materie beziehen, 
zwischen 58.000 und 62.000 S aus dem Zu- die wir jetzt behandeln. Ich glaube, das wäre 
lagensystem herausgefallen:' <.10C:1 etwas vernünftiger. 

Sie hätte ohnehin nur mehr einige Gro- Ich möchte sagen, daß wir nicht erwarten 
scherln oder ein paar Schilling als Zulage be- I können, daß innerhalb von sechs oder sie­
kommen. Denn Zulage oder Zulage kann s o l ben Monaten alles gut gemacht wird, was in 
oder s o  sein (der Redner deutet die Begriffe ·1· einer j ahrelangen Periode der OVP-Regierung 
"groß" und "klein", indem er den Zeigefinger nicht erreicht werden konnte. (Zustimmung 
und den Daumen der rechten Hand eine Sche- ! bei der SPO. - Zwischenruf des Bundesrates 
renbewegung ausführen läßt), da wäre es s o  Dr. P i  t s c h m a n  n.) Sie können sich j a  auch 
gewesen. (Der Redner macht die Geste für I zum Vlort melden. 
"klein".) Aber auch das wurde nicht ver­
gönnt. 

Große Bauern? Ich frage Sie, wer die V er­
hältnisse in der Landwirtschaft halbwegs 
kennt, ob eine Kriegerwitwe, die einen Betrieb 
von 50.000, 60.000 S Einheitswert zu bewirt­
schaften hat, zu den Wohlhabenden unserer 
Staatsbürger zählt? 

Jedenfalls erklärte der Herr Sozialminister 
dazu : "Da habe ich aber eine völlig andere 
Auffassung über die Kleinbauern." (Bundesrat 
S c h w e d a: Lesen Sie weiter, was er noch 
gesagt hat! Damit hat das nicht aufgehört: 
50.000, 60.000 S Einheitswert!) 

Sehr geehrter Herr Sozialministerl Diese 
typisch sozialistische Auffassung über Klein­
bauern ist bäuerlichen Abgeordneten nicht 
neu. 

Ihre Äußerung wird aber jene Kleinbauern 
überraschen, von denen die Fernsehtränen 
Dr. Kreiskys ernst genommen wurden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Zustimmung zu dieser Mini-Novelle 
erfüllt uns mit einigem Unbehagen. (Beifall 
bei der avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich weiters 
die Frau Bundesrat Hanzlik gemeldet. Ich 
erteile es ihr. 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Hohes 
Haus! Sehr geehrte Damen und Herren I Wir 
haben heute vom Herrn Bundesrat Schreiner 
einige Mitteilungen erhalten, haben vor allem 
mit Erstaunen seine Einleitungsworte ver­
nommen, die da gelautet haben, daß die SPO­
Regierung ihrem Wahlversprechen nicht nach­
gekommen ist. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das ist 
die Wahrheitl) Ich möchte Sie bitten, meine 
Herren, in den Tätigkeitsberichten der OVP­
Regierung Klaus nach.zublättern, wie lange es 
gedauert hat und ob es überhaupt solche 
Erfolge gegeben hat wie in der kurzen Zeit, 
in der die SPO-Regierung am Werk ist. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Sie meinen die Preis­
steigerungen?) Die haben Sie selber mit­
beschlossen, für diese sind vor allem Sie ver-

Herrn Bundesrat Schreiner mödüe ich auch 
noch sagen, daß er uns eine soziale Tat, die 
wir damit doch in Wirklichkeit gesetzt haben, 
nicht streitig machen kann. Er sagt, daß wir 
hier einer sozialen Tat nicht nachgekommen 
wären. Herr Bundesrat Sdueiner! "Vir haben 
uns nicht erst jetzt, sondern schon viel früher 
besonders der Frage - und wie Sie es bezeich­
net haben: dem Kampf - der Armut gewid­
met. Es hat auch Herr Bundeskanzler Kreisky 
zum wiederholten Male darauf hingewiesen, 
daß wir uns jetzt dieser Probleme annehmen 
werden und daß wir uns vor allem mit den 
bedürftigsten Menschen beschäftigen werden. 

Ich erinnere Sie, Herr Bundesrat Schreiner, 
an eine sehr große Kundgebung der Kriegs­
opfer im Vorjahr, also noch in der Ära der 
Frau Minister Rehor, in der Stadthalle, die 
dann endlich dazu geführt hat, das hier einige 
Verbesserungen vorgenommen wurden. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Wer die 
Budgetrede des Bundesministers für Finanzen, 
Dr. Hannes Androsch, vor dem Nationalrat 
am 20. Oktober hörte, wird sicherlich auch mit 
großer Genugtuung bemerkt haben, daß der 
Finanzminister eine Novellierung zum Kriegs­
opferfürsorgegesetz für Witwen und Waisen 
als einen echten sozialpolitischen Fortschritt 
betrachtete. 

. 

Die Kriegerwitwen, die ihren Lebensunter­
halt ausschließlich oder überwiegend von den 
Bezügen nach dem Kriegsopferversorgungs­
gesetz bestreiten müssen, sollen nun eine 
Zusatzrente in der Höhe des Untersch.ieds­
betrages zwischen dem Richtssatz für Aus­
gleichszulagen in der Pensionsversicherung 
und ihrem Einkommen erhalten. 

Der Aufwand für Versorgungsgebühren der 
Kriegsopfer zeigt eine steigende Tendenz und 
wird für das Jahr 1971  2369 Millionen Schilling 
gegenüber 2235 Millionen Schilling im Jahre 
1 970 betragen, obwohl sich die Zahl der 
Rentenempfänger j ährlich um zirka 3 Prozent 
verringert. Das ist bei Ihrer Berechnung unter­
blieben, Herr Bundesrat Schreiner, das müssen 
Sie bei Ihrer Berechnung auch berücksichtigen. 
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Hella Hanzlik 
Der Herr Bundesrat Sdueiner hat mir noch Vorsitzender: Zum Wort hat sich der Herr 

eine andere Arbeit abgenommen. Auch ich Vizekanzler Ing, Häuser gemeldet. Ich erteile 
wollte diese Rede zitieren, die Herr Sozial- es ihm. 
minister lng. Häuser bei der 25-Jahr-Feier fu" r  Bundesminister soziale Verwaltung der Zentralorganisation hielt, und ich möchte 
sagen, daß wir uns absolut zu den For-

Vizekanzler lug. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herrenl Ich möchte im Zusammen-

derungen bekennen und wirklich mit all ' , . ' . 
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Wenn auch mit dieser Novelle noch nicht 
alle Wünsche berücksichtigt werden konnten, 
wird doch damit der Beweis erbracht, daß die 
Regierung Dr. Kreisky bestrebt ist, die Lei­
stungen der Kriegsopferversorgung zu ver­
bessern, Das ist eine Tatsache, die Sie nicht 
leugnen können. 

zuzuführen, soweit die Möglichkeiten das 
gestatten, und drittens die Feststellung, daß 
für die vergangene Legislaturperiode fest­
gelegt wurde, daß der durch den Abfall 
ersparte Betrag für Verbesserungen verwendet 
werden soll - und nicht mehr. 

Ich möchte jetzt gar nicht polemisch werden 
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,
k 1 e: 

Jetzt sprechen SIe WIder besseres WIssen, 

Die Änderung des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes soll am 1 .  Juli 1 97 1  in Kraft treten. 
Um eine reibungslose Angleichung an den 
Ausgleichszulagenrichtsatz nach dem ASVG. 
vornehmen zu können, war es erforderlich, die 
Einkommensgrenze, die für die Gewährung 
von Zusatzrenten nach der derzeitigen Rechts­
lage vorgesehen ist, bereits ab 1 . Jänner 1 97 1  
mit 1528 S festzusetzen, 

Die Zentral organisation der Kriegsopfer­
verbände ist eine sehr aktive und auch sehr 
gewissenhafte Organisation, deren For­
derungen berechtigte Anerkennung finden. Es 
ist heute allerorts bekannt, daß {be S:?O­
Regierung eine Budgetsituation vorfand, die 
es ihr eben nur gestattet, in erster Linie jenen 
zu helfen, die die Hilfe des Staates am aller­
dringendsten benötigen. Nach einer sechs­
monatigen Regierungstätigkeit ist es wohl 
kaum möglich, allen Wünschen gerecht zu 
werden. 

Wir sind daher überzeugt davon, daß die 
Kriegsopfer auch diese Novelle mit Dank und 
Anerkennung zur Kenntnis nehmen werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Herr Vizekanzler! Weil Sie wissen, daß ein 
ganz großer Teil des F.orderungsprogrammes 
erfiillt worden ist! - Zwischenruf des Bundes­
rates S c h r e i n  e r.) 

Ich darf also sagen - ich weiß nicht, ob 
hier Vertreter der Zentralorganisation sind - :  
Ich habe unmittelbar nach diesem 25-J ahT­
Jubiläum mit der Zentralorganisation Kontakt 
aufgenommen ; im habe mehrere Gespräche 
mit den Spitzenfunktionären der Zentral­
organisation geführt und ich stelle fest, daß 
die Forderungen 1 964, wenn sie alle realisiert 
werden sollen, einen Betrag von 1 ,3 Milliarden 
Schilling erforderlich machen würden. Auch 
das stelle ich fest. Dagegen haben die Funk­
tionäre keinen Einwand erhoben. Ich stelle -
das ist ja nicht schwer - in Gegenüber­
stellung der Ausgaben 1 967 - sie sind 
genannt worden - bis 1 970 im Rahmen des 
Ansatzes für die Kriegsopferversorgung fest, 
daß im Schnitt - ich habe die Zahlen noch 
von der Diskussion im Hause in Erinnerung ---'-
1 39 Millionen Schilling zusätzlich gegeben 
worden sind. Wir haben an Leistungen gegen­
über dem Budgetansatz 1 970 bei den Hinter­
bliebenen - um diese ist es ja bei der 
jetzigen Regelung primär gegangen 
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statt 1255 Millionen 1383 Millionen, also allein Pensionen nach dem ASVG. in der Kriegs­
bei dieser Post um 130 Millionen mehr fest- opferversorgung nicht zum Tragen kommt, ist 
gelegt. ein budgetmäßiger Verrechnungsvorgang. 

Und jetzt zu der zweiten Behauptung, man 
habe sich 12 Millionen erspart. Daß der Bud­
getansatz 157 insgesamt um rund 1 40 Milli­
onen höher ist, beweist ja schon, daß die 
Behauptung, man habe sich 12 Millionen 
erspart, falsch ist. (Bundesrat S c  h r e i n  e r: 
Das ist ja eine Dynamisierung! Die steht ja 
außerhaJb der Novelle! Die ist ja vier Jahre 
alt!) Ich möchte wiederholen: Die neue 
Bundesregierung ist nicht an das gebunden, 
was letztes Mal für die vergangene Periode 
festgelegt wurde, daß das, was an Ausgleich 
ist - die andere Regierung hat sich auch nicht 
gebunden -, das wettmacht. Aber ich sage 
dennoch - ich habe das im Hohen Hause 
drüben auch gesagt -: Diese 48 Millionen 
Schilling, meine Damen und Herren, sind noch 
der Aufwand für ein halbes Jahr. Sie müssen 
sich ja in Konsequenz dessen überlegen, daß 
1972 eine Nettoverbesserung für die Kriegers­
witwen von 96 Millionen und damit wesent­
lich mehr als die 67 Millionen, die durch den 
natürlichen Abgang gegeben sind, stattfinden 
wird. Das haben Sie nicht berücksichtigt. 

Ich darf in dem Zusammenhang doch auch 
gleich zu dem Vorwurf Stellung nehmen, ein 
Teil der Kriegerswitwen sei nun geschädigt. 
Ich stelle fest: Die Regierungsvorlage ist in 
völligem Einvernehmen mit der Zentralorgani­

sation ausgearbeitet worden, das heißt, auch 
die Funktionäre der Zentralorganisation haben 
erkannt, daß es sinnvoller und zweckmäßiger 
ist - auch wenn einige Tausend jetzt eine 
geringere Erhöhung oder nicht die Erhöhung 
bekommen, die durch eine Dynamisierung der 
15 10  S gegeben wäre -, endlich einmal eine 
Gleichstellung mit dem Richtsatz nach der 
Ausgleichszulage durchzuführen, um diese 
ewigen Verrechnungsdifferenzen und Rück­
verrechnungen zu beseitigen. Wir haben das 
also im Einvernehmen auch mit Ihrem Ver­
treter in der Zentralorganisation gemacht. Ich 
stelle das lediglich sachlich fest. (Bundesrat 
S c  h r e  i n e  r: Die Zentralorganisation hat in 
einem Zeitpunkt zugestimmt, in dem man 
beim Ministerium und den anderen Stellen 
allgemein der Autlassung war, daß die 
Novelle 84 Millionen kostet und nicht 
48 Millionen! - Bundesrat H a b  r i n g e r: Ja, 
für ein halbes Jahr! Bundesrat 
S c  h r e i n  e r: Nein, für 19111) Ich stelle 
wieder nur sachlich fest, meine Herren -
ich habe hier nicht zu polemisieren, sondern 
ich habe Daten festzuhalten -, daß der Ge­
samtaufwand, der bei jeder Novelle errechnet 
wird, 83 Millionen Schilling beträgt. Daß ein 
Teil durch die gleichzeitige Steigerung der 

Aber, meine Damen und Herren, vergessen 
wir doch nicht: Wir haben im heurigen Jahr 
am 1 .  Juli auch eine Regelung für Witwen 
nach dem ASVG. gehabt, und zwar wurde 
eine Erhöhung um 1 0  Prozent durchgeführt. 
Haben Sie die Kriegsopferwitwen gefragt, 
welche Konsequenzen für sie aus dieser No­
velle entstanden sind? Denn es war doch 
Tatsache, daß diese Witwen am 1 .  Juli ,­
sofern die Kriegerswitwen ASVG.-Rentner­
innen waren, das waren 28.000 - eine Er­
höhung um 10 Prozent bekommen haben, aber 
am 1. August eine Verminderung ihrer Zulage 
um denselben Betrag hinnehmen mußten. Das 
heißt, fast 30.000 Kriegerswitwen haben im 
heurigen Jahr von der Verbesserung der 
ASVG.-Bestimmung, von den 10 Prozent Zu­
lage zur Witwenpension überhaupt keinen 
Groschen bekommen, und sie bekommen es 
erst jetzt mit dieser Novelle - wenn sie 
beschlossen wird - ab 1. Juli 1971 .  

Wenn jetzt gesagt wird, das sei so wenig, 
dann darf ich doch auf eines verweisen -
jetzt beziehe ich mich wieder auf meine Rede 
am 25. April -: Unter den gegebenen wirt­
schaftlichen und budget ären Möglichkeiten ist 
es meiner Auffassung nach richtig, denen zu 
helfen, die nach sozialen Uberlegungen der 
Hilfe am meisten bedürfen, und das sind jene, 
die das geringste Einkommen haben. (Zustim­
mung bei der SPo') 

Wenn wir also jetzt, meine Damen und 
Herren, im Einvernehmen mit der Zentral­
organisation eine Regelung getroffen haben, 
die den Ärmsten der Armen, nämlich jenen 
D-Witwen - ich weiß nicht, wieweit Sie mit 
der Materie vertraut sind -, die die geringste 
Direktrente und eine kleine Zulage haben, 
bis zu 600 S Erhöhung bringt, sofern sie nicht 
arbeiten können, dann ist das eine wesentliche 
materielle Verbesserung. Ich möchte sehr 
deutlich sagen: Um diese materielle Verbes­
serung ist es uns bei der Novelle gegangen. 
Ich habe auch mit der Zentral organisation 
vereinbart - schon vereinbart, ohne Ent­
schließungen eines Parlaments -, daß im 
Frühjahr über ihr Forderungsprogramm weiter 
verhandelt werden wird. (Bundesrat 
S c  h r e  i n e r: Das wäre wünschenswertI) 

Ich möchte also hier sagen, daß man, wenn 
man Unzulänglichkeiten bei dieser Novelle 
bemängelt, weil berechtigte Forderungen der 
Kriegsopfer nicht erfüllt worden sind, weder 
behaupten kann, daß der Wille seitens der 
Regierung fehlt, noch behaupten kann, daß 
sie, was den materiellen Aufwand betrifft, 
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weniger gemadlt hat, als in der Vergangenheit ' programms der Kriegsopfer zu reden. Wenn 
gemacht wurde. Denn sie hat im Gegenteil 

I 
Sie das sagen, tun Sie es wider besseres 

mehr gemacht. Wissen, weil das Forderungsprogramm 1 964 

Ich möchte deshalb auch das Problem · nicht erst im Jahre 1 910, sonde�n bereits im 

Elternrenten klarstellen. Auch diese Frage war Jahre 1 961 diskutiert wurde und 1m Jahre 1968 

bei der Letztberatung. Als die Novelle völlig begonnen wurde, dieses Forderungsprogramm 

fertig war, ist von den Präsidenten, von den zu erfüllen. (Bundesrat S c  h w e d a: Das hat 

Spitzenfunktionären der Wunsch gekommen, er ja gesagtl) Bis 1966 war übrigens eine 

ob nicht eine Kleinigkeit für die Elternrenten- Koalitionsregierung - das wissen Sie, Herr 

verbesserung gemadlt werden könne. Wir Vizekanzler, auch - und ein Sozialist Sozial-
minister. haben damals im Ressort gesagt, wir werden 

prüfen, ob dieser Vorsdllag mit den 50 und i Zweitens muß gesagt werden, damit nicht 
1 00 S realisierbar ist, ob er im Rahmen des i die Feststellung im Raume stehen bleibt, daß 
damals bereits fertigen Budgets noch ein- I das Forderungsprogramm der Kriegsopferver­
gebaut werden kann. I b�nde, �er Zentralorg�nisation, üb�rhaupt 

Wenn Sie sagen, im Hause, also im Sozial- mcht . erful.1t worden SeI : Ich �arf mIt a�ler 

aussdlUß, wurde dieser Antrag dann von den ! �euthchke�t feststellen, und SIe, Her� VIze­

Vertretern der drei Parteien gestellt, so haben i Kanzler: WIssen �s gan
.
z genau, daß em ganz 

Sie formal recht. Aber dieser Antrag ist vom beachtlIcher
.. 

Tell dIe�es Forderungspro­

Ministerium wieder im Einvernehmen mit der gramms erfullt worden 1St. ICh gebe zu, daß 

Zentralorganisation dem Sozialausschuß zuge- e
h
��...l. 

Teil, 
s
Vielleicht g

f
er

d
ade 

h
d:r

t 
Tei�: d

1 .
e
ch
r 

d
d�e 

führt worden. Ich bitte, die Dinge so nüchtern o�lsten u�men er or ert at e,  na� 1 le 

und realistisch darzustell n . . . kl O h WI1wenpenslOnsregelung, noch mcht zur e , WIe SIe WIr IC 
G" f " llt sind. anze er u war. 

Wir werden nicht von 1 964 bis 1970 mit der Sie sagten, Herr Vizekanzler, daß es gelun-
gen sei, dort zu helfen, wo die Not am größten Prüfung brauchen, sondern wir werden im 

kommenden Jahr mit der Zentralorganisation 
ein Konzept erstellen, in welchem Maße ihre 
offenen Forderungen in einem entsprechenden 
Etappenplan verwirklichbar sind. Denn nie­
mand von Ihnen, meine Damen und Herren, 
wird annehmen, daß wir etwa in der Lage 
wären, 1 972 eine Forderung in der Größen­
ordnung von 1 ,3 Milliarden Schilling, die seit 
1 964 noch nicht erfüllt ist, innerhalb eines 
Jahres zu erfüllen. 

ist. Das nehme ich mit Zustimmung zur Kennt­
nis. Da haben Sie recht. Ich gebe sogar zu, 
daß es uns nicht gelungen ist - ich war 
damals zuständig; Herr Vizekanzler, ich sage 
das jetzt mit aller Deutlichkeit, und Sie wissen 
es ganz genau -, weil die Kriegsopferver­
bände es nicht haben wollten, sondern beim 
Streuprinzip bleiben wollten: nur eine 
bestimmte Gruppe herauszunehmen und sie 
besonders zu beteilen. Das war doch immer 
die Schwierigkeit, Sie wissen das so gut wie 

Ich möchte abschließend sagen: Ich war sehr ich. Da darf man nicht sagen, wir hätten das 
glücklich darüber, daß die Verhandlungen mit nicht tun wollen. Vielleicht mag die politische 
der Zentralorganisation - es waren auch Ver- Einstellung der Führung der Zentralorgani­
treter Ihrer Fraktion dabei - auf dem Boden sation mit dazu beigetragen haben, daß man 
der SachlidIkeit und auf dem Boden des Ver- dieser vernünftigen Idee, die Sie, Herr Vize­
stehens geführt worden sind. Ich hoffe, daß kanzler, verfochten haben, eher Rechnung 
wir auch im kommenden Jahr diese Verhand- getragen hat, als das bei uns der Fall war. 
lungen zum Wohle der Kriegsopfer so werden (Bundesrat S c  h w e d a: Die hätten es sicher 
weiterführen können. (Beifall bei der SPO.) I von Ihnen auch genommen, Herr Staats-. I sekretärl) VorsItzender: Zum Wort hat sich Herr 
Bundesrat Bürkle gemeldet. Ich erteile es ihm. . Herr Bundesrat! Bei uns wurde immer das 

i Gießkannenprinzip verlangt. Ich möchte j etzt 
Bundesrat Bürkle (OVP) : Hohes Haus ! Der I gar nicht auf das Problem der Bagatellrenten 

Herr Vi:eka�zler hat als Sozialminister I zurückkommen, wo schon jahrzehntelang ein 
gesagt, WIr mußten auf dem Boden der Sach- ! Kampf zwischen der Verwaltung, den Regie­
lichkeit diskutieren und argumentieren. Ich ! rungen und der Zentralorganisation geführt 
pflichte ihm bei. I wurde - nach meiner Auffassung zum Nach-

Aber wenn Sie, Herr Vizekanzler, das sagen i teil der echt schwer betroffenen Kriegsopfer. 
und wir sachlich diskutieren wollen dann I Hier ist ein Durchbruch erzielt worden. Ich 
kann im Raume nicht die Behauptung �tehen- i erkenne das neidlos an. Ich freue mich sogar 
bleiben, es wäre ' erstens ein Zeitraum von I darüber. 
1964 bis 1910 notwendig gewesen, um über- I Herr Vizekanzler! Es wurde auch nicht 
haupt über die Erfüllung des Forderungs- i bestritten, daß im heurigen Gesetz keine Ver-
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besserungen sind. Das ist nicht wahr. Es sind I Berichterstatter Liedl: Die Bundesräte Böck., 
Verbesserungen enthalten, darum stimmen wir Seidl, Bednar und Genossen haben in der Sit­
aum zu. Aber man kann die Dinge nicht so zung des Bundesrates vom 1 3. Juli 1970 den 

. darstellen, als wären heuer zum erstenmal gegenständlichen selbständigen Antrag im 
Verbesserungen enthalten. Wir haben wäh- Sinne des § 14 Geschäftsordnung eingebracht. 
rend all der Jahre für die Kriegsopfer echte 
Verbesserungen gebracht. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Im übrigen bestätige ich Ihre · Auffassung, 
Herr Vizekanzler, daß derartige Dinge immer 
nur im Rahmen des Möglichen, des staats­
finanziell gesehenen Möglimen gesmehen 
können. So wie Sie es heute praktiziert haben, 
haben wir es auch praktiziert. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. ­
Wünscht dei Herr Berichterstatter das Schluß­
wort? - Er verzichtet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause 
erschienenen Herrn Minister Dr. Staribacher. 
(Beifall.) 

Im wurde darauf aufmerksam gemacht, daß 
Bundesrat Dr. Skotton im Verlaufe seines 
Debattenbeitrages beleidigende Äußerungen 
gegen die OVP-Fraktion des Hohen Hauses 
gemamt haben soll. 

Im habe . mir das stenographische Protokoll 
vorlegen lassen. Ich darf aber dringend 
ersuchen, das hier herrschende Klima, das 
unsere Verhandlungen kennzeichnet, nicht 
durch Äußerungen, die als beleidigend auf­
gefaßt werden können, zu stören. Jede 
beleidigende Äußerung muß ich als Vor­
sitzender mißbilligen. (Bundesrat B ü r k 1 e: 
1st das ein Ordnungsruf oder keiner?) Es ist 
kein Antrag gestellt worden. (Bundesrat 
B ü r k 1 e: Dazu braucht es doch keinen 
Antrag!) 

27. Punkt: Antrag l 1 /A der Bundesräte Böck 
und Genossen, betreffend Erhöhung des Uber­
stundenzuscblages von 25 v. H. aui 50 v. H. 

(442 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
27. Punkt der Tagesordnung: Antrag der Bun­
desräte Böck und Genossen, betreffend Er­
höhung des Uberstundenzuschlages von 
25 v. H. auf 50 v. H. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Lied!. Ich 
bitte um seinen Bericht. 

Auf Grund des vorliegenden Antrages sol­
len die im Zusammenhang mit der Einführung 
der 40-Stunden-Woche - Arbeitszeitgesetz -
für die ersten vier beziehungsweise fünf Uber­
stunden festgelegten Zuschläge von 25 v. H. 
des Normallohnes auf 50 v. H. angehoben 
werden. 

Die Antragsteller gingen dabei von der 
Uberlegung aus, daß entsprechend der seiner­
zeit beantragten und zwischenzeitlich beschlos­
senen Steuerfreiheit aller Uberstunden­
zuschläge auch eine gleichmäßige Behandlung 
dieser Zuschläge der Höhe nach angezeigt er­
scheint. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat den vorliegenden Antrag in seiner Sitzung 
vom 17. November 1970 in Verhandlung ge­
nommen und mit Stimmenmehrheit beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Annahme des An­
trages zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle im Sinne des 
Artikels 41 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz 
folgenden Gesetzesantrag beschließen: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom . . .  , mit dem das 
Arbeitszeitgesetz, BGBl. Nr. 461/1969, abge­
ändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz vom 1 1 .  Dezember 1969 
über die Regelung der Arbeitszeit, BGBl. 
Nr. 461 /1969, wird abgeändert wie folgt: 
1 .  §. 10  Abs. 1 hat zu lauten: 

, , ( 1 )  Sofern durch Kollektivvertrag keine 
günstigere Regelung vorgesehen ist, gebührt 
für Uberstunden ein Zuschlag von 50 v. H." 

2. § 10  Abs. 2 entfällt; Absatz 3 wird 
Absatz 2. 

3. § 10 Abs. 2 (neu) erster Satz hat zu 
lauten: "Der Berechnung des Zuschlages 
nach Absatz 1 ist der auf die einzelne 
Arbeitsstunde entfallende Normallohn zu­
grunde zu legen." 

4. Im § 29 Abs. 2 ist die Zitierung ,,§ 1 0  
Abs. 1 und 3 "  durch die Zitierung ,,§ 1 0  
Abs. 1 und 2" zu ersetzen. 
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Artikel 11 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset­

zes ist der Bundesminister für soziale Ver­
waltung betraut. 

Arbeitnehmern Osterreichs - gemäß der An­
sicht des Herrn Finanzministers - 100 bis 
500 Millionen Schilling j ährlich mehr an Ein­
nahmen bringen. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Ich habe bereits am 1 5. Juli 1970 hier im 
Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 

Herr Bundesrat Ing. Gassner. Ich erteile es Bundesrat darauf hingewiesen, daß es zweck.­

ihm. mäßiger gewesen wäre, diesen Antrag seitens 
der sozialistischen Bundesratsmehrheit nicht 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP) : Hohes Haus! 
Herr Minister! Meine Damen und Herren! Es 
freut mich, daß fast alle Bundesräte, obwohl 
eigentlich Mittagszeit ist, hier in diesem 
Hohen Hause anwesend sind. (Bundesrat 
B e  d n a r: Letztesmal wart ihr alle fortI) Ich 
weiß I IdJ. weiß, daß das nidJ.t auf meine Person 
gemünzt ist. Es ist deshalb der Fall, weil heute 
das dritte heiße politische Eisen nunmehr zur 
Diskussion steht und dabei natürlich das Inter­
esse des gesamten Bundesrates vorhanden ist. 

Die Behandlung der Uberstundenfrage steht 
neuerlich im Bundesrat zur Beratung. Im 
Sozial ausschuß des Bundesrates habe ich 
bereits namens der OVP-Fraktion erklärt, daß 
wir gegen diesen Antrag der Bundesräte Böck 
und Genossen stimmen werden und daß die 
Begründung dazu durch midJ. im Plenum abge­
geben wird. 

Bundesrat Böck. hat in der Sitzung des Bun­
desrates am 15. Juli 1 970 erklärt, daß er als 
Gewerkschafter und als Sozialist etwas dazu 
zu sagen hat. Ich stelle fest, daß ich als 
Gewerkschafter und als Mitglied der Oster­
reichischen Volkspartei zu diesem Problem 
Stellung nehmen werde. 

Bereits bei der letzten Landeskonferenz der 
Landesexekutive Niederösterreich des Oster­
reichischen Gewerkschaftsbundes habe ich er­
klärt, wie wir christlichen Gewerkschafter und 
Mitglieder der Osterreichischen Volkspartei 
uns die Behandlung und die Lösung nicht nur 
dieses wichtigen Problems, sondern aller 
Lohn-, Sozial- und Wirtschafts fragen vorstel­
len. 

Nun zur Materie selbst: 

Sowohl der Nationalrat als auch der Bundes­
rat haben sich im letzten halben Jahr mit dem 
Problem "Uberstunden" mehrmals beschäftigt: 
einerseits mit dem Initiativantrag der derzei­
tigen Opposition auf Steuerbefreiung der 
Uberstundenzuschläge und andererseits mit 
dem Antrag der Sozialisten auf Erhöhung des 
Ubersiundenzuschlages für die ersten vier 
beziehungsweise fünf Uberstunden von 25 Pro­
zent auf 50 Prozent. Der Antrag der Oppo­
sition auf Steuerbefreiung der Uberstunden, 
welcher durch die sozialistische Bundesrats­
mehrheit beeinsprucht wurde, wurde nunmehr 
durch einen Beharrungsbeschluß des National­
rates endgültig verabschiedet und wird den 

zu beeinspruchen, da nicht zu erwarten war, 
daß der Nationalrat diesem Einspruch Folge 
leisten wird. 

Nun haben wir dieselbe Situation mit ver­
kehrten Vorzeichen. Bereits im Nationalrat 
wurde der SPO-Antrag auf Erhöhung des 
Uberstundenzuschlages - ich darf mir erlau­
ben, künftig diese Kurzbezeichnung zu wäh­
len - behandelt und hat keine Mehrheit 
gefunden. Nun forde'rt der Bundesrat - ich 
nehme an, daß die Sozialisten ihre Meinung 
kaum ändern werden - neuerlich den Natio­
nalrat auf, sidJ. mit diesem Problem zu be­
schäftigen. Auch in diesem Fall, glaube ich, 
daß es vergebliche Liebesmühe ist, den Natio­
nalrat neuerdings zu strapazieren, da von 
vornherein klar ist, daß auch bei einer zwei­
ten Behandlung dieses Antrages dieser keine 
Mehrheit im Parlament, im Nationalrat finden 
wird. (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Da wird 
namentlich abgestimmt! Da werden wir die 
Stellungnahme des OAAB sehen! - Bundes­
rat K 0 u b a: Wo sind die Gewerkschatter der 
OVP?) Leider sehe ich mich gezwungen, neuer­
dings den Unterschied zwischen diesen beiden 
Uberstunden-Anträgen - Kollege Schipani -
vor dem Bundesrat klarzustellen. 

Der Antrag der Opposition war deshalb im 
Nationalrat einzubringen, weil durch diesen 
Antrag nicht - und das zur KlarsteIlung -
an der Sozialpartnerschaft gerüttelt wurde, 
sondern einzig und allein der sozialistische 
Finanzminister ab dem Jahre 1971 weniger 
Einnahmen hat. Der Antrag der sozialistischen 
Fraktion greift jedoch echt in die Belange der 
Sozialpartnerschaft ein. Wir, die OVP-Frak­
tion des Bundesrates, sind dagegen, daß, bevor 
- wie es bisher üblich war - entscheidende 
Probleme durch die Sozialpartner beraten und 
paktiert werden, ein Gesetzesbeschluß erfolgt. 

Die neue Vorgangsweise der Sozialisten be­
greife ich umso weniger, als in der Behand­
lung zur Abänderung des Einkommensteuer­
gesetzes 1967 am 15. Juli 1970 der Bericht­
erstatter Bundesrat Tirnthal wörtlich sagte 
- ich zitiere -: 

"Ein weiterer Grund, warum der nun ange­
strebten Regelung nicht zugestimmt werden 
kann, liegt darin, daß hiedurch ein entschei­
dender Eingriff in die freien Vereinbarungs­
und Gestaltungsmöglichkeiten der Wirtschafts-
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partner erfolgt." - Dies sagte er zur Steuer­
befreiung der Uberstundenzuschläge. (Bundes­
rat B ü r k 1 e: Und jetzt?) 

Bei aufmerksamem Studium dieser Begrün­
dung müßten Sie, meine Damen und Herren 
der Sozialistischen Partei, zur Ansicht gelan­
gen, daß nur der heute vorliegende Antrag 
einen schweren Eingriff in die von Ihnen 
genannte freie Vereinbarungs- und Gestal­
tungsmöglidtkeit der Wirtschaftspartner dar­
stellt und bei einer konsequenten Haltung der 
SPO deshalb hätte gar nicht eingebracht wer­
den dürfen. 

Bundesrat Böck. hat am 1 5. Juli 1 910 das 
Arbeitszeitgesetz als ein junges Gesetz be­
zeichnet. - Ich stimme ihm zu. Das ist ein 
junges Gesetz, das nach eingehender vorher­
gehender Absprache und Behandlung durch 
die Wirtschaftspartner im Nationalrat verab­
schiedet wurde. Nun versucht man, dieses 
junge Gesetz ohne vorhergehende Absprache 
durch die Wirtschaftspartner zu ändern. - Ich 
frage Sie : Wo liegt hier die Konsequenz?1  

Es scheint überhaupt der Stil der nunmehri­
gen SPO-Minderheitsregierung sowie der 
Sozialisten im Nationalrat und Bundesrat zu 
sein, langjährig bestehende Normen und 
Gepflogenheiten, die sich bestens bewährt 
haben, über den Haufen zu werfen. So werden 
wiederholt legale Vertretungs organe in Frage 
gestellt, und es wird versucht, SPO-nahe Gre­
mien zu etablieren. Wenn die Sozialisten die 
von Raab und Böhm begründete Sozial- und 
Wirtschaftspartnerschaft zwischen Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern in Frage stellen 
wollen, dann sollen sie dies endlich auch ein­
mal klar und deutlich sagen. Wir von ' Seite 
der OVP haben diese Partnerschaft immer 
bejaht, egal ob wir Arbeitgeber oder Arbeit­
nehmer sind, wir werden uns auch immer 
dafür einsetzen, daß diese fruchtbare. Zusam­
menarbeit weiterhin bestehen bleibt. 

Ich bin der Meinung, daß, wenn man die 
Wirtschaft zwingt, ohne vorhergehende Ab­
sprachen, wie sie zum Beispiel beim Arbeits­
zeitgesetz erfolgten, vermehrte Leistungen für 
die Arbeitnehmer zu erbringen, dies wahr­
scheinlich Auswirkungen auf den Preis sektor 
hat. Ich bin weiters der Meinung, daß es bei 
entspremenden und entscheidenden Gesprä­
chen, Begründung der Forderungen der Arbeit­
nehmer sowie Vorhandensein der wirtschafts­
politischen Voraussetzungen, wie es zum Bei­
spiel beim Arbeitszeitgesetz durch Rationali­
sierungsmaßnahmen beziehungsweise Redu­
zierung von Forderungen auf anderem Gebiet 
erfolgte, möglich sein müßte, zu einer koor­
dinierten Auffassung mit den Arbeitgebern 
ohne Preisüberwälzung zu gelangen. 

Ich weiß, daß es leichter ist, Anträge zu 
stellen, als am Verhandlungs tisch Erfolge zu 
erreichen. Von dieser Verantwortung kann siCh. 
aber kein verantwortungsbewußter Vertreter 
der Arbeitnehmerinteressen absentieren. Aber 
das scheint mir, meine Damen und Herren, den 
Sozialisten egal zu sein, da sie ja wissen, im 
Nationalrat wird diese Vorlage keine Mehrheit 
finden, und damit brauchen sie sich auch nicht 
mit den Auswirkungen beschäftigen. 

Wir von Seite der OVP behandeln diese 
Dinge nicht so leichtfertig. Uns sind diese 
Probleme viel zu ernst. Ich bin mit Bundesrat 
Böck einer Meinung, daß wir die Fragen der 
Lohnpolitik vorrangig behandeln sollen, aber 
nicht nur jene der Lohnpolitik, sondern die 
Fragen der gesamten Sozial- und Wirtschafts­
politik, hängt doch davon die künftige Ent­
wicklung des Arbeitnehmers und des Anteils 
seines Einkommens am Nationalprodukt ab. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Sehr richtig!) 

Gerade deshalb sollten wir überall dort 
wachsam sein, wo durch unüberlegte Maß­
nahmen das Gleimgewichtsgefüge zwischen 
Lohn und Preis gestört werden kann. Gerade 
in der jetzigen Zeit, wo durch die rasante 
Erhöhung der Preise dieses Gefüge ins Wan-

Glauben Sie, meine Damen und Herren der
' 
ken kommt, wäre es leichtfertig, einen . zusätz­

sozialistischen Fraktion, daß Sie mit in die lichen Preisauftrieb zu verursachen. Sagt doch 
Sozialpartnersmaft eingreifenden Zwangsmaß- Bundeskanzler Dr. Kreisky selbst zur Preis­
nahmen - und als solche muß man Beschlüsse situation - und iCh zitiere ihn -: . . . . .  was 
des Nationalrates, die ohne vorhergehende wir nicht bestreiten wollen, es liegt der Preis­
Absprache zwischen den WirtsChaftspartnern index im Mai 1 910 um 4,6 Prozent höher als 
erfolgen, bezeichnen - zu einer gedeihlichen im Mai 1 969",  und weiters sagte er am 
Zusammenarbeit dieser Partner beitragen? 1  - 15. Juli 1 970 - und ich zitiere wieder - :  
Ich glaube nicht. I ch  glaube, daß damit diese ". . .  daß Osterreich mit dieser Erhöhung des 
Partnerschaft, welche auf das Wohl der gesam- Preisindex das zehnte Land unter den euro­
ten österreidlischen Bevölkerung ausgerichtet päischen Ländern und den Vereinigten Staaten 
ist, gefährdet wird. und Kanada ist".  

Und nun komme ich auf eine andere Seite Auf Grund von Berichten aus Wirtschafts-
der möglichen Auswirkungen dieses Antrages fachkreisen wissen wir, daß wir im Jahre 1 91 1  
zu sprechen. mit einem noch größeren Preisauftrieb in 
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Osterreich zu rechnen haben und daß wir in ' liche Zwischenrufe bei der SPO.) Soll ich Ihnen 
die Spitze - in diesem Fall negativ gesehen - die Wahlergebnisse zitieren? Ich habe sie mit­
der europäischen Staaten vorstoßen werden. gebracht, ich könnte sie Ihnen vorlesen. 
Und gerade in dieser Situation, wo man ver­
suchen müßte, dagegen etwas zu tun, und vor 
allem die SPO-Regierung es verabsäumt, preis­
dämpfende Maßnahmen zu setzen, erzeugen 
Sie mit Ihrem Antrag einen Aufwind für 
Preissteigerungen. (Zwischenruf bei der SPO.) 

Wir wissen alle, daß wir in Osterreich der­
zeit eine überhöhte Konjunktur haben, wir 
haben Vollbeschäftigung und wir haben Man­
gel an Arbeitskräften. Diese Faktoren - auch 
das wissen Sie, meine Damen und Herren 
von der Sozialistischen Partei, ganz genau -
erregen automatisch Preisauftriebstendenzen. 
Ich darf ganz kurz aus "Arbeit und Wirtschaft" 
Kienzl zitieren, der epenfalls sagt: Die Preise 
haben in Hochkonjunkturperioden die Ten­
denz, rasch zu steigen. - In diese Situation 
kommt nun Ihr Antrag hinein. 

Meine Damen und Herren! Nun gehe ich -
und Sie gestatten mir dies - kurz auf die 
Worte des Kollegen Bundesrat Böck vom 
15. Juli 1 970 ein, der wörtlich feststellte : 
". . .  ich weiß nicht, ob Kollege Gassner Ge­
werkschafter ist, ich kenne ihn nur als OAAB­
Mann, als Gewerkschafter leider noch nicht." 

Verzeihen Sie mir, wenn ich an Bundesrat 
Böck einige persönliche Worte richte: Ich bin 
etwas jünger als Kollege Böck., und daher ist 
es mir leider nicht möglich, schon so lang 
Gewerkschaftsfunktionär wie er zu sein. Ich 
hoffe, dies ist kein Wertmesser. Ich bin seit 
vielen Jahren in verschiedenen Gewerk­
schaftsfunktionen tätig. Ich möchte nur zwei 
aufzählen. Seit 1 965 bin ich Vorsitzender­
Stellvertreter der Bundessektion Landes- und 
Bezirksverwaltung und seit 1966 Mitglied der 
OGB-Landesexekutive Niederösterreich. Ich 
hoffe, das genügt. (Bundesrat Dr. S k o t  t o n: 
Das genügt, jal) - Ist es Ihnen zuviel, Kollege 
Skotton? Ich könnte Ihnen noch ein paar auf­
zählen! Keine Angst! Es würde noch einige 
Zeit dauern! 

Und nun zum Abschluß kommend: Wir 
. Ich verstehe schon, daß Sie auf Grund Ihrer christlichen Gewerkschafter und Mitglieder 
sozialistischen Einstellung dazu neigen, durch der OVP werden auch künftighin unsere 
Zwangsmaßnahmen Politik zu betreiben. Wir eigene Meinung zu Lohn- und Gehalts­
sehen aber in der ganzen Welt, wo solche problemen hier im Bundesrat abgeben. Wir 
Zwangsmaßnahmen ergriffen werden, wohin werden für die Lösung der Probleme der 
dies führt. Uns ist eine Politik der echten Arbeitnehmer, so wie wir uns das vorstellen, 
Sozialpartnerschaft, in der solche entschei- jederzeit auf die Barrikaden steigen (lebhafte 

denden Probleme durch die Wirtschaftspartner Zwischenrufe bei der SPO) und werden uns 
behandelt und paktiert werden, lieber. Nur dabei von niemandem, am allerwenigsten von 
damit wird die Kontinuität der Erhöhung des den Sozialisten hindern lassen I (Beifall bei 

Lebensstandards der Arbeitnehmer gewähr- der OVP. - Bundesrat K 0 u b a: Vor zwei 

leistet, nicht durch brachiale Gewalt. Dies ist Jahren! - Bundesrat N o  v a k :  Dort habt ihr 

es, was die christlichen Gewerkschafter von die Zuckerpeitsche geschwungen! - Bundesrat 

den sozialistischen Gewerkschaftern unter- W a  1 1  y: Es ist wichtig, daß Sie das sagen! -
scheidet. Daß wir mit unserer Auffassung recht Bundesrat B ö e  k: A 1a Koh1maier!) Ich glaube, 
haben und daß dies von den Arbeitnehmern I daß immer mehr Arbeitnehmer begreifen, daß 
anerkannt wird, zeigen unsere Erfolge bei den die Politik der Sozial- und Wirtschaftspartner­
Arbeiter- und Landarbeiterkammerwahlen, schaft - lehnen Sie die vielleicht ab, Herr 
welche ein echtes Spiegelbild der Meinung der Bundesrat Porges, ich weiß nicht; Sie brauchen 
Arbeitnehmer sind. (Bundesrat B e d n a r: Bei nur dazu Stellung zu nehmen! -, welche wir 
der Postl) Bei der Post, Herr Kollege, wo eine christlichen Gewerkschafter gemeinsam . . .  
langjährige Politik betrieben wird! Oder soll (Anhaltende Zwischenrufe.) Ich darf wieder­
ich Ihnen die Stellungnahme des National- holen, denn ich glaube, es haben nicht alle 
rates Ulbrich zur OBB-Wahl zitieren? Ich gehört: Ich glaube, daß immer mehr Arbeit­
glaube, es ist besser, ich tue das nicht. Sie nehmer begreifen, daß die Politik der Sozial­
würden dabei in Verlegenheit kommen. und Wirtschaftspartnerschaft (Bundesrat 

P o  r g e  s: Das beweisen die Wahlen!), welche 
wir christlichen Gewerkschafter gemeinsam 
mit unseren Freunden in der OVP betreiben. 
letztlich die zielführende Politik für die 
Arbeitnehmer ist. 

Wir seitens der OVP und als christliche 
Gewerkschafter - ich darf das nochmals 
unterstreichen - stellen uns eine Lohn- und 
Preispolitik etwas anders vor als Sie, meine 
Damen und Herren von der Sozialistischen 
Partei. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das ist nichts 
Neues!) 

Ich glaube, daß die Arbeiterkammerwahlen 
und die Landarbeiterkammerwahlen ein echtes 
Spiegelbild für alle Wahlen sind. Ich glaube, 
das ist echt. Oder bestreiten Sie dies? !  (Neuer-
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Da der Antrag der Sozialisten im Bundesrat 

dieser unserer Auffassung nicht entspricht, 
erkläre ich, daß wir dieser "Zwangs-Initiative" 
der Sozialisten unsere Zustimmung versagen 
werden. (Bei/all bei der OVP. - Bundesrat 
Hella H a  n z 1 i k: Und Sie sind Gewerk­
schafter! Bundesrat Ing. G a s  s n e  r: 
Jawohl, Frau Kollegin, ich bekenne mich 
dazu!) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr 
Bundesrat Böck gemeldet. Ich erteile es ihm. 
(Weitere Zwischenrufe bei der SPO. - Bun­
desrat Ing. G a s  s n e r: Wir haben eben eine 
andere Meinung davon!) 

Bundesrat Böck (SPO) : Herr Vorsitzender I 
Herr Bundesministerl Sehr geehrte Damen und 
Herren I Ich spreche ohne "Barrikaden", sach­
lich, ruhig, als Gewerkschafter, als Sozialist; 
und ich werde dann noch eine Beifügung 
machen, die auf ein Äußerung des Kollegen 
Gassner wunderbar zutrifft. 

In der 292. Sitzung des Bundesrates vom 
15. Juli - Kollege Gassner hat es auch 
erwähnt - wurde mit Mehrheit die Ein­
kommensteuergesetzvorlage beeinsprucht. Sie 
wurde vor wenigen Tagen im Nationalrat 
durch Beharrungsbeschluß bestätigt und 
gestern im Bundesgesetzblatt verlautbart. 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Worüber Sie sehr froh 
sind, Herr Kollege!) Diese Frage ist erledigt. 

Damals ging es um die Korrektur des Ein­
kommensteuergesetzes. Unser Antrag, der 
ebenfalls mit Mehrheit in diesem Hause 
beschlossen wurde, in diesem Raume -
"Haus" wäre schon wieder übertrieben -, war 
mit Mehrheit beschlossen, und er steht heute 
durch Ausschußbeschluß zur Diskussion. Er 
behandelt nicht mehr das Einkommensteuer­
gesetz, sondern eine Abänderung des Arbeits­
zeitgesetzes im § 1 0. 

Nun gleich zu einigen Ausführungen des 
Kollegen Gassner. (Bundesrat Ing. G a s  s n e r: 
Ich notiere bereits!) Er hat in der betreffenden 
Sitzung vom 15. Juli in seiner Rede fest­
gehalten - jetzt darf ich diese Sätze 
zitieren -: "Diese Menschen sind daran inter­
essiert, für ihre geleisteten Uberstunden mehr 
als bisher als Entlohnung zu erhalten." 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Selbstverständlich!) 

Das ist die erste Feststellung. (Bundesrat 
B ü r k 1 e: Durch weniger Steuer!) Es kommt 
noch eine. Im werde Ihnen dann beweisen, 
daß dieser Aussprum falsch ist, daß er völlig 
irreführend war und heute bestätigt wird. 

Ein weiterer Satz heißt: "Bei unserem 
Antrag" - gemeint ist die damalige Vor­
lage - "erhält der Arbeitnehmer mehr. :'  
(Bundesrat B ü r k 1 e: Und muß mehr Steuer 
zahlen!) Dieses Mehr werden wir untersuchen. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, bei meh­
reren Steuergruppen bei einem Stundenlohn 
von 20 S zu errechnen, was der einzelne 
nach dem einen Vorschlag und nach dem 
anderen Vorschlag bekommt. (Der Redner 
zeigt eine Tabelle vor.) Es ist eine "kleine" 
Berechnung ; es werden etwa 700 Zahlen 
draufstehen. 

Versuchen wir, einen Vergleich zu ziehen. 
Es heißt nach den Bestimmungen des Arbeits­
zeitgesetzes : Bis 1974 für die ersten vier 
Stunden 25 Prozent und erst ab der fünften 
Stunde 50 Prozent für den Uberstunden­
zuschlag. Ab 1975 tritt noch eine Verschlech­
terung ein: Die ersten fünf Uberstunden mit 
25 Prozent und erst die sechste mit 50 Prozent. 
Was ergibt das finanziell? Das bedeutet einen 
Uberstundenzuschlag für die erste Stunde 
5 S - nach unserem Vorschlag wären es für 
die erste Stunde lO S ;  für die zweite Stunde 
10 S, bei uns 20 Si für die dritte Stunde 
1 5  S, bei uns 30 S i  für die vierte Stunde 20 S, 
bei uns 40 S. Dann ändert sich von der fünften 
Stunde bis zur achten Stunde nichts mehr. 
Dann ist die Steigerung gleich. Der Differenz­
betrag von 20 S bleibt aber aufrecht. Bei acht 
Uberstunden wöchentlich ergibt das nach dem 
jetzigen Gesetz einen Zuschlag von 60 S. Jetzt 
möge mir Kollege · Gassner begreiflim madlen, 
was das für den betroffenen Arbeiter an 
Mehr - was er zweimal erwähnt hat - ge­
bracht hat oder bringen wird. Bisher waren 
auch schon 60 S Uberstundenzuschläge pro 
Woche steuerfrei. Auch wenn er acht Uber­
stunden in der Woche macht, hat er nom 
immer nichts von dem Gesetz, das Sie j etzt 
zweimal im Hohen Hause mit Mehrheit be­
schlossen haben. 

Ich frage jetzt den christlichen Gewerk­
schafter - ich lege dabei die Betonung auf 
"christlich" -, ob er das als christlich empfin­
det, wenn der kleine Lohnempfänger, der bis 
zu acht Uberstunden in der Woche machen 
sollte - was sehr selten vorkommt, nur in 
Ausnahmsfällen kommt man über acht Stun­
den, denn überwiegend sind j a  die Uberstun­
den nur im kleinen Rahmen zu machen -, 
nie in den Genuß dieses Gesetzes kommt, 
sondern nur jene, die irgendeine Möglichkeit 
haben, vom Gehalt im großen Rahmen ein 
Uberstundenpauschale abzusetzen, und davon 
den Zuschlag steuerfrei erhalten. Nur der ganz 
Große - ich könnte Ihnen sogar aus meiner 
eigenen Berufsbranche Beispiele anführen, wo 
auch Leute mit größerem Einkommen in den 
Genuß dieser Bestimmungen kommen - hat 
etwas davon, aber die große Masse der 
Arbeiter hat auf Grund dieser Entscheidung 
in Ihrem Gesetz, das so "christlich" ist, keinen 
Groschen Verdienst dabei. 
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Und nun christliche Gewerkschafter! Es 
gehört nicht direkt dazu, aber Kollege Gassner 
wird mir gestatten, daß ich es sage. Der Begriff 
"christliche Gewerkschafter" wird bel nur 
einigen Minuten Zeitunterschied mit verschie­
dener Bedeutung angewendet. Hier ist der 
christliche Gewerkschafter OVP-Mandatar. 
(Bundesrat Ing. G a s  s n e I: Warum nicht?) 
In den Gewerkschaften - ich weiß nicht, was 
Kollege Gassner in seiner Gewerkschaft tut, 
wie er sich dort bei einer Abstimmung ver­
hält -, in meiner Gewerkschaft und in vielen 
anderen Gewerkschaften gibt es zu dem 
Problem 50 Prozent, zu unserem Antrag, ein­
stimmige Beschlüsse in allen Organen dieser 
Körperschaften zusammen mit den christlichen 
Gewerkschaftern. Dort sind sie "christliche 
Gewerkschafter". Wenn Sie aber ein Mandat 
haben, dann hört es sich auf, christlicher 
Gewerkschafter zu sein. Dann hat man die 
Linie der Partei zu befolgen, und die sagt neinl 
(Beifall bei der SPO. - Bundesrat K r e m  p I: 
Herr Kollege, unsere Leute können noch eine 
selbständige Meinung haben/ - Zustimmung 
bei der OVP.) Ich kann aber nicht innerhalb 
von zwei Minuten meine Meinung ändern! 
Dann darf ich hier nicht darüber reden. 
(Bundesrat Ing. S p i n d e I  e g g e l: Was war 
beim Landwirtschaftsgesetz? Um 180 Grad 
habt ihr euch gedrehtl) Wenn es mir so ginge, 
würde ich hier nicht aufstehen und zum Red­
nerpult heraufgehen. Da bleibe ich sitzen. Sie 
können in allen Protokollen nachlesen, in wie 
vielen Gewerkschaften, in den Vorständen, 
den Zentralvorständen oder wie es heißt, die 
dlristlichen Gewerksdlafter sogar manchmal 
Antragsteller in der gleichen Angelegenheit 
waren. (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Sie sind 
eben ein sehr starker Gewerkschafts­
vorsitzender! Da traut sich niemand auf­
mucken!) 

Ich habe noch eine Vergleichsziffer, woraus 
ersehen werden kann, wie die beiden Vor­
schläge variieren. Wir sind wieder beim Aus­
gangspunkt 20 S kollektivvertraglicher 
Stundenlohn, j etzt aber nicht mehr steuerfrei, 
sondern in Effektivbeträgen gerechnet. Bei 
20 S Stundenlohn ist bei der 25prozentigen 
Zuschlagsvergütung ein Endbetrag von 25 S 
in der ersten Stunde gegeben. Netto - bei 
allen Abzügen, wie Sozialversicherung und 
was dazugehört - bekommt der Mann 
für die erste Stunde 16,75, für die zweite 
Stunde 17,15,  für die dritte Stunde 1 7,25 und 
für die vierte 17,60 S, und zwar in der Steuer­
gruppe B ohne Kinderfreibetrag und ohne 
Alleinverdienerfreibetrag. Nadl unserer Ver­
sion, die heute zur Abstimmung steht, würde 
er statt 16,75 2 1 ,50 S für die erste Stunde 
erhalten, für die zweite statt 17,15 21 ,40, für 
die dritte statt 17,25 21 ,78 und für die vierte 

statt 1 7,60 22,70 S. Sie sehen, im Schnitt eine 
Differenzierung zwischen 4 und 5 S netto. 

Das gleiche kann ich für die Steuergruppe 
Bll mit Kinderfreibetrag und Alleinverdiener­
freibetrag sagen. Das ist ganz gleich, nur noch 
um einige Groschen besser. Dazu kann ich nur 
sagen : Da sind j a  wir die christlichen Gewerk­
schafter, wenn man dieses Wort aufrichtig und 
ehrlich meint und nidlt nur als irgendeine 
Bezeichnung ansieht. (Bundesrat Doktor 
G a s  p e r  s c h i  t z: Beitrittserklärungen habe 
ich hier!) Dann sind es wir. 

Wenn der einzelne Dienstnehmer nicht mehr 
als acht Uberstunden madlt -,- und das kommt 
selten vor, denn er kann nicht Woche für 
Woche zeitlebens mehr als acht Uberstunden 
machen, das ist undenkbar, das würde kein 
Mensch aushalten -, würde er nie in den 
Genuß der Bestimmungen dieses Gesetzes 
kommen, außer er ist Generaldirektor mit 
60.000 S und kann es sich richten. (Bundesrat 
B Ü r k 1 e: Der kriegt ja keine Uberstunden 
gezahltl) Vielleicht war bei der Beschluß­
fassung ein kleiner Hintergedanke dabei, daß 
man hochgestellten Persönlichkeiten damit 
helfen möchte. (Bundesrat Ing. S p i n d e 1-
e g g e r: Die gibt es in der Verstaatlichten 
auch auf der SPO-Seite!) 

Wir haben am 15.  Juli den Antrag gestellt, 
daß die Uberstunden von 25 auf 50 Prozent 
erhöht werden. Das ist nicht, wie es damals 
in einem Zwischenruf geheißen hat, eine 
"Lizitation" - ich glaube, es war auf Grund 
des Protokolls, wenn ich mich recht erinnere, 
der Herr Kollege Bürkle, der gemeint hat, das 
sei Lizitation. Jetzt haben wir Zahlen vor­
gelegt. Ich bitte Sie oder den betreffenden 
Kollegen, der den Zwischenruf gemacht hat, 
den Mut zu haben, zu sagen, ob das Wort 
Lizitation nach den von mir vorgelegten Zah­
len richtig war. 

Wir haben damit nichts anderes getan, als 
das, was Sie ausgesprochen haben, in die Tat 
umgesetzt. Denn Ihre Bestimmungen, die mit 
Mehrheit im Nationalrat beschlossen wurden 
und mit dem Beharrungsbeschluß bestätigt 
wurden, bringen nicht das, was sie aus­
sprechen, sondern schädigen den, der Uber­
stunden nicht machen will, sondern machen 
muß; denn wir müssen auch hier zur Kenntnis 
nehme-n, daß der Großteil der Uberstunden 
nicht aus dem Wollen heraus gemacht wird, 
sondern daß es in nahezu allen Berufsgruppen 
zwingende Uberstunden gibt: bei Vor- und 
Abschlußarbeiten, morgens und abends, bei 
durchgehenden Arbeitsvorgängen, die um 
5 Uhr nicht unterbrochen werden können, die 
bis 6, 7 und 8 Uhr dauern. Er will gar nicht, 
er muß aber dort bleiben und muß die Arbeit 
weiter verrichten. 
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Büllt 
Hier können wir auch etwas feststellen, 

was wir oft aus Ihrem Munde hören können: 
Keine Betriebstreue, kein Verantwortungs­
bewußtsein! Sagen Sie mir generell einen 
Fall, wo sich Arbeitnehmer geweigert haben, 
Vor- und Abschlußarbeiten zu machen, wo 
sie sich geweigert haben, Arbeitsvorgänge, 
die nicht unterbrochen werden sollen oder 
dürfen, durchzuführen. (Bundesrat B ü t k 1 e: 

christlicher Gewerkschafter in Anspruch 
(Bundesrat B e  d n a  r: Die christlichen Ge­
werkschafter haben mit uns gestimmtl), daß 
wir j eweils aufrichtig und ehrlich unsere Mei­
nung gesagt haben und uns aufrichtig und 
ehrlich für die Interessen der Arbeitnehmer 
einsetzten. (Bundesrat B ö  c k: Ich habe nie 
gesagt: "unaufrichtig", ich habe nur gesagt: 
"verschiedener Auffassung"') Und jetzt haben 
wir einen anderen Weg. Wer behauptet hier so etwas? Haben wir es 

getan?) Das Wort hört man auf Ihrer Seite 
immer wieder: Kein Verantwortungsbewußt­
seirr, keine Betriebstreue ! (Bundesrat 
S c  h l e i n e  I: Bitte Namen nennen!) Auf 
Ihrer Seite - damit ist die politische Linie 
gemeint und nicht die Person, aber es war 
auch in diesem Raum schon so. (Bundesrat 
S c  11 r e i n  e r: Namen nennen I) Ich hoffe 
daher, obwohl (Bundesrat B ü r k 1 e :  
Kollege! Was ist  mit den 100 bis 500 Mil­
lionen, die der Finanzminister von ihnen be­
kommt und von denen Herr Gassner ge­
sprochen hat? - Sind das die Sachen, von 
denen Gassner gesprochen hat? Wer bekommt 
die jetzt ?) Die hohen Verdiener, der Kleine 
keinen Groschen! (Ruf bei der OVP: Ach so!) 
Der Kleine keinen Groschen! Sie können das 
von mir schriftlich haben. (Bundesrat Ing. 
G a s  s n e  r: Ja, das wird gut sein!) Aus den 
großen Plakaten habe ich auch einen Kurz­
auszug mit. Ich habe gewußt, daß irgend 
jemand mißtrauisch sein wird. Ich bin bereit, 
Ihnen den Kurzauszug zu geben und Sie 
nachrechnen zu lassen. 

Ich darf also festhalten, daß die Ausfüh­
rungen des Kollegen Gassner mit der Fest­
stellung geendet haben: Wir können diesem 
Antrag nicht zustimmen. Diese Meinung ist 
nimt zu korrigieren, weil sie festgelegt ist. 
(Bundesrat Dr. G a s  p e r  s c h i  t z: Weil mit 
den Sozialpartnern nicht gesprochen wurde!) 
Ich bedaure dies außerordentlich im Namen 
und im Interesse der 2,3 Millionen Arbeit­
nehmer. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch 
einmal Herr Bundesrat Gassner gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP) : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Herr Bundesrat 
Porges hat mir, als ich an ihm vorbeiging, 
zugeflüstert, ich werde jetzt nicht mehr 
Glauben finden. - Im nehme das auch nicht 
an. Ich glaube aber, es ist doch notwendig, 
noch ein paar Worte zu sagen. 

Ich weiß nicht, warum Sie der Meinung 
sind, daß wir nicht ehrlim und aufrichtig sind. 
Ich nehme für mich und auch für meine 
Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion 

Herr Kollege Böck! Sie sind der Meinung, 
Ihr Vveg sei der richtige. Wir sind der Ansicht, 
unser V<leg sei der richtige. (Abg. B e  d n a r: 
Sagen Sie das Ihren Gewerkschaftern auch!) 
Ich glaube, es steht jedem das Recht zu, den 
Weg zu gehen, der ihm richtig erscheint. 
Herr Kollege, das kann doch niemand be­
streiten! (Bundesrat B e  d n a r: Sagen Sie das 
auch Ihren anderen christlichen Gewerkschaf­
tern!) 

Nun nom ein paar Worte zur Sache selbst; 
zu den Dberstunden. Wir haben hier zwei 
vollkommen verschiedene Anträge, vollkom­
men verschiedene Anträge deswegen, weil 
sich der eine Antrag damit beschäftigt, dem 
Finanzminister weniger Geld zu geben. Das 
ist eine Angelegenheit des Parlaments, eine 
Angelegenheit der Regierung. Deshalb war 
es auch richtig, diesen Antrag im Parlament 
einzubringen, ohne, wie Sie es gesagt haben, 
vorher die Sozialpartner oder die Wirtschafts­
partner damit zu konfrontieren. 

Der heute von Ihnen eingebrachte Antrag 
geht von einer vollkommen anderen Basis 
aus. Hier wird nämlich die Konfrontation 
zwischen den Wirtschafts- und Sozialpartnern 
verhindert und diesen ein Muß aufgezwungen 
(Bundesrat B e  d n a  r: Wieso?), und dagegen, 
Herr Kollege, wehren wir uns. Dagegen sind 
wir, weil wir der Meinung sind, daß hier 
an den Grundfesten gerüttelt wird. Doch an 
diesen Grundfesten lassen wir nicht rütteln, 
solange wir etwas . zu reden haben. (Leb­
hafter Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
B ö e  k: Herr Kollege Gassner! Mein Antrag 
entspricht Ihren Worten, dem Arbeitnehmer 
mehr zu bringen!) Herr Kollege Böck!  Ich 
habe meinen Standpunkt noch einmal dar­
gelegt. (Bundesrat B ü l k  1 e: Reden Sie mit 
den Sozialpartnern, dann kann man auch mit 
uns reden!) 

.� Ich' darf nun auf folgendes eingehen: Ich 
habe auch zu der Zeit, · als ich noch kein 
Mandat hatte - ich darf Ihnen das nur 
zur Beruhigung sagen -, und zwar im Jahre 
1961, am GewerksChaftstag der Landes'" 
exekutive und in einigen anderen Foren, 
jederzeit meine · Meinung und die meinel' 
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Ing. Gassner 
Kolleginnen und Kollegen zum Ausdruck ge-

I 
Arbeiter!) Herr Kollege, das ist im Arbeitszeit­

bracht, ohne durch ein Mandat geschützt zu gesetz verankert ; ich weiß das doch. 
sein. Sie haben es anders ausgedrückt: Jetzt Aber fragen Sie doch die Kolleginnen und 
hat man ein Mandat und jetzt muß man! Kollegen draußen in den Betrieben! Sie, vor 

Ich habe auch im Jahre 1 967 in Baden ganz allem jene, . die Sa�sonbediens.�ete sind, sind 
klar unsere Meinung zur Lohn- und Ein- doch daran mtereSSIert, .me�r Uberstunden zu 
kommensteuer beziehungsweise zur Steuer- mache

.
n. Das w�l1en SIe Ihnen v�rwehren? 

politik gesagt. Ich darf Ihnen heute sagen Ich bm der �emung, daß das m�t ge��. 
_ Sie und die niederösterreichischen Kollegen (B�ndesrat � 0 c k: Das Gel� sollen Sle daf�r 

können das vielleicht im Protokoll nach- kIlegen!) WIr sollen eben dIesen Leute� dIe 
lesen -, daß mir Präsident Benya in seiner Cha�ce geben, das entsprechend durchfuhren 
Antwort darauf beigepflichtet und gesagt hat, 'Zu kannen. 
jawohl, auch er sei der Meinung, daß man Meine Kolleginnen und Kollegen! Nun darf 
diesen Weg gehen könnte; die Bedenken, die ich noch einmal sagen: Wir sind eben der 
ich geäußert habe, wären zu überlegen und Meinung, daß ein bestimmter Weg für die 
durchzudiskutieren. Arbeitnehmer der beste Weg ist. Sie sind 

der Meinung, mit Ihrem Antrag den besten 
Erfolg zu erreichen. Wir sind der Ansicht, 
daß sich eben vorher die Wirtschafts- und 

Ich glaube, daß ich damit bewiesen habe, 
daß wir dort, wo es notwendig ist, unsere 
Meinung äußern beziehungsweise kundtun. 
Wir sind eben - ich darf es noch einmal Sozialpartner zusammensetzen sollen. 
sagen - der Meinung, daß wir einen anderen 
Weg gehen müssen, um diese Dinge zu er­
reichen. 

Noch etwas : Der Finanzminister hat diese 
Zahlen genannt, nicht wir !  Wir waren bei 
dieser Uberstundenregelung der Meinung, daß 
das wenig ausmacht. Der Finanzminister hat 
erklärt, daß die Einnahmenverminderung des 
Bundes durch diesen Antrag der Opposition 
100 bis 500 Millionen Schilling ausmache. 

Herr Bundesrat Böckl Nun darf ich Ihnen 
folgendes sagen: Mein Vater war Hilfsarbeiter 
in der Land- und Forstwirtschaft; er ist vor 
einem Jahr in Pension gegangen. Mein 
Bruder ist draußen als Maurer tätig. Was 
kann man bei diesen beiden feststellen? Ich 
kann das deshalb sagen, weil ich damit direkt 
konfrontiert werde, also die Situation kenne­
Der eine konnte nicht das ganze Jahr hin­
durch arbeiten, der andere genausowenig. 
Angehörige solmer Berufe machen eben in 
der Zeit des Jahres, in der sie arbeiten, Uber­
stunden, nicht nur acht, sondern mehr Uber­
stundenl Das sind nur zwei Beispiele. Diese 
Leute sind an Uberstunden interessiert. Fragen 
Sie die Kollegen aus dem Bereich der Bau­
und Holzarbeiter oder die aus der Land- und 
Forstwirtschaft. Diese Leute sind daran inter­
essiert, jetzt mehr zu erhalten. 

Das Ganze schaut nämlich ganz anders aus, 
wenn man sich die Dinge überlegt und nicht 
nur von den Generaldirektoren oder sonst 
irgend jemandem spricht. 

Ich glaube, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dieses Ding hat eben zwei Seiten. (Bundesrat 
B ö e  k: Haben Sie schon gezählt, wieviel 

Ich glaube, es war ein Kollege aus dem 
Burgenland, der bei der Debatte am 15. Juli 
hier gesagt hat, man habe dabei die Länder 
und die Gemeinden noch nicht gefragt. Ich 
darf nun fragen: Hat man schon gefragt, ob 
der Bund, die Länder und die Gemeinden 
damit einverstanden sind, auch diese 50 Pro­
zent Zuschlag zu bezahlen? Ich weiß es nicht. 
Aber es wäre natürlich interessant, auch das 
nebenbei zu erfahren. Auch das gehört zur 
Partnerschaft. 

Wir sind der Meinung: Wir lassen uns 
durch solche Anträge ganz einfach das Sozial-, 
Lohn- und Preisgefüge nicht zusammen­
schlagen. Ich bin der Meinung, daß wir über 
die entsprechenden Maßnahmen vorher spre­
chen müssen. Erst dann, wenn man zu einer 
koordinierten Auffassung gelangt ist, soll man 
mit solchen Gesetzesvorlagen ins Parlament 
beziehungsweise in den Bundesrat gehen. Das 
wäre zweckmäßiger und überlegter. Das würde 
den Arbeitnehmern letztlich mehr dienen. (Bei­
fall bei der tJVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich noch Herr 
Bundesrat Kouba gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Kouba (SPO) : Meine Damen und 
Herren! Wir wissen, daß es die Kollegen auf 
seiten der christlichen Partei sehr schwer 
haben, Interessen gerade in einem Forum ver­
treten zu müssen oder vertreten zu sollen, 
wo sie Partner neben sich haben, die selbst­
verständlich sofort hinten am Rock zupfen, 
wenn etwas gegen ihre Interessen gerichtet 
ist. (Bundesrat K r  e m p 1: Haben Sie eine 
Ahnung!) 

tJberstunden einer in der Woche machen darf?) In der Gewerkschaft ist es schlicht und 
Bitte? (Bundesrat B ö e  k: Wieviel darf er einfach eine Selbstverständlichkeit, für alles 
machen?) Wer? (Bundesrat B ö  c k: Der einzutreten, was den Arbeitnehmern, den je-
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Kouba 

weils Betroffenen der jeweiligen Gewerk­
schaft, zum Vorteil gereicht. 

Als christlicher Gewerkschafter braucht man 
in einem anderen Forum die nötige Wandel­
barkeit: Bin ich kein christlicher Gewerk­
schafter, dann bin ich wieder ein OAAB-Mit­
glied. Auf dem politischen Sektor bin ich 
weder das eine noch das andere, dort bin ich 
eben politischer Mandatar und habe mich nach 
der politischen Partei zu richten. Alles in 
allem kann man jemanden, der eine solche 
Haltung einnimmt, nicht als Vertreter der 
Arbeitnehmer bezeichnen. (Bundesrat 
K r  e m p 1: Haben Sie sich schon einmal ge­
traut, sich gegen Ihren Kanzler zu stellen, 
gegen Ihre Regierung zu stimmen?) 

Es ist absolut richtig, eine eigene Meinung 
zu haben. Aber eine Meinung zu vertreten, 
die Nachteile jenen bringt, die man zu ver­
treten hat, das kann man nicht gut als eigene 
Meinung bezeichnen. (Bundesrat Doktor 
G a s p e r  s c h i  t Z: Wir sind einverstanden, 
wenn der ordentliche Weg gegangen wird!) 

Es geht um die Ausrede, daß man sagt: 
Wir lassen uns die Wirtschaft nicht zer­
schlagen. - Wenn es gelingen würde - es 
wird uns gelingen -, mit den christlichen 
Gewerkschaftern, mit den Wirtschaftspartnern 
die 25 Prozent wegzubekommen und die 
50 Prozent zu kriegen, dann würde beziehungs­
weise wird das auch nicht der Fall sein. 

Daß die Wirtschafts seite, die Arbeitgeber­
seite, immer wieder erklärt, unsere Forde­
rungen zerstören die Wirtschaft, ist noch ein­
zusehen, obgleich wir das auch nicht allzu 
ernst nehmen. Aber daß Arbeitnehmerver­
treter denselben Standpunkt einnehmen, zeigt, 
daß diese Arbeitnehmervertreter keine sehr 
gute Meinung haben. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Bundesräte Ing. Guglberger und Maria Hag­
leitner in dieselben Ausschüsse als Mit­
glieder beziehungsweise Ersatzmitglieder zu 
wählen, denen sie bisher angehört haben. 
An Stelle des ausgeschiedenen Bundesrates 
Dr. Bmgger soll jeweils Bundesrat lng. Mader 
treten. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde 
ich über diese Wahlvorschläge unter einem 
durch Handerheben abstimmen lassen. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Bundes� 
rates, die diesen Wahlvorschlägen ihre Zu� 
stimmung geben, um ein Händezeio."1en. � 
Danke. Diese vVahlvorschläge sind somit ein­
stimmig angenommen. 

Eine Aufstellung der neu- beziehungsweise 
wiederbesetzten Ausschußmandate wird dem 
stenographischen Protokoll der heutigen Sit­
zung angeschlossen werden. (S. 7929) 

29. Punkt: Wahl eines Schriftführers für den 
Rest des 2. Halbjahres 1910 

Vorsitzender: Wir kommen nunmehr zum 
29. Punkt der Tagesordnung : Wahl eines 
Schriftführers für den Rest des 2. Halbjahres 
1 970. 

Durch die vom Tiroler Landtag vorgenom­
menen Neuwahlen in den Bundesrat ist es 
notwendig geworden, die Funktion eines 
Schriftführers neu zu besetzen. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, Frau 
Bundesrat Mafia Hagleitner in ihrer bisheri­
qen Funktion als Schriftführer zu bestätigen. 

Fall kein Einwand erhoben wird, werde ich 
über diesen Wahlvorschlag durch Hand­
erheben abstimmen lassen. - Einwand wird Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. nicht erhoben. 

Wünscht der Berichterstatter ein Schlußwort? 
- Das ist nicht der Fall. 

Wir schreiten zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, das mit einern 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Bundes­
rates, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustim­
mung geben, um ein Händezeichen. - Danke. 
Damit ist dieser Wahlvorschlag einstimmig 
angenommen. 

Händezeichen kundzutun. - Das ist die Ich frage die Gewählte, ob sie die Wahl 
Mehrheit. Der Antrag ist somit a n  g e n  0 m- annimmt. 
m e n. 

28. Punkt: Ausschußergänzungswahlen 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 28. Punkt 
der Tagesordnung: Ausschußergänzungs-
wah� 

. 

Durch die Neuwahl der Tiroler Mitglieder 
des Bundesrates sind Ausschußergänzungs­
wahlen erforderlich geworden. 

Bundesrat Maria HagleUner: Ja !  

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist damit 
erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Bundesrates 
berufe ich für Freitag, den 4. Dezember 1970, 
9 Uhr mit folgender Tagesordnung ein: 

Beschluß des Nationalrates vom 30. Oktober 
1970, betreffend ein Ubereinkommen zur Bei-
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Vorsitzender 

legung von Investitionsstreitigkeiten zwischen nommenen Sitzungen verabsdlieden wird, so­
Staaten und Angehörigen anderer Staaten. weit sie dem Einspruchsrecht des Bundesrates 

Für eine Ergänzung · der Tagesordnung unterliegen. Ein diesbezügliches Aviso wird 
dieser Sitzung kommen jene Vorlagen in noch schriftlich ergehen. 
Betracht, die der Nationalrat in seinen für 
26. und 27. November 1 910 in Aussicht ge- Die Sitzung ist g e  s c h I  0 S s e n. 

Schluß der Sitzung: 14 Uhr 5 Minuten 

Besetzung von Aussdmßmandaten auf Grund der vom Bundesrat in der Sitzung vom 
19. November t 910 durchgeführten Ausschußergänzungswahlen (S. 7928) 

Ausschuß für Auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration 

M i t  g I i e d e r : lug. Guglberger, Maria 
Hagleitneri 

E r  s a t z .m i t g 1 i e d: Ing. Mader. 

Finanzausschuß 

E r s a t z  m i t  g 1 i e d: Ing. Guglberger. 

Geschäftsordnungsausschuß 

M i t  9 1 i e d :  Ing. Mader; 
E r s a t z  m i t  9 1 i e d: lug. Guglberger. 

Unvereinbarkeitsaussdluß 

M i t  g I i e d: Ing. Guglberger. 

Ausschuß für Verfassungs- und Rechtsange­
legenheiten 

M i t  g 1 i e d :  Ing. Mader. 

Ausschuß für wirtsdlaftliche Angelegenheiten 

E r s a t z  m i t  9 I i e d: Maria Hagleitner. 

Ständiger gemeinsamer AussdlUß des 
Nationalrates und des Bundesrates im Sinne 
des § 9 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 

AusSchuß für soziale Angelegenheiten M i t  g 1 i e d e r: Maria Hagleitner, Ing. 
M i t  9 1 i e d e r : Ing. Mader, Maria Hag- Guglberger; 

leitner. E r s a t z m i t  g 1 i e d: lng. Mader. 

Osterreichische Staatsdruckeret L61 30950 
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